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Vorwort. 


So  oft  es  sich  um  die  Schaffung  einer  Verfassung  handelt, 
erhebt  sich  die  Streitfrage,  ob  man  das  Volk  in  einem  Ein- 
kammersystem oder  Zweikammersystem  vertreten  sein  lassen 
wolle.  Da  gibt  eine  über  der  Parteileidenschaft  stehende 
Antwort  die  Geschichte  des  Konstitutionalismus,  wenn  wir 
sehen,  welch  herrschende  Stellung  das  Zweikammersystem 
in  ihr  einnimmt.  Aber  die  Zusammensetzung  der  beiden 
Kammern  sowie  ihre  Stellung  zueinander  ist  wieder  nicht 
minder  vom  politischen  Streite  umtost.  Deshalb  sollen  sich 
die  folgenden  Betrachtungen  einmal  auf  die  verschiedene 
Zusammensetzung  der  beiden  Kammern  und  dann  auf  ihr 
Verhältnis  zueinander  richten,  auf  dieses  aber  bei  dem  preu- 
ßischen Zweikammersystem  des  näheren  in  einem  besonde- 
ren Teile  eingegangen  werden,  nachdem  das  Wesen  des 
Zweikammersystems  zusammenfassend  erörtert  ist.  Dabei 
muß  auch  auf  die  rechtliche  Stellung  der  Kammern  in  den 
einzelnen  Staatskörpern  ein  Blick  geworfen  werden,  weil  die 
Geschichte  des  Zweikammersystems  sich  selbst  als  ein  Teil 
der  Verfassungsgeschichte  dasteht. 


I.  Teil: 


Das  Zweikammersystem  in  der  Geschichte 
des  Konstitutionalismus. 

1.  Abschnitt:  Die  Wiege  des  Zweikammersystems. 

In  der  magna  Charta  libertatum  (1215)  gewannen  die 
englischen  Großen  dem  streng  absoluten  normannischen  Kö- 
nigtum wenn  auch  noch  nicht  eine  Teilnahme  der  Stände 
an  der  Regierung  (abgesehen  von  den  sogenannten  drei 
reichsständischen  Klauseln),  so  doch  eine  rechtliche  Beschrän- 
kung in  der  Ausübung  seiner  Hoheitsrechte  ab.  Damit  legten 
sie  den  Grund  überhaupt  zu  der  ersten  konstitutionellen  Ver- 
fassung der  christlichen  Zeit  und  leiteten  eine  Epoche  ein, 
die  die  Wiege  des  Zweikammersystems  bedeutet.  Zunächst 
freilich  waren  es  die  Großen  allein  1)f  die,  wie  sie  als  Vor- 
kämpfer für  das  ganze  bedrückte  Volk  die  magna  Charta  er- 
zwungen hatten,  nun  auch  als  Konservatoren  der  magna 
Charta  (Art.  61;  1.  reichsständische  Klausel)  diese  ständig 
gegen  die  Könige  verteidigten.  Sie  werden  nach  Ermessen 
des  Königs  zur  Versammlung  (concilium  regis)  zwecks  Durch - 
beratung  von  Verordnungen  und  Bewilligung  von  Hilfs- 
geldern  berufen.  Dieses  geschieht  durch  das  königlich  writ, 
welches  1245  schon  ausdrücklich  die  Verhandlung  von 
Staatsgeschäften  enthält.  Hier  tritt  zum  ersten  Male  der 
Name  parliamentum  auf.  Seit  1258  besteht  schon  die  Praxis 
der  jährlich  dreimaligen  Berufung,  was  ein  Fortschreiten  zu 
einer  verfassungsmäßigen  Stellung  der  Kronvasallen  in  dem 
parliamentum  bildet.  Aber  die  große  Masse  der  Unter- 
vasallen und  freien  Männer  Englands,  die  communitas  der 


x)  Gneist,  Englische  Verfassungsgeschichte,  S.  240  ff. 
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Grafschaften  und  Städte  ist  noch  von  der  Teilnahme  an  den 
Regierungsangelegenheiten  ausgeschlossen.  Ihre  Bedeutung 
freilich  ist  schon  unter  Heinrich  III.  unwillkürlich  anerkannt. 
So  werden  sie  1258  aufgefordert,  zwei  Ritter  vice  omnium 
et  singulorum  zu  erwählen,  damit  diese  coram  concilio  regis 
erscheinen,  freilich  nur  der  auxilia  wegen.  1261  aber  werden 
schon  drei  Ritter  aus  jeder  Grafschaft  zu  einer  Beratung  der 
Staatsgeschäfte  eingeladen,  und  am  28.  1.  1265  werden 
sie  abermals,  aber  jetzt  noch  dazu  zwei  Bürger  aus  einer 
Anzahl  Flecken  zu  einem  Reichsrat  berufen.  Hier  haben  wir 
die  ersten  Anfänge  des  Unterhauses,  und  zwar  mit  ge- 
wählten Mitgliedern.  Der  schon  zu  Heinrich  III.  bestehende 
Rat  erweitert  sich  unter  Eduard  I.  durch  Berufungen  von 
Prälaten  und  Baronen  in  periodischen  Versammlungen  (vier- 
mal jährlich)  zum  magnum  consilium.  Zum  ersten  Male  tritt 
hier  eine  stetige,  geordnete  Teilnahme  der  Magnaten  an  der 
Staatsverwaltung  zutage,  und  zwar  als  steuerbewilligende 
Versammlung,  als  höchster  beratender  Staatsrat  mit  Prü- 
fung der  Petitionen  und  Einfluß  auf  die  Besetzung  der  Groß- 
ämter und  schließlich  als  Königsgericht  über  die  Kron- 
vasallen.  Das  bedeutet  ein  Selbständigwerden  gegenüber 
dem  König,  denn  nun  sind  die  Barone  geschützt  gegen  Über- 
griffe des  Königs,  aber  auch  der  Großbeamten,  indem  sie 
diese  als  Standesgenossen  vor  ihresgleichen  zur  Rechen- 
schaft ziehen  können 2).   Die  Landstände  halten  zunächst 
nicht  gleichen  Schritt.    Nach  wie  vor  werden  sie  unter 
Eduard  I.  und  II.  nur  ab  und  zu  berufen,  wenn  es  dem 
König  gefällt,  und  zwar  wohl  auch  in  Gesetzgebungsfällen, 
aber  nur  isoweit  lokale  Interessen  in  Frage  kommen,  während 
sie  in  Reichssachen  nur  ein  Petitionsrecht  haben.   In  der 
Steuerbewilligung  freilich  stehen  sie  schon  unter  Eduard  I. 
nach  der  Charte  von  Gent  1297  den  oberen  Ständen  gleich. 
Und  zwar  sollen  fortan  nur  ,,par  commune  assent  de  tout 
le  Roiaumje  e  a  commun  profist"  Geldhilfen  erhoben  werden. 
Fast  ein  Jahrhundert  lang  bleibt  auf  diese  Steuerbewilligung 


2)  Schmidt,  Allgemeine  Staatslehre.  II,  2.  S.  503. 
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ein  Zusammenhandeln  der  Stände  beschränkt.  Äber  in  ,dem 
Maße,  in  dem  die  Inanspruchnahme  der  Steuerbewilligung 
der  Stände  seitens  des  Königs  steigt  (unter  Eduard  III.  wer- 
den die  Stände  zu  diesem  Zweck  fast  jährlich  berufen), 
wächst  auch  die  Bedeutung  des  Petitionsrechtes  des  dritten 
Standes.  Er  übt  es  jetzt  so  nachdrücklich  aus,  daß  er  den 
zahlreichen  Petitionen  regelrechte  Gesetzesvorschläge  (Bill) 
beifügt.  Auch  wird  in  den  Parlamentsbeschlüssen  neben 
dem  Konsens  der  Barone  der  der  Landsassen  und  Städte 
regelmäßig  erwähnt3).  1376  erzwingen  die  Gemeinen  zum 
ersten  Male  das  Zugeständnis,  daß  Beschlüsse  des  Parla- 
ments grundsätzlich  nur  durch  Zustimmung  beider  Teile  des 
Parlaments  aufgehoben  werden.  Von  da  war  es  nur  noch 
ein  kleiner  Schritt,  daß  in  der  Folgezeit  die  Zustimmung  der 
Landstände  und  Städter  Bedingung  wurde,  nicht  nur  für  die 
Aufhebung  eines  Statutes,  sondern  auch  für  den  Erlaß  eines 
solchen.  So  wurde  aus  dem  Petitionsrecht  der  Gemeinen 
ein  Gesetzgebungsrecht.  Hand  in  Hand  damit  ändert  sich 
auch  ihr  Steuerbewilligungsrecht  zu  ihren  Gunsten.  Seit 
Richard  II.  wird  die  Steuerbewilligung  von  vorheriger  Ant- 
wort der  Regierung  abhängig  gemacht,  die  Regierung  hat 
Rechnung  zu  legen,  die  Gemeinen  prüfen  nach  und  begut- 
achten 4). 

So  hatte  allmählich  unter  einer  parlamentarisch  be- 
schränkten Monarchie  die  Masse  der  Landsassen  und  Städter 
die  gleichen  Rechte  sich  errungen,  wie  sie  die  Kronvasallen 
hatten,  mit  Ausnahme  der  Stellung  dieser  als  Gerichtshof. 
Aber  entsprechend  der  Machtentfaltung  bei  der  Steuerbe- 
willigung eignen  sich  die  Gemeinen  in  Analogie  der  pro- 
zeßrechtlichen Befugnisse  der  Grafschaften  das  Recht  an, 
ein  „impeachment"  den  Lords  einzureichen  und  einen  Ver- 
brecher vor  ihnen  anzuklagen.  Damit  ist  die  Möglichkeit  ge- 
schaffen, einen  Minister  zu  beseitigen,  was  sich  aber  prak- 
tisch (in  Form  einer  Strafklage)  einer  Ministeranklage  nähert, 
die  den  Verfassungsbruch  und  Unpopularität  rügt. 

3)  Näheres  Gneist,  S.  375  ff.;  Schmidt,  S.  515  ff. 
*)  Schmidt,  II,  2.  S.  516;  Gneist,  S.  361. 


—    14  — 


,Noch  weiter  verschieben  sich  die  Verhältnisse  zugunsten 
der  Gemeinen  in  der  folgenden  Zeit  der  Thronkämpfe,  in 
denen  sich  der  Adel  zerfleischt,  die  Könige  sich  gegenüber 
dem  Adel  auf  die  Gemeinen  stützten,  so  daß  unter  Richard  III. 
die  Gemeinen  mit  dem  geschwächten  Adel  volles  Gleichge- 
wicht halten. 

Die  Entwickelung  der  Rechte  der  Gemeinen  hatte  aber 
von  selbst  zu  einer  Trennung  des  Gesamtparlaments  in  zwei 
Häuser  geführt5). 

Zunächst  waren  nur  die  hohen  Prälaten  und  Barone, 
nicht  die  geringeren  durch  königliches  writ  zum  magnum 
consilium  geladen  worden.  Deshalb  betrachteten  sich  die 
ansehnlichen  Kronvasallen,  und  nur  sie,  als  pares,  peers. 
Dazu  hatten  sie  schon  ältere  und  auch  größere  Rechte,  als 
die  Landsassen  und  Städter  politisch  überhaupt  in  Erschei- 
nung traten.  So  war  es  natürlich,  daß  sich  die  Prälaten  und 
Barone  nach  Empfang  durch  den  König  zur  Beratung  zu- 
rückzogen und  die  Grafschaftsvertreter  und  Städter,  die  ja 
nur  zur  Beratung  eingeladen  waren,  allein  zurückließen,  was 
unter  den  drei  Eduarden  sich  aufrecht  erhält.  Aber  auch  die 
Städter  ebenso  wie  die  Grafschaftsvertreter,  die  sich  als  Er- 
gänzung der  baronage,  als  die  Vertreter  der  nach  der  magna 
Charta  Art.  14  zu  ladenden  kleinen  Barone  ansahen,  wollen 
nur  jede  in  ihrer  Gesamtheit  handeln.  Ihre  gemeinsamen 
Angelegenheiten  der  Steuerbewilligung  aber  führen  sie 
dann  notwendig  zusammen,  sie  sehen  sich  als  communitas 
(commons)  an.  Ein  großes  Gefühl  der  Selbständigkeit  er- 
langen sie  durch  die  häufigen  Subsidienforderungen 
Eduards  III.,  so  daß  sie  1343  sogar  schon  durch  einen  eige- 
nen Obmann,  den  späteren  ,, Sprecher",  vertreten  werden 
und  als  selbstverständlich  die  Freiheit  der  Rede  ansehen. 
Unter  Richard  II.  stehen  sie  als  formierte  Körperschaft  da, 
als  house  of  commons  gegenüber  dem  house  of  lords,  bei 
seiner  Absetzung  als  anerkanntes  Glied  der  jetzigen  Stände 
des  Reichs.  Unter  Heinrich  IV.  kommt  die  vollendete  Bildung 


5)  Gneist,  S.  379  ff.;  Schmidt,  S.  505  ff. 
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der  beiden  Häuser  auch  in  dem  Stil  zum  Ausdruck,  wo  der 
Kanzler  die  Sitzung  vertagt  ,,in  Gegenwart  der  drei  Stände 
des  Reichs".  Dieselbe  Zeit  bringt  dann  auch  das  gegenseitige 
Anerkenntnis  der  beiden  Häuser  und  die  Umgrenzung  ihrer 
Befugnisse  in  der  Deklaration  von  Gloucester. 

Die  weltlichen  Mitglieder  des  Oberhauses  sind  zu  dieser 
Zeit  erbliche  Mitglieder  geworden  auf  Grund  ihrer  persön- 
lichen Bedeutung  für  den  König  infolge  ihrer  Steuerkraft  und 
ihres  Heeresgefolges,  auf  Grund  ihrer  errungenen  Erfahrung. 
Ais  dann  noch  die  Dynastie  Lancaster  ihren  Thron  auf  diese 
starke  Körperschaft  der  „pares  regni"  stützen  muß,  wird 
ihre  Zahl  immer  stetiger  und  das  Recht  auf  die  königliche 
Berufung  praktisch  zu  einer  ständigen  Hinzufügung  zu  einem 
dauernden  Recht.  Ihre  rechtliche  Form  erhält  dieses  in  Ge- 
stalt eines  königlichen  Patentes,  womit  die  lehnsrechtliche 
Basis  schwindet,  der  Lehnsadel  zu  einem  Brief adel  wird. 
Das  Unterhaus  behält  seinen  Charakter  als  Wahlhaus.  Wur- 
den die  ersten  Abgeordneten  der  Grafschaften  und  Städte 
von  den  Sheriffs  ausgewählt,  so  entwickelt  sich  aus  diesem 
Verfahren  ein  Wahlrecht  auf  ziemlich  breiter  demokratischer 
Grundlage,  wenn  auch  besondere  Vorschriften  über  das 
Wahlrecht  in  älterer  Zeit  nicht  gegeben  waren  6). 

Trotz  dieser  ungleichartigen  Zusammensetzung  halten 
sich  aber  beide  Häuser  stets  für  die  Interessenvertretung 
des  ganzen  englischen  Volkes.  Sie  gehen  immer  da  zu- 
sammen, wo  es  die  Rechte  des  Volkes  zu  vertreten  gilt,  be- 
sonders gegenüber  dem  despotischen  Gelüst  der  Nachfolger 
der  drei  Eduarde.  Günstig  ist  dabei  der  Umstand,  daß  durch 
die  Zugehörigkeit  der  kleinen  Barone  zu  den  commons  eine 
soziale  Überbrückung  zwischen  Hofadel  einerseits  und  Freien 
und  Städtern  andererseits  geschaffen  wird  und  Lords  und 
Landadel  sowohl  als  auch  (durch  den  Wollexport)  die  Städter 
alle  mit  dem  Hinterlande  verwachsen  sind  und  so  gemein- 
same Interessen  haben. 

So  steht  gegen  Ende  des  Mittelalters  das  Parlament,  ge- 
schieden in  zwei  Häuser  mit  gleichen  Rechten,  gefestigt  in 

6)  Schmidt,  S.  511,  518;   Hatschek,  Geschichte,  S.  217  ff. 
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der  Verfassungsform  eines  konstitutionell  beschränkten  Kö- 
nigtums da. 

2.  Abschnitt:  Die  Ent Wickelung  des  Zweikammersystems  in 
den  Staaten,  deren  Verfassungen  das  Vorbild  für  die  anderen 
Verfassungen  geworden  sind. 

a)  Die  weitere  Entwickelung  in  England  mit 
der  Ausbildung  der  Parlamentsherrschaft. 

Während  dieser  Prozeß  noch  vor  sich  geht,  versucht 
das  Parlament  schon  unter  Richard  II.  und  Heinrich  IV. 
durch  Eindringen  in  die  Verwaltung  ein  Übergewicht  gegen- 
über dem  Könige  zu  erreichen.  Zunächst  tritt  jetzt  aber 
unter  den  Tudors  ein  tatsächlicher  Rückschritt  in  seiner 
Machtstellung  ein 7).  Zwar  bleiben  die  Rechte  des  Parla- 
mentes formell  im  allgemeinen  erhalten.  Aber  das  Ober- 
haus, als  erblicher  Reichsrat  übernommen,  wird  durch  Säku- 
larisation, das  Unterhaus  durch  Bestechung  einer  Mehrheit 
gefügig  gemacht,  das  Oberhaus  durch  Peerschub,  wobei 
die  weltlichen  Barone  die  Prälaten  nun  majorisieren,  das 
Unterhaus  durch  Kreierung  neuer  Wahlflecken  in  seiner  Zu- 
sammensetzung im  Sinne  der  Krone  beeinflußt.  So  herrscht 
praktisch  das  absolute  Königtum.  Jedoch  birgt  auch  diese 
Periode  des  Stillstandes  in  der  Entwickelung  der  Parla- 
mentsrechte für  das  Unterhaus  indirekt  eine  tatsächliche 
Stärkung  seiner  Stellung  gegenüber  dem  Oberhause,  indem 
das  erste  Parlament  Heinrichs  VII.  (1485)  den  Baronen  das 
Anwerben  von  Gefolgschaften  verbietet  und  damit  der  Herr- 
schaft der  Barone  im  Reich  und  im  Parlament  den  Todes- 
stoß gibt.  Von  jetzt  ab  verschiebt  sich  das  Gleichgewicht 
zwischen  house  of  lords  und  house  of  commons  immer  mehr 
zugunsten  der  commons.  Dabei  beschleunigt  das  Bestreben 
der  Stuarts,  den  Absolutismus  wiederherzustellen,  geradezu 
das  Anwachsen  der  Parlamentsrechte.  So  schafft  der  Um- 
stand, daß  die  beiden  ersten  Stuarts  sich  um  die  Rechte  des 


7)  Schmidt,  S.  707  ff.;  Gneist,  S.  465  ff.;  Hatschek,  Ge- 
schichte, S.  392  ff. 


Parlaments  überhaupt  nicht  kümmern,  das  Parlament  wieder- 
holt auflösen,   Steuern  ohne  Einwilligung  des  Parlaments 
erheben,  eine  starke  Opposition  des  Parlaments.  Und  diese 
führt  gerade  zu  einer  Fortbildung  seiner  Rechte:  Zur  Mi- 
nisteranklage wegen  Verfassungsverletzung  als  abgeschlosse- 
nes Institut  (Bill  of  Attainder  gegen  den  Minister  Went- 
worth)  und  zu  dem  Beschluß  des  Parlamentes,  daß  es  fort- 
an nur  mit  seiner  Zustimmung  aufgelöst  werden  könne.  Der 
infolge  der  Korruption  des  Parlamentes  unter  der  Regierung 
des  zweiten  Stuart  ausbrechende  Bürgerkrieg  bringt  dann 
eine  Zeitspanne  die  alleinige  Herrschaft  des  Unterhauses 
unter  Oliver  Cromwell  in  dem  vom  Heere  beherrschten 
Commonwealth.  Der  Entwickelung  vorauseilend  beschließen 
am  4.  1.  1649  die  commons,  daß  das  Volk  Englands  unter 
Gott  stehe  als  der  ursprünglichen  und  allein  gerechten  Ge- 
walt, und  daß,  was  auch  immer  von  den  commons  im  Parla- 
ment befohlen  und  für  recht  erklärt  ist,  die  bindende  Gewalt 
eines  Gesetzes  habe,  obwohl  es  ohne  Zustimmung  und  Kon- 
kurrenz des  Königs  oder  der  Peers  beschlossen  worden  sei. 
Am  19.  3.  1649  wird  das  Oberhaus  als  , .nutzlos  und  ge- 
fährlich" abgeschafft.  Nachdem  eine  Wiederherstellung  des 
Oberhauses  schon  von  Cromwell  als  Protektor  und  seinem 
Sohne  versucht  ist,  zeigt  die  1660  unter  dem  vom  Rumpf- 
parlament berufenen  König  Carl  II.  einsetzende  Restauration 
wieder  das  Oberhaus  mit  zunächst  nur  weltlichen,  bald  aber 
wieder  auch  geistlichen  Mitgliedern.  So  in  seiner  alten  Form 
neu  erstanden,  nimmt  das  Parlament  unter  Carl  II.  trotz  des 
Cabalkabinettes  wieder  die  Stellung  eines  Parlamentes  in 
einem  „normal  parlamentarisch  regierten  Staate"  (Gneist, 
S.  589)  ein.  Ja  sogar  ein  weiterer  Fortschritt  ist  zu  ver- 
zeichnen, nämlich  die  Überleitung  des  Steuerbewilligungs- 
rechtes in  ein  ausgesprochenes  Budgetrecht,  in  dem  die 
Häuser  durch  die  ,, Appropriationsklausel"  ihre  Kontrolle 
auch  auf  die  Ausgaben  des  Staates  ausdehnen.  Dazu  wird 
durch  die  Sanktion  des  Immunitätsprivilegs  der  Parlaments- 
mitglieder deren  Unverantwortlichkeit  für  ihre  Äußerungen 
im  Hause  anerkannt  (1663).  Endlich  bringt  der  Anschluß  der 
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Hochkirche,  der  geistlichen  Armee  der  Krone,  an  das  Parla- 
ment diesem  ein  tatsächliches  Wachstum  seines  Einflusses, 
zumal  verfassungsgemäß  seine  Mitglieder  der  Hochkirche  an- 
gehören müssen. 

In  dieser  mit  Jacob  II.  abschließenden  Periode  erfährt 
das  Oberhaus  eine  Veränderung  in  seiner  Zusammensetzung, 
indem  die  von  den  Tudors  eingeleitete  Vermehrung  der  welt- 
lichen Stellen  weiter  fortschreitet,  ja  sogar  die  geistlichen 
Stellen  von  1642 — 61  ganz  in  Wegfall  kommen.  Die  Ver- 
leihung der  peerage  ist  jetzt  nur  eine  politische  Belohnung, 
als  solche  sehr  geschätzt  und  unter  Jacob  I.  und  Carl  I. 
sogar  käuflich,  so  daß  jetzt  auch  die  Gerichte  endgültig 
aussprechen,  daß  die  peerage  by  tenure  aufgehört  hat8).  Mit 
dieser  äußerlichen  Veränderung  des  Oberhauses  ist  auch  eine 
innere  vor  sich  gegangen:  das  Oberhaus  verkörpert  nicht 
mehr,  wie  ursprünglich,  den  erblichen  Reichsadel  als  den 
allein  regierenden  Stand,  sondern  eine  viel  zahlreichere  maß- 
gebende Klasse,  nämlich  die  infolge  ihres  wirtschaftlichen 
Aufschwunges  und  ihrer  Tätigkeit  in  der  Verwaltung  aus 
ihrer  früheren  zweiten  Stellung  emporgerückte  gentry.  Diese 
besteht  aus  dem  landsässigen  Adel,  städtischen  Honorati- 
onen,  Pfarrgeistlichkeit,  studierten  Persönlichkeiten  und 
Gentlemans,  innerhalb  deren  die  Lords  nur  eine  erhebliche 
Ehrenauszeichnung  (nobility)  bedeuten.  Von  dieser  gentry 
sitzen  aber  nur  die1  Vornehmsten  und  Reichsten  im  Oberhaus, 
die  anderen  nach  wie  vor  im  Unterhause,  wo  zu  ihnen  jetzt 
aber  noch  die  Vertreter  der  zum  zweiten  Stande  aufge- 
rückten wahlberechtigten  freeholders  und  die  Vertreter  be- 
stimmter Städte  treten.  Ist  naturgemäß  auf  diese  homines 
novi  der  Einfluß  der  gentry  schon  groß  genug  und  so  ihre 
Macht  im  Unterhause  gesichert,  so  wird  auch  der  Kreis 
der  neuen  Vertreter  durch  Einführung  eines  gesteigerten 
Zensuswahlrechtes  und  Vermehrung  der  Stimmen  durch  neu- 
inkorporierte Grafschaften  praktisch  klein  gehalten.  Die 
Bauern,  Handwerker  ohne  Grundbesitz  und  die  arbeitende 


*)  Hatschek,  Geschichte,  S.  392  ff.;  Gneist,  S.  618  ff. 
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Kiasse,  der  nunmehrige  dritte  Stand,  sind  nicht  wahlbe- 
rechtigt. 

Im  Parlament  haben  sich  die  Rechte  zugunsten  des  aller- 
dings ja  unter  dem  überwältigenden  Einfluß  der  gentry 
stehenden  Unterhauses  verschoben:  1678  hat  das  Unterhaus 
seine  Monopolstellung  in  der  Ministeranklage  zu  einer  Art 
Mitregierungsgewalt  erweitert,  indem  es  im  Falle  des  Mi- 
nisters Danby  die  Anklage  nicht  bloß  wegen  Verfassungs- 
verletzung wie  früher  erhebt,  sondern  wegen  Verstoßes 
gegen  honesty,  justice,  utility  der  Verwaltungsleitung,  und  so 
über  die  Zweckmäßigkeit  der  Regierung  entscheidet.  Ferner 
müssen  auf  Grund  der  Resolution  des  Unterhauses  vom  31. 
Juli  1678  (H.  of  C.  Journals  IX,  p.  509) 9)  Geldbewilligungen 
im  Unterhaus  ihren  Anfang  nehmen,  und  das  Oberhaus  kann 
zwar  ein  Finanzgesetz  in  toto  verwerfen,  nicht  aber  amen- 
dieren. 

So  bekommt  das  Unterhaus  den  Geldbeutel  und  damit 
die  Grundlage  für  eine  Parlamentsherrschaft  in  die  Hände, 
wie  sie  das  18.  Jahrhundert  entwickelt.  Diese  Parlaments- 
herrschaft, die  sich  bei  dem  Einflüsse  der  gentry  im  Unter- 
hause als  eine  Herrschaft  der  gentry  darstellt,  wird  be- 
gründet in  der  glorreichen  Revolution  von  1689,  in  der  die 
gentry  auch  als  der  Träger  und  Garant  der  Volksrechte  er- 
scheint. In  dieser  Revolution  inimmt  Wilhelm  III.  von  Oranien 
nach  der  Flucht  Jacobs  II.  die  ihm  von  dem  Konventions- 
parlament angebotene  Krone  an  und  bestätigt  die  die  Rechte 
der  Nation  aufzählende  Declaration  of  rights  10).  Aus  eigener 
Initiative  war  hier  die  herrschende  Klasse  an  eine  Revision 
der  Verfassung  herangetreten,  hatte  aber  die  Krone  nicht 
dem  nächsten  Anwärter  nach  der  Erbfolgeordnung,  Maria, 
der  Gemahlin  Wilhelms,  übertragen,  sondern  beide  Gatten 

9)    and  that  is  the  undoubted  and  sole  right  of  the 

commons  to  direct,  limit  and  appoint  in  such  bills,  the  ends, 
purposes,  and  considerations,  conditions,  limitations,  and  quali- 
fications,  of  such  grants,  which  ought  not  to  be  changed  or  altered 
by  the  House  of  Lords. 

10)  Hatschek,  Geschichte,  S.  401;  Schmidt,  S.  734. 
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als  Könige  anerkannt,  so  daß  für  den  Oranier  der  Wille  des 
Parlaments  der  alleinige  und  ausschließliche  Titel  für  den 
Besitz  der  Krone  ist.  Entsprechend  bestimmt  das  Parlament 
nun  auch  den  Umfang  der  königlichen  Rechte  seinen  Rechten 
gegenüber  in  der  zur  Bill  gewordenen  declaration  of  rights: 
Geld  darf  der  König  nicht  ohne  Bewilligung  des  Parlaments 
erheben,  ist  also  nicht  unabhängig  in  der  Zentralverwaltung, 
er  darf  kein  stehendes  Heer  in  Friedenszeiten  halten,  da- 
gegen bleibt  das  Volk  als  Miliz  bewaffnet.  Der  König  hat 
also  keine  Machtmittel,  um  das  Parlament  durch  seine 
Heeresmacht  in  seine  Gewalt  zu  bringen.  Das  Parlament 
sichert  sich  den  Einfluß  in  der  Zentralverwaltung  des  Mili- 
tärdepartements, nachdem  es  zugestanden  hat,  ein  an  sich 
verfassungswidriges  Heer  jährlich  neu  durch  Gesetz  zu  billi- 
gen (muting  act).  So  bekommt  ies  auch  die  Verwaltung  des 
Auswärtigen  und  des  Handels  in  seine  Gewalt.  In  Form  von 
Bills  erlassen,  stellen  sich  die  betreffenden  Äkte  als  reine 
Verwaltungsakte  dar,  so  daß  sich  der  König  nunmehr  nicht 
nur  über  Gesetze,  wie  früher,  als  king  in  parliament  mit 
dem  Parlamente  schlüssig  machen  muß.  Bei  der  immer 
häufiger  werdenden  Initiative  des  Parlaments  sinkt  dabei 
die  Person  des  Königs  zur  Nebenperson  herab.  Er  scheidet 
als  positiver  Faktor  der  Gesetzgebung  aus.  Seine  Zustim- 
mung zu  der  Petition  des  Parlaments  wird  ihm  zur  politi- 
schen Pflicht,  ist  insofern  nicht  mehr  assent.  Nur  ein  Veto- 
recht bleibt,  ohne  große  Bedeutung  zu  einer  Zeit,  wo  der 
König  die  Verwaltungstätigkeit  nicht  mehr  in  seiner  Hand 
vereinigt  hält.  Indem  so  das  Parlament  immer  mehr  an  die 
Stelle  des  Königs  tritt,  müssen  sich  auch  die  Staatsämter 
entsprechend  umgestalten.  Denn  jetzt  brauchen  die  Minister 
überall  das  Einverständnis  des  Parlamentes,  und  bei  dem 
widerlich  widrigen,  nur  vom  Parteihaß  diktierten  Verhalten 
zwischen  Whigs  und  Torys  sind  die  Minister  naturgemäß 
ein  Spielball  der  gegenseitigen  Schikanen. 

So  sieht  sich  Wilhelm  III.  gezwungen,  seine  Groß- 
ämter nur  mit  Männern  der  gleichen  Richtung  zu  besetzen, 
und  zwar  der  Richtung,  die  im  Parlament  gerade  herrscht, 
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was  damals  die  Whigs  waren.  Die  Dreijahrsbill,  wonach  das 
Parlament  alle  drei  Jahre  durch  Wahlen  neu  zusammen- 
gesetzt werden  soll,  bringt  weitere  Stetigkeit  in  die  Politik 
und  beseitigt  endgültig  die  Möglichkeit  eines  besonderen 
Günstlings-Staatsrates  oder  Kabinetts  für  den  König.  Alleinige 
und  ausschließliche  Organe  der  Zentralverwaltung  sind  nun 
die  Inhaber  der  großen  Staatsämter.  Sie  sind  der  Exekutiv- 
ausschuß des  Parlamentes,  freilich  nur  solange  die  Unter- 
hausmehrheit hinter  ihr  steht.  Aber  damit  hat  der  König, 
wenn  er  die  Minister  auch  noch  formell  ernennt  und  ent- 
läßt, aufgehört,  König  zu  sein:  Die  Parlamentsherrschaft 
ist  besiegelt.  Noch  mehr  befestigt  wird  dieses  System  durch 
die  siebenjährige  Parlamentsperiode  unter  William  Pitt.  Ein 
Halbjahrhundert  erhält  sich  dieser  Zustand  unverändert.  Mit 
den  Hannoveranern  ist  dem  König  jede  Funktion  der  ober- 
sten Geschäftsleitung  entrissen.  Denn  selbst  das  Vetorecht 
des  Königs  schwindet  praktisch  (wirksam  wird  es  1707  zum 
letztenmal  gehandhabt),  dem  König  ist  nur  eine  Schein- 
sanktion, im  Grunde  nur  eine  feierliche  Ausfertigung  des 
Gesetzes,  geblieben.  An  die  Stelle  des  Königtums  in  der 
Regierung  tritt  rechtlich  das  ganze  Volk  mit  einem  parla- 
mentarischen Ausschuß.  Tatsächlich  geht  die  Macht  des 
Königs  über  auf  eine  Oligarchie,  die  gentry,  die  es  versteht, 
ihre  im  17.  Jahrhundert  errungene  Macht  im  Oberhause  und 
im  maßgebenden  Unterhause  zu  erhalten  und  zu  befestigen. 
Dies  geschieht  durch  die  Fixierung  eines  hohen  Zensus  des 
Vermögens  als  Grundlage  der  peerage  und  des  Wahlrechts 
und  durch  die  Begrenzung  der  an  den  Wahlen  beteiligten 
Personenkreise  (so  sind  z.  B.  von  den  Städten  nur  die  ver- 
treten, die  seit  den  Tudors  dieses  Recht  hatten,  nicht  aber 
später  aufgeblühte  Städte,  wie  Manchester).  Noch  wirk- 
samer geschieht  die  Sicherung  durch  den  stillschweigenden 
Verzicht  auf  die  Diäten,  der  seit  dem  17.  Jahrhundert  zur 
Regel  geworden  ist,  andererseits  durch  die  hohen  Ehrenaus- 
gaben, die  jede  Parlamentswahl  mit  sich  brachte,  so  daß 
praktisch  nur  den  reicheren  Ständen  ein  Zutritt  zu  der 
mächtigsten  Körperschaft  des  Unterhauses  möglich  war.  Da- 
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zu  kommt  Gin  groß  angelegtes  Bestechungssystem  hinsicht- 
lich der  Minderzahl  der  legal  gewählten  Abgeordneten  des 
nunmehrigen  Mittelstandes.  Dieser  sinkt  zu  einer  Gefolg- 
schaft der  gentry  herab,  die  übrige  große  Masse  der  Pächter, 
städtischen  und  ländlichen  Arbeiter  bleibt  vom  Wahlrecht 
ausgeschlossen. 

Das  Oberhaus  wird  durch  die  Minister  in  ihrem  Sinne 
beeinflußt  durch  einen  ausgedehnten  Peerschub.  Zugleich 
bringt  die  Union  mit  Schottland  (1707)  16  gewählte  Peers 
und  damit  den  Repräsentationsgedanken  ins  Oberhaus,  in 
dem  noch  heute  diese  Peers  als  Vertreter  der  schottischen 
Peerschaft  ins  Oberhaus  gewählt  werden.  Die  Peers  er- 
scheinen nur  als  die  oberste  Schicht  der  herrschenden  Volks- 
klasse, Ober-  und  Unterhaus  sind  im  Grunde  nur  Aus- 
schüsse ein  und  derselben,  wenn  auch  nach  unten  nicht 
scharf  abgegrenzten  Gentleman-Oligarchie,  die  auch  alle 
öffentlichen  Ämter  bekleidet,  da  diese  an  eine  hohe  Grund- 
rente gebunden  sind. 

Bis  zum  Schluß  des  18.  Jahrhunderts  ist  die  Stellung 
der  gentry  eine  feste,  da  diese  eine  Aristokratie  darstellt, 
die  zunächst  nur  den  Vortritt  in  den  öffentlichen  Pflichten 
beansprucht,  mit  Geld  und  persönlichen  Diensten  ihre  Vor- 
rechte erkauft. 

Reformversuche  gegen  die  oligarchische  Zusammen- 
setzung des  Unterhauses  beginnen  schon  zur  Zeit  des  älteren 
Pitt,  der  Georg  II.  aufmerksam  macht,  daß  die  Stimmen  des 
Volkes  nicht  mehr  im  Parlament  zu  suchen  sind,  und  der 
1766  die  Vertretung  der  Städte  im  Unterhause  als  den  am 
meisten  veralteten  Teil  der  Verfassung  bezeichnet.  Verge- 
bens. Da  wird  durch  das  autokratische  Benehmen  Georgs  III. 
und  das  durch  Bestechung  herbeigeführte  schwächliche  Ver- 
halten des  Unterhauses  gegenüber  seinem  Versuche,  der 
Monarchie  die  verlorene  Macht  zurückzubringen,  die  öffent- 
liche Meinung  aufgerüttelt.  Der  Widerstand  des  Volkes 
organisiert  sich,  es  beginnt  ein  intensiver  Kampf  um  die 
wichtigsten  Freiheitsrechte,  namentlich  das  Recht  der  freien 
Meinungsäußerung  in  der  Presse,  das  Recht  der  Versamm- 
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lungs-,  Vereins-  und  Petitionsfreiheit.  Volksversammlung 
(meeting)  und  Adresse  beginnen  eine  größere  Rolle  zu  spie- 
len, eine  Parlamentsreform  mit  Freiheit  der  Wahlen,  ge- 
rechter Verteilung  des  Wahlrechts,  Öffentlichkeit  und  damit 
populärer  Kontrolle  der  Parlamentssitzungen  ist  das  trei- 
bende Problem  des  öffentlichen  Lebens.  Jedoch  vermag  die 
ianded  gentry  bis  Ende  der  zwanziger  Jahre  des  19.  Jahr- 
hunderts noch  standzuhalten.  Alle  Reformversuche,  die  eine 
Neuzusammensetzung  des  Unterhauses  bezwecken,  beson- 
ders die  Reformversuche  des  jüngeren  Pitt,  scheitern  am 
Widerstand  der  gentry  u). 

Außer  durch  die  mit  Ideen  der  französischen  Revolution 
genährte  Freiheitsbewegung  war  am  Ende  des  18.  Jahr- 
hunderts die  Stellung  der  gentry  erschüttert  worden  durch 
die  mit  der  Erfindung  der  Dampfmaschine  1765  eintretende 
industrielle  Revolution  12).  Denn  das  durch  diese  groß  ge- 
wordene Kapital  verlangt  seinen  Anteil  an  der  Staatsregie- 
rung und  Kommunalverwaltung,  läßt  sich  nicht  mehr  von 
der  Ianded  gentry  ins  Schlepptau  nehmen,  zumal  die  Lehren 
von  Adam  Smith  dazu  beitrugen,  bei  dem  Kapital  das  Be- 
wußtsein seines  politischen  Wertes  mächtig  zu  steigern. 
Unterstützt  sieht  sich  das  Fabrikantentum  durch  die  große, 
mit  dem  Aufblühen  des  Handels  und  der  Industrie  immer 
größer  und  wichtiger  gewordene,  aber  gleichfalls  abseits 
der  Regierung  stehende  Zahl  der  Arbeiter.  Der  Erfolg  ihrer 
Bestrebungen  ist  die  von  John  Russell  eingebrachte  erste 
Reformacte  (1832),  durch  die  die  middle  classes  Eingang  in 
das  Unterhaus  und  1835  (Municipalreformacte)  in  die  Stadt- 
verwaltung erhalten.  Der  Einfluß  der  gentry  auf  das  Unter- 
haus ist  damit  gebrochen.  Das  Unterhaus  ist  jetzt  eigentlich 
erst  ein  Volkshaus.  Aber  freilich,  der  jetzt  herrschend^ 
Mittelstand  (denn  die  Arbeiterklasse  hatte  keinerlei  Vorteile 
von  dem  Reformwerk)  gibt  der  früher  herrschenden  Ianded 
gentry  an  wirtschaftlichem  Egoismus  nichts  nach.  Im  Gegen - 


n)  Schmidt,  S.  788;   Hatschek,  Geschichte,  S.  566  ff. 

12j  Hatschek,  Geschichte,  S.  577 ;  Hatschek,  Staatsrecht,  S.  1  ff. 
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teil,  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  spitzen  sich  immer 
mehr  zu  und  die  einzige  Abhilfe,  die  Zentralisation  des 
Armen wesens,  findet  wegen  der  damit  begonnenen  Durch- 
brechung des  Selfgovernment  bei  den  middle  classes  er- 
bitterten Widerstand.  Dagegen  haben  sie  gegen  Abschaffung 
der  Beamtenpatronage  nichts  einzuwenden,  da  ja  dadurch 
die  alte  gentry  ihres  Monopols  der  Beamtenlaufbahn  ver- 
lustig geht.  Das  führt  aber  andererseits  wieder  dazu,  daß 
bei  der  Bedeutung  des  Beamtenkörpers  für  die  neuinaugu- 
rierte Verwaltungsgesetzgebung  seit   1855  das  Minister- 
kabinett eine  größere  Selbständigkeit  gegenüber  dem  Parla- 
ment erhält,  es  also  dem  alten  Einfluß  des  Unterhauses  ent- 
zogen wird.  Dazu  gehört  auch,  daß  1867  die  Wahlprüfung 
dem  dem  Parteieinfluß  unterliegenden  Komitee  des  ganzen 
Hauses  entzogen  wird  und  an  einen  vom  Unterhaus  un- 
abhängigen Gerichtshof  kommt.   Aus  einem  Parteikabinett 
wird  ein  Parlamentskabinett.  Die  Reformacte  von  1867  führt 
dann  die  1832  begonnene  Demokratisierung  des  Unterhauses 
weiter,  indem  durch  die  household  franchise 13)  jeder  selb- 
ständige Inhaber  eines  Haushalts  das  Wahlrecht  bekommt. 
Das  dadurch  bedingte  bedeutende  Steigen  der  Wählerzahl 
von  3  Millionen  auf  5  Millionen  wird  noch  erhöht  durch 
die  dritte  Reformacte  von  1884,  in  der  die  household  fran- 
chise auch  auf  die  Grafschaften  ausgedehnt  wird.  1885  er- 
folgt eine  gerechtere  Verteilung  der  Wahlsitze.  War  1832 
ein  Dreiunddreißigstel  der  Bevölkerung  wahlberechtigt,  so 
wurde  ies  jetzt  ein  Sechstel  der  Bevölkerung.    Die  Herr- 
schaft der  middle  classes  verschwindet  ebenso  wie  die  der 
gentry,  eine  breite  Demokratie  tritt  an  ihre  Stelle.  Damit 
war  das,  was  die  beiden  Häuser  trotz  der  so  ungleichen 
Verteilung  ihrer  Rechte  bisher  geeint  hatte,  die  Zugehörig- 
keit beider  Häuser  zu  derselben  Klasse,  der  gentry,  ge- 
schwunden. Es  mußte  zum  Kampfe  beider  Häuser  kommen. 
Schon  1884  taucht  bei  dem  Widerstande  des  Oberhauses 
gegen  die  Reformacte  der  Ruf:  mend  or  end  auf  und  die 

13)  Hatschek,  Geschichte,  S.  645  ff.;   Hatschek,  Staatsrecht, 
S.  4  ff. 
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ganze  Hochflut  demokratischer  Maßnahmen  seit  1867  unter 
Gladstone  bis  1894  (Fall  des  Ministeriums  Rosebery)  zeigt 
schon  einen  Versuch,  das  Oberhaus  abzuschaffen. 

Doch  tritt  zunächst  unter  der  konservativen  Regierung 
eine  Stagnation  in  der  Verfassungsentwickelung  ein,  bis 
1906  die  liberale  Partei  ans  Ruder  kommt.  Unter  ihr  bricht 
der  Kampf  zwischen  Ober-  und  Unterhaus  aus:  am  30.  No- 
vember 1909  lehnt  das  Oberhaus  das  Budget  des  Unter- 
hauses ab.  Es  war  sein  Recht,  aber  noch  nie  geübt  worden, 
so  daß  man  sich  gewöhnt  hatte,  die  Zustimmung  des  Ober- 
hauses zum  Budget  lediglich  als  einen  formalen  Akt  zu  be- 
trachten. Die  Entrüstung  der  Liberalen  brachte  denn  auch 
die  Verfassungsreform  von  1911  zustande,  die  in  Finanz- 
fragen das  oben  erwähnte  Recht  dem  Oberhause  ganz 
nimmt,  in  anderen  Fragen  sein  Recht  auf  ein  nur  suspensives 
Veto  herunterdrückt 14),  indem  dieses  bedeutungslos  wird, 
wenn  das  Unterhaus  dreimal  den  betreffenden  Gesetzent- 
wurf angenommen  hat.  Man  hatte  zwar  nicht,  wie  man  es 
nach  1909  erwog,  das  Oberhaus  abgeschafft  oder,  wie 
Rosebery  es  wollte,  im  Sinne  kontinentaler  erster  Kammern 
umgestaltet,  aber  ihm  noch  die  Reste  seiner  ursprünglichen 
Machtstellung  genommen,  unter  Beibehaltung  des  Zwei- 
kammersystems die  dominierende  Stellung  des  Unterhauses 
als  des  Repräsentanten  des  souveränen  englischen  Volkes 
endgültig  befestigt. 

b)  Die  E  n  t  w  i  c  k  e  1  u  n  g  i  n  Nordamerika  unter 
einer  Demokratie. 
Das  englische  Muster  des  Zweikammersystems  findet 
sich,  wenn  auch  in  sehr  modifizierter  Form,  in  den  Charten 
der  englischen  Kolonien  Nordamerikas  wieder.  In  diesen, 
als  den  ältesten  Verfassungsurkunden  im  modernen  Sinne 
erscheinenden  Charten  15)  liegt  die  Gesetzgebung  der  Kolo- 
nien 16),  wie  im  Mutterlande,  in  den  Händen  eines  Unter- 

14)  Hatschek,  Staatsrecht,  S.  74. 

15)  Jellinek,  Ällgem.  Staatslehre,  S.  471  ff. 

16)  Rüttimann  I,  S.  5  ff. 
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hauses,  des  Repräsentantenhauses,  kurz  assembly  genannt, 
und  eines  stark  modifizierten  Oberhauses  in  Gestalt  des 
Rates  des  Gouverneurs  mit  dem  Gouverneur  an  der  Spitze. 
Die  sechs  bis  zwölf  Mitglieder  des  Rates  sind  in  den  Staaten 
mit  Feudalregierungen  von  dem  belehnten  Herrn  gewählt,  in 
Staaten  mit  den  sogenannten  Provinzialregierungen  von  der 
Krone  ernannt,  in  den  Staaten  mit  Freibriefregierungen  von 
den  Äktivbürgern  bestellt.  Beide  Organe,  Gouverneur  und 
Rat  einerseits  und  die  Versammlung  andererseits,  beraten 
und  stimmen  (ähnlich  wie  anfangs  im  Mutterlande)  gemein- 
sam ab  als  the  General  Court.  Nach  und  nach  (in  Massa- 
chusetts 1644)  trennen  sie  sich  und  bilden  zwei  Kammern. 

Als  am  4.  Juli  1776  ein  Kongreß  der  aufständischen 
Kolonien  diese  für  freie  und  unabhängige  Staaten  erklärt, 
erlassen  die  Staaten  Verfassungen  bezw.  übernehmen  die 
Charten  als  Konstitutionen,  knüpfen  also  an  die  vorhandenen 
Einrichtungen  an,  nur  daß  an  die  Stelle  des  in  den  Koloniale 
Verfassungen  souveränen  englischen  Königs  die  auf  Grund 
naturrechtlicher  Lehre  entwickelte  Volkssouveränität  tritt. 
Dazu  kommt  der  Grundsatz  der  Gewaltentrennung.  Das 
Zweikammersystem  wird  so  naturgemäß  beibehalten,  nur 
mit  der  Modifikation,  daß,  da  der  Gouverneur  jetzt  seine  Be- 
fugnis vom  Volke  herleitet,  sein  Rat  allgemein  vom  Volke 
gewählt  wird  und  als  The  Senate  ebenso  wie  die  assembly 
schon  früher  ein  allerdings  kleines  Volkshaus  bildet.  1836 
wird  das  Zweikammersystem  auch  in  den  letzten  drei  Staaten, 
die  es  noch  nicht  besaßen,  eingeführt,  so  daß  jetzt  in  allen 
Staaten  der  Union  das  Zweikammersystem  vertreten  ist, 
woran  auch  die  jetzigen,  meist  in  den  siebziger  Jahren  ein- 
geführten Verfassungen  nichts  geändert  haben. 

Dagegen  zeigt  die  mit  der  Annahme  der  Konföderations- 
artikel vom  8.  Juli  1778  eingeleitete  Periode  des  Staaten- 
bundes 17)  das  Einkammersystem  des  Kongresses,  in  dem 
jeder  Staat  eine  Stimme  und  zwei  bis  sieben  Abgeordnete  hat. 


17)  Rüttimann  I,  §§  32,  42;  M.  v.  Seydel,  Hbhandl.  1902, 
S.  33  ff.;   R.  v.  Mo  hl,  Gesch.  u.  Lit.  d.  Staatswiss.  I,  S.  551  ff. 
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Als  jedoch  am  13.  September  1788  die  Konföderations- 
urkunde, dieser  bloße  Schatten  ohne  alle  Substanz,  wie 
Washington  sagt,  der  Unionsverfassung  Platz  machen  muß, 
da  finden  wir  in  dem  neu  erstandenen  Bundesstaate  mit 
Volkssouveränität  und  Teilung  der  Gewalten  unter  Kongreß, 
Präsident  und  Bundesgericht  das  Zweikammersystem  wieder. 
Schon  der  erste  Beschluß  der  Konvention,  welcher  die  Ver- 
fassung ausarbeitete,  ging  dahin,  das  Zweikammersystem 
einzuführen,  da  eine  ersprießliche  Behandlung  von  Materien 
nur  zu  erwarten  sei,  wenn  über  jeden  Beschluß  zwei  aus 
verschiedenen  Elementen  bestehende  und  verschieden  organi- 
sierte Körper  sich  verständigen  müssen.  Und  zwar  war  das 
Zweikammersystem  schon  beschlossene  Sache,  bevor  man 
sich  überhaupt  klar  war,  wie  das  amerikanische  Volk  re- 
präsentiert werden  solle,  ob  nach  Köpfen  oder  nach  Staaten, 
oder  nach  einem  gemischten  System,  und  ob  in  beiden 
Kammern  auf  die  gleiche  oder  verschiedene  Weise. 

So  wurde  der  Bundeskongreß  geschaffen  aus  dem  Senate 
und  house  of  representatives  18.  Beide  Häuser  haben  gleiche 
Rechte  in  der  ihnen  ausschließlich  zustehenden  Gesetzge- 
bungsgewalt. Nur  müssen  Steuergesetze  vom  Repräsen- 
tantenhause ausgehen,  können  aber  vom  Staate  amendiert 
werden.  Beschränkt  sind  die  Häuser  nur  durch  die  veto 
power  des  Präsidenten,  der  das  wirkliche  Haupt  der  voll- 
ziehenden Gewalt  ist  und  so  ein  Parlamentsministerium 
ausschließt.  Ein  bedeutender  Unterschied  der  beiden  Häuser 
liegt  aber  in  ihrer  Zusammensetzung. 

Im  Repräsentantenhaus  sind  die  Staaten  nach  der  Be- 
völkerung vertreten.  Dementsprechend  werden  die  Reprä- 
sentanten in  direkter  im  einzelnen  von  den  Einzelstaaten 
geregelter  Wahl  nach  der  Kopfzahl  der  Einwohner,  später 
der  Aktivbürger  auf  zwei  Jahre  gewählt.  Sehr  bald  be- 
schränkt man  auch  das  Anwachsen  der  Vertreterzahl  durch 
Hinaufsetzung  der  Kopfzahl  für  die  einzelnen  Abgeordneten. 

18)  M.  v.  Seydel,  Abhandl.  1902,  S.  40  ff.;  Freund,  S.  104; 
Rüttimann  I,  S.  121  ff. 
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Demgegenüber  stellt  der  Senat  die  Vertretung  der 
Staaten  auf  der  Grundlage  ihrer  Gleichheit  dar,  indem  jeder 
Staat  zwei  von  seinen  Legislaturen  auf  sechs  Jahre  gewählte 
Vertreter  in  den  Senat  entsendet,  aus  dem  alle  zwei  Jahre 
ein  Drittel  der  Senatoren  ausscheidet.  Die  längere  Amts- 
dauer, das  höhere  Alter  (30  Jahre  gegenüber  25  Jahren  im 
Repräsentantenhaus),  die  Bedingung  des  älteren  Bürger- 
rechts (neun  Jahre  gegen  sieben  Jahre),  indirekte  Wahlen 
und  der  kleine  Kreis  geben  dem  Senate  ein  konservatives 
Gepräge,  das  er  auch  nötig  hat,  da  er  Richter  in  Staatsan- 
klagen und  neben  dem  Präsidenten  die  Vertretung  der  Union 
gegenüber  dem  Auslande  ist.  So  steht  der  Senat  auch  in 
der  öffentlichen  Meinung  des  sonst  so  demokratischen  Nord- 
amerikas höher  als  das  Unterhaus  19).  Gleich  stehen  beide 
Häuser  wieder  in  ihren  Rechten  der  Strafgewalt  gegenüber 
ihren  Mitgliedern,  der  Disziplinargewalt  gegenüber  dem  Pu- 
blikum, der  Redefreiheit,  des  Schutzes  gegen  Verhaftung  und 
des  Anspruches  auf  Entschädigung.  Dies  alles  und  speziell 
der  Umstand,  daß  die  Entschädigung  die  Union,  nicht  der 
Einzelstaat  zu  tragen  hat,  läßt  den  Senat  als  ein  dem  Re- 
präsentantenhause gleichgeartetes  Organ,  nämlich  als  eine 
Vertretung  des  Volkes,  erscheinen.  Die  Senatoren  sind  ja 
auch  von  den  Legislaturen  der  Einzelstaaten  gewählt.  Da 
aber  andererseits  diese  Wahlen  der  Ausdruck  der  Volks- 
souveränität in  den  einzelnen  Staaten  sind,  die  Wahlmodi 
den  einzelnen  Staaten  zur  Feststellung  überlassen  sind,  der 
Senat  auch  auf  der  Grundlage  der  Gleichheit  der  großen 
wie  kleinen  Staaten  aufgebaut  ist,  so  könnte  man  immerhin 
geneigt  sein,  die  Senatoren  als  Gesandte  ihrer  Staaten,  also 
den  Senat  nicht  als  Volksvertretung,  sondern  als  eine  Art 
Bundesrat  aufzufassen,  zumal  da  er  seinen  Präsidenten  nicht 
selbst  wählen  darf  wie  das  Unterhaus,  sondern  der  Vize- 
präsident der  Union  gleichzeitig  Präsident  des  Senates  ist. 
Dazu  kommt,  daß  sich  tatsächlich  eine,  wenn  auch  außer- 
konstitutionelle Praxis  gebildet  hat,  wonach  die  Staats- 

19)  cf.  die  Rüttimann  I,  S.  148  angeführten  Zitate  von 
Torqueville,  Trollope,  Kent. 
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legislaturen  der  Einzelstaaten  ihre  Senatoren  instruieren, 
während  die  Repräsentanten  nur  gebeten  werden 20).  Der 
Bundesratscharakter  des  Senates  ließe  sich  also  stützen 
(gegen  M.  v.  Seydel,  Abhandl.  1902,  S.  40),  wenn  nicht  tat- 
sächlich immer  eine  Opposition  gegen  diese  Instruierung  be- 
standen hätte  und  einige  Senatoren  aus  dem  Senate  wegen 
einer  solchen  Instruierung  ausgetreten  wären,  auch  der  ein- 
zelne Staat  dem  Senator,  der  die  Instruktion  nicht  befolgt, 
das  Mandat  nicht  entziehen  kann,  auch  sonst  keine  Zwangs- 
mittel hat21).  So  muß  man  schließlich,  zumal  wenn  man 
bedenkt,  daß  den  Amerikanern  bei  der  Schaffung  der  Union 
ein  Zweikammersystem  vorgeschwebt  hat,  der  Ansicht  sein, 
daß  dieses  , »Instruieren"  nichts  anderes  ist,  als  das  „Bitten" 
bei  den  Repräsentanten,  also  keine  rechtliche  Bedeutung 
hat22).  Dann  erscheint  der  Senat  als  eine  Volksvertretung, 
als  Oberhaus,  wir  haben  dann  in  Amerika  ein  Zweikammer- 
system (diesmal  unter  der  Staatsform  der  föderativen  Re- 
publik), zwar  nicht  im  Sinne  kontinentaler  europäischer  Ver- 
fassungen, aber  immerhin  ein  System,  das  als  Zweikammer- 
system gedacht  ist  und  durch  die  Zweiteilung  der  Legislatur 
die  Vorteile  zweier  Kammern  einschließt. 

c)  Die  Entwicklung  in  Frankreich  mit  der  be- 
sonderen Ausbildung  des  konstitutionellen 
Königtums. 
In  der  Union  hatte  sich,  wie  wir  gesehen  haben,  das 
Zweikammersystem,  wenn  auch  sicher  unter  dem  Einfluß 
der  damals  hoch  im  Ansehen  stehenden  Lehre  Montesquieus, 
so  doch  im  Grunde  geschichtlich  entwickelt  und  so  unter 
einer  zum  englischen  Vorbilde  im  Gegensatz  stehenden 
Demokratie  sozusagen  durch  einen  „glücklichen  Zufall"  seine 
Stätte  gefunden.  Dieser  glückliche  Zufall  des  Weiterbauens 
auf  der  Geschichte  fehlte  in  Frankreich,  als  dieses  "die  demo- 
kratischen Ideen  Nordamerikas  unter  völligem  Bruch  mit 


20)  Rüttimann  I,  §  153;  Freund,  S.  106  ff. 

21)  H.  v.  Holst,  S.  44  ff. 

22)  Freund,  S.  106  Anm. 
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der  Vergangenheit  akzeptiert  und  eine  Verfassung  schafft, 
die  „wieder  ein  neues  Entwickelungsstadium  der  eigenen  Ver- 
fassungsgeschichte, noch  eine  mehr  oder  minder  getreue 
Nachahmung  einer  fremden  Verfassung  darstellt,  sondern 
ein  Gebäude  ist,  das  von  Grund  aus  neu  und  zusammen- 
gefügt ist  aus  den  Lehrsätzen  der  Staatstheorie"  23). 

Zwei  Schulen  waren  es,  die  aus  dem  Elend  der  poli- 
tischen Zustände  in  Frankreich  heraus  sich  entwickelt  hatten 
und  nebeneinander  gediehen:  das  in  Jean  Jaques  Rousseau 
auf  die  Höhe  seiner  Entwickelung  gelangte  Naturrecht,  das 
die  Prinzipien  von  der  natürlichen  Freiheit,  von  dem  Gesell- 
schaftsvertrage, von  dem  Gemeinwillen  und  von  der  Sou- 
veränität des  Volkes  deduktiv  entwickelt,  und  neben  dieser 
Schule  rationalistischen  Denkens  die  in  empirischer  Methode 
aus  der  Beobachtung  des  englischen  politischen  Verfassungs- 
lebens politische  Grundsätze  entwickelnde  neue  Schule  eines 
Montesquieu  und  de  Lolme,  die  induktiv  zu  der  Theorie  der 
Repräsentation  und  der  Gewaltentrennung  gelangt.  Nach 
Rousseau  24)  hat  in  dem  auf  der  alleinigen,  unteilbaren  und 
unübertragbaren  Souveränität  des  Volkes 25)  aufgebauten 
Staate  jeder  Bürger  den  alleinigen  Zweck  des  Staates,  das 
Gemeinwohl,  als  Leitstern  zu  nehmen,  jeder  Bürger  in  glei- 
chem Maße 26).  Ihren  Ausdruck  finde  diese  gemeinsame 
Zweckbestrebung  in  dem  Gemeinwillen,  der,  eben  seines 
Zweckes  wegen,  vom  Volke  auf  niemanden  übertragen  wer- 
den kann.  Das  Volk  muß  vielmehr  sein  höchster  Gesetz- 
geber bleiben  27).  Deshalb  darf  sich  das  Volk  in  seinem  ein- 
heitlichen Willen  nicht  vertreten  lassen  28),  es  können  zwar 
Versammlungen  von  Abgeordneten  eingerichtet  werden,  aber 
nur  um  Gesetze  vorzubereiten.  Eine  endgültige  Beschluß- 

23)  Redslob,  S.  2. 

2±)  Rousseau,  Contrat  Sozial;  Redslob,  S.  52  ff.;  M.  v.  Seydel, 
Abhandl.  1893,  S.  161  ff.;  Stahl,  Philosophie  des  Rechts,  II,  2. 
S.  530  ff. 

25)  Contrat  Social,  liv.  III.  c.  XII. 

26j  Contrat  Social,  liv.  III.  c.  I.  V. 

27)  Contrat  Social,  liv.  II,  c.  I. 

28)  Dazu  cf.  Redslob,  S.  105  ff. 
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fassung  bei  jedem  Gesetze  kann  nur  unmittelbar  durch  das 
Volk  erfolgen,  das  Volk  muß  dieses  Gesetz  genehmigen. 
Dieses  von  Rousseau  geforderte  obligatorische  Referendum 
oder  System  der  unvollkommenen  Stellvertretung  aber  ist 
für  einen  großen  Staat  praktisch  unmöglich.  Es  gibt  da  einen 
Ausweg,  den  Rousseau  aber  nur  leicht  in  seinen  Betrachtun- 
gen über  die  Regierung  Polens  (c.  VII)  andeutet:  Man  ersetzt 
die  Versammlung  des  ganzen  Volkes  durch  eine  Versamm- 
lung von  Abgeordneten,  die  aber  nicht  das  Volk  in  seinem 
Willen  vertreten,  sondern  nur  Boten  sind,  die  den  Willen 
ihrer  Wähler  in  den  Versammlungen  kundzutun  haben,  so 
daß  aus  den  einzelnen  Gemeinwillen  der  Wahldistrikte  der 
große,  erhabene  Gemein wille  zusammengesetzt  wird.  Dieses 
System  „atomistischer  Stellvertretung"  gründet  sich  seiner 
Natur  nach  immer  auf  die  Theorie  des  imperativen  Mandats, 
das  seit  dem  15.  Jahrhundert  für  die  Abgeordneten  der 
Generalstände  galt  und  noch  in  der  Nationalversammlung 
großen  Einfluß  äußerte 29),  also  den  Franzosen  nicht  fremd 
war.  —  Verwirft  also  Rousseau  eine  ungebundene  Stellver- 
tretung, eine  Repräsentation,  so  verkündet  die  neue  Schule 
Montesquieus  und  de  Lohnes  sie  geradezu  als  ein  Axiom, 
wie  sie  es  in  England  seit  den  Tudors  herrschend  sah.  Und 
zwar  sagt  Montesquieu  30),  es  wäre  zwar  das  Ideal,  daß  die 
Menschen  sich  selbst  regierten;  aber  das  sei  praktisch  un- 
möglich, weshalb  sie  durch  Vertreter  handeln  müßten,  aber 
durch  eine  Vertretung  im  Willen,  nicht  bloß  eine  atomistische 
Vertretung,  die  nur  dazu  dienen  würde,  die  Gesetzgebung 
aufzuhalten.  Und  de  Lolme  31)  spricht  dem  Volke  überhaupt 
die  Fähigkeit  ab,  Gesetze  zu  geben,  indem  er  die  psycho- 
logischen Strömungen  zeichnet,  die  in  einer  Versammlung 
des  Volkes  zutage  treten,  wie  Verblendung,  mangelndes 
Interesse,  mangelnde  Kenntnis,  selbstsüchtiger  Einfluß  der 
Mächtigen  usw.,  was  eine  Entscheidung  über  die  Gesetze 
durchs  Los  immer  noch  vorteilhafter  erscheinen  lassen  würde, 

29)  cf.  Redslob,  S.  109. 

30)  Esprit  des  Lois,  liv.  IX,  c.  VI. 

31)  de  Lolme,  Constitution  de  l'Ängleterre.  liv.  II,  c.  V. 
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als  eine  Volksabstimmung.  Vermieden  werde  das  durch  eine 
Volksvertretung,  die  allein  ernstlich  arbeiten  könne  vermöge 
ihrer  geringeren  Zahl,  und  die  bei  dem  Bewußtsein  ihrer 
Bedeutung  für  den  Staat  mit  Interesse  und  Ehrgeiz  für  das 
Staatswohl  arbeiten  werde  32),  was  alles  freilich  wieder  ver- 
schwinden würde,  wenn  das  Volk  sich  die  Genehmigung  der 
Beschlüsse  der  Abgeordneten  vorbehalten  würde  33). 

Die  Nationalversammlung  von  1789  hatte  sich  nun  ganz 
auf  den  Boden  Rousseau'scher  Theorie  gestellt,  vor  allem 
sich  zu  der  von  Rousseau  erdachten  Theorie  des  Gemein- 
willens bekannt.  Sie  hätte  konsequenterweise  sich  dann 
auch  zu  dem  obligatorischen  Referendum  oder  wenigstens 
zum  System  der  atomistischen  Vertretung  unbedingt  be- 
kennen müssen.  Aber  hier  verläßt  sie  den  nur  mit  dürrer 
Logik  beschaffenen  Boden  Rousseaus  unter  dem  Einfluß  der 
praktisch-politischen  Erwägungen  der  neuen  Schule,  die  von 
einer  Reihe  glänzender  Redner  wie  Sieges  und  Mounier  vor 
der  Nationalversammlung  vertreten,  in  ihr  die  Oberhand  ge- 
winnen, trotzdem  an  der  Theorie  des  Gemeinwillens  uner- 
schütterlich festgehalten  wird 34).  So  kommt  es,  daß  die 
Verfassung  von  1791  zwar  auf  dem  Boden  des  Contra! 
Social  steht,  aber  dennoch  das  System  der  Repräsentation 
Montesquieus  und  de  Lolmes  aufgenommen  hat35).  Der  da- 
durch geschaffene  tiefgehende  Zwiespalt  aber  zwischen  der 
Souveränität  des  Gemeinwillens  und  der  Fähigkeit  der  Abge- 
ordneten, nach  eigenem  freien  Entschluß  Gesetze  zu  schaffen, 
wird  verdeckt  durch  die  Phrase  von  der  ihrer  Substanz, 
ihrem  Prinzip  nach  beim  Volke  bleibenden  und  nur  ihrer 
Ausübung  nach  dem  Parlamente  anvertrauten  Legislative 36). 

32)  de  Lohne,  liv.  II,  c.  VI. 

33)  de  Lolme,  liv.  II,  c.  VII. 

34)  „La  loi  est  l'expression  de  la  volonte  generale."  Art.  6 
der  Erklärung  der  Menschenrechte  vom  26.  August  1789. 

v>)  Verf.  vi  3.  9.  1791.  Tit.  III,  cap.  I,  Sektion  III,  Art.  7, 
ebenso  schon  Gesetz  v.  22.  12.  1789. 

36)  Verf.  1791,  Tit.  III  preambule  art.  I,  II.  cf.  Redslob, 
S.  121. 
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Soll  nun  aber  die  Gesetzgebung  einer  oder  zwei  Kam- 
mern anvertraut  werden?  Soll  im  letzten  Fall  England  oder 
das  mit  durch  französisches  Blut  freigewordene  Nordamerika 
das  Vorbild  sein? 

Diese  Frage  sehen  wir  schon  mit  aller  Leidenschaft  be- 
handelt, bevor  überhaupt  die  Frage  der  Repräsentation  ent- 
schieden war 37).  Der  Gedanke  zweier  Kammern  knüpft  an 
die  alte  ständische  Gliederung  an,  indem  man  statt  drei 
Ständen  zwei  Stände  bildet,  die  Geistlichkeit  dabei  entweder 
auf  beide  Stände-Kammern  verteilt  oder  ganz  zum  ersten 
Stande  stellt. 

Wirksam  vertreten  aber  wird  er  durch  das  Vorbild 
der  englischen  Verfassung  in  Montesquieu  und  de  Lolme. 
Montesquieu  38)  sieht  in  dem  Adel  die  Stütze  der  Monarchie 
und  das  Bindeglied  zwischen  König  und  Volk,  gleichzeitig 
aber  auch  „die  durch  Geburt,  Reichtum  und  Ehren  ausge- 
zeichnete Kategorie  der  Leute,  die  es  in  einem  Staate  immer 
geben  wird,  und  die  deshalb  den  Anspruch  auf  eine  ihrer 
Bedeutung  entsprechende,  gesonderte  Vertretung  haben". 
Sie  bringen  ihre  eigenen  Interessen  und  Ansichten  mit  den 
gesonderten  Interessen  und  Ansichten  der  in  der  zweiten 
Kammer  vertretenen  breiten  Masse  bei  der  Gesetzgebung 
zum  Ausgleich  und  überbrücken  so  den  nun  einmal  natur- 
gemäß zwischen  beiden  vorhandenen  Gegensatz  zum  Besten 
des  Staates. 

De  Lohnes-39)  sieht  die  Notwendigkeit  der  Teilung  der 
Legislative  in  zwei  Kammern  darin,  die  sonst  möglichen 
Übergriffe  der  gesetzgebenden  Gewalt  zu  verhindern.  Zu 
diesem  Zwecke  aber  müssen  die  beiden  Kammern  im  Gleich- 
gewicht stehen,  was  erreicht  wird,  wenn  eine  Kammer  aus 
dem  Volke,  die  andere  aber  aus  dem  Adel  gebildet  werde, 
wobei  das  allerdings  zu  verstehende  geringere  Vertrauen  zu 
der  Adelskammer  als  Vertretung  einer  privilegierten  Minori- 

37)  Darüber  cf.  Redslob,  S.  173—184;  Stern  II,  S.  20  ff. 

38)  L'esprit  des  lois,  liv.  XI,  c.  VI. 

39)  de  Lolme,  liv.  U,  c.  Ul 
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tat  durch  das  Ansehen  aufgewogen  werde,  welches  den 
Adeligen  Name  und  Geschichte  ihres  Hauses  verleiht. 

Während  also  bei  Montesquieu  durch  den  Gegensatz 
der  zur  Vertretung  kommenden  beiden  Elemente  die  Zwei- 
teilung begründet  wird,  geschieht  dies  bei  de  Lolme  (der 
so  auch  das  Wesen  der  englischen  Zweiteilung  besser  erfaßt 
als  Montesquieu,  indem  er  nicht  den  zu  dieser  Zeit,  wo  An- 
gehörige derselben  Klasse  in  den  beiden  Häusern  die  Inter- 
essen der  ganzen  englischen  Nation  vertraten,  gar  nicht  be- 
stehenden Gegensatz  der  beiden  Häuser  in  den  Vordergrund 
stellt  wie  Montesquieu,  sondern  den  Ausgleich  zwischen 
beiden  Kammern  darstellt,  indem  er  beim  englischen  Ober- 
haus durch  äußeren  Glanz  ersetzt  sieht,  was  ihm  an  Macht 
abgeht)  durch  praktisch-politische  Erwägungen  allgemeinerer 
Natur.  Diese  waren  deshalb  auch  dann  noch  geeignet,  den 
Franzosen  das  Zweikammersystem  nahe  zu  bringen,  als  am 
17.  Juni  1789  die  Versammlung  des  dritten  Standes  sich  zur 
Nationalversammlung,  zur  Vertretung  der  ganzen  Nation 
proklamiert  und  die  Souveränität  des  Volkes  verkündet  hatte, 
damit  aber  die  Einrichtung  einer  Adelskammer  von  nun  an 
unmöglich  erschien. 

Deshalb  leitet  das  Ereignis  vom  17.  Juni  1789  auch 
eine  neue  Phase  in  dem  Kampfe  um  das  Ein-  oder  Zwei- 
kammersystem ein.  Das  Zweikammersystem  kommt  jetzt 
nur  in  der  Gestalt  zweier  vom  Volke  besetzter  Kammern  in 
Frage.  Es  wird  von  Männern  wie  Mounier,  Necker,  Graf 
Lally-Tollendal 40)  begründet  mit  der  durch  zwei  Kammern 
erzielten  Stabilität  und  Sorgfalt  in  der  Gesetzgebung,  Be- 
seitigung der  bei  einer  Kammer  vorliegenden  Gefahr  der 
despotischen  Regierung  des  Staates  durch  die  Führer  der 
Kammer,  welche  Gefahr  beim  Festhalten  am  Einkammer- 
system auch  die  Bindung  der  Gesetzgebung  an  die  Sanktion 
des  Königs  nicht  nur  nicht  aufheben  würde,  sondern  sogar 
nur  eine  den  Staat  zerstörende  Rivalität  zwischen  König  und 
Parlament  schaffen  würde.    Es  genügen  eben  nicht  zwei 


40)  cf.  die  Zitate  bei  Redslob,  S.  177—179. 
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Gewaltenträger,  sondern  nur  drei,  nämlich  König  und  zwei 
Kammern,  die  in  vollkommenem  Gleichgewicht  zueinander 
allein  in  der  Lage  seien,  den  inneren  Frieden  stets  wieder 
herzustellen. 

Demgegenüber  machen  die  Verfechter  nur  einer  Kammer 
geltend,  daß  die  von  ihren  Gegnern  angeführten  Gründe 
hinfällig  würden  bei  einer  Zusammensetzung  beider  Kam- 
mern nach  dem  gleichen  Prinzip,  das  aber  die  einzig  mög- 
liche Zusammensetzung  beider  Kammern  sein  würde.  Denn 
bei  einer  Zusammensetzung  der  beiden  Kammern  nach  einem 
verschiedenen  Prinzip  würde  man  eine  Vertretung  von  Son- 
derinteressen schaffen  und  damit  an  die  Stelle  der  alten 
Aristokratie  nur  eine  neue  setzen. 

Äußer  dieser  willkürlichen  und  oberflächlichen  Argu- 
mentation führen  sie  aber  noch  den  freilich  ebenso  schwachen 
staatsphilosophischen  Grund  ins  Treffen,  daß  eine  Teilung 
in  zwei  Kammern  verhindern  würde,  den  einheitlichen  Willen, 
den  Gemein  willen  zu  bilden. 

Jedoch  können  sich  trotzdem  einige  den  kraftvollen, 
überzeugenden  Ausführungen  der  Vertreter  des  Zweikam- 
mersystems nicht  ganz  verschließen,  so  daß  sie  zwar  nicht 
die  Entscheidung,  wohl  aber  die  Diskussion  für  teilbar 
halten41).  So  sagt  Mirabeau  am  7.  September42):  „Ich  will 
zwei  Kammern,  wenn  sie  nur  zwei  Sektionen  einer  einzigen 
sein  sollen",  fügt  aber  hinzu,  ,,ich  will  nur  eine,  wenn  die 
eine  ein  Veto  gegen  die  andere  haben  soll". 

Aber  das  künstlich  hervorgezauberte  Schreckgespenst 
der  Aristokratie  verwirrt  die  Gemüter:  Eine  übertriebene  Be- 
geisterung für  die  Gleichheit  brachte  die  Gesetzgeber  zu  dem 
Schritt,  der  den  Staat  der  Tyrannei  des  Parlaments  unter- 
werfen, der  dem  Staate  die  Freiheit  nehmen  konnte  43),  indem 
am  10.  September  1789  das  Prinzip  einer  einzigen  Kammer 
von  der  Nationalversammlung  proklamiert  wird. 

41)  cf.  Zit.  Sieyes  beis  Redslob,  S.  181. 

42)  Stern  II,  S.  61. 

43)  So  Necker,  cf.  Redslob,  S.  184. 
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So  hat  denn  die  erste,  von  der  Nationalversammlung, 
nicht  dem  Könige,  gegebene  französische  Verfassung  vom 
3./14.  September  1791  44),  die  das  Königtum  nur  noch  als 
ohnmächtigen  Schatten  aufrecht  erhält,  einen  gesetzgebenden 
Körper  in  Gestalt  der  rein  demokratischen  einkammerigen 
assemblee  nationale.  Sie  geht  aus  mittelbaren  Wahlen  mit 
Zensusstimmrecht  hervor,  ist  ständig  und  wird  alle  zwei 
Jahre  erneuert.  Jhr  gegenüber  hat  der  König  nur  ein  Veto, 
das  bei  dreimaligem  Vorlegen  eines  Gesetzes  bedeutungslos 
wird.  Auf  dem  Gebiete  des  gesamten  Staatshaushaltsetats 
ist  sie  selbstherrlich. 

Ein  noch  reinerer  Rousseau  ist  dann  die  nach  der  Hin- 
richtung des  Königs  angenommene  Jakobinerverfassung  vom 
24.  Juni  1793  des  Nationalkonventes45).  In  schärfster  Be- 
tonung des  Rechtes  des  einzelnen  als  Teiles  des  „Souveräns" 
durch  ein  Plebiszit  gebilligt,  legt  sie  die  gesetzgebende  Ge- 
walt in  die  Hände  einer  jährlich  unter  dem  allgemeinen  glei- 
chen und  direkten  Wahlrechte  zu  erneuernden  Kammer,  über 
deren  Gesetzentwürfe  das  Volk  entscheidet. 

Sobald  aber  das  Fiasko  der  Rousseau'schen  Gleichheits- 
prinzipien vernünftigen  politischen  Erwägungen  wieder  Raum 
ließ,  taucht  auch  das  Zweikammersystem  auf,  und  zwar  in 
der  von  Boissy  d'Anglas  ausgearbeiteten  Direktorialver- 
fassung vom  5.  Fructidor  des  Jahres  III  (22.  8.  1795) 46).  In 
offenbarer  Anlehnung  an  die  Verfassung  der  Einzelstaaten 
der  Union,  wie  der  Verfassung  der  Union  selbst47)  besteht 
hier  der  gesetzgebende  Körper  aus  dem  conseil  des  Anciens 
und  dem  conseil  des  Cinq-Cents.  Die  ,, Alten"  müssen  40  Jahre 


±4)  Helie,  S.  3  ff.,  S.  284  ff.,  S.  326  ff;  Pölitz  II,  S.  2  ff.; 
M.  v.  Seydel,  Äbhandl.  1893,  S.  163  ff. 

45)  Helie,  S.  336  ff.;  Pölitz  II,  S.  21  ff.;  M.  v.  Seydel,  Äb- 
handl. 1893,  S.  167  ff. 

46)  Pölitz  II,  S.  30  ff.;   Helie,  S.  436  ff. 

47)  Auf  die  Benutzung  der  Constitution  of  the  United  States 
of  America  bei  der  Ausarbeitung  der  Verfassung  weist  auch  die 
Ähnlichkeit  im  Satzbau  einiger  Artikel,  z.  B.  Art.  1,  3.  Abschn. 
§  3  der  amerikanischen  Verfassung,  mit  Art.  83  der  französischen 
Verfassung. 
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alt  (gegenüber  30  Jahren  der  Fünfhundert),  verheiratet  oder 
Witwer  sein  und  15  Jahre  im  Gebiet  der  Republik  wohnen. 
Damit  wollte  man  ein  Haus  schaffen,  das  durch  seine 
ruhigere  Sinnesart  und  seine  Lebenserfahrung  festere,  be- 
ständigere politische  Grundanschauungen  versprach.  Einen 
grundlegenden  Unterschied  zwischen  beiden  Kammern  stellt 
man  also  nicht  auf.  Die  Nachwirkung  Rousseau'scher  Jdeen 
ist  noch  zu  stark.  Beide  Kammern  sind  Volkskammern, 
zumal  beide  aus  Volkswahlen,  nun  aber  wieder  mittelbaren 
und  Zensuswahlen  hervorgehen.  Nur  der  Rat  der  Fünf- 
hundert, nicht  auch  der  Rat  der  Alten,  erhält  die  Initiative 
(während  dem  Senate  der  Union  nur  bei  Finanzgesetzen  die 
Initiative  fehlt).  Alle  Gesetzesvorschläge  der  Fünfhundert 
können  vom  Rat  der  Alten  nuY  im  ganzen  angenommen  oder 
verworfen  werden,  während  dem  englischen  Oberhaus  diese 
Beschränkung  nur  bei  Budgetgesetzen  auferlegt  ist.  —  Von 
nun  an  ist  man  in  Frankreich,  abgesehen  von  der  kurzen 
Epoche  der  zweiten  Republik,  von  dem  Zweikammersystem 
nicht  mehr  abgegangen. 

Freilich,  als  der  Korse  am  18.  Brumaire  VIII  (9.  11. 
1799)  den  Rat  der  Fünfhundert  sprengte  und  in  der  Kon- 
sularverfassung vom  22.  Frimaire  VIII  (13.  Dezember  1799)  48) 
Frankreich  die  vierte  Verfassung  gab,  da  blieb  das  Zwei- 
kammersystem ebenso  nur  dem  Namen  nach  bestehen,  wie 
die  Volkssouveränität  mit  ihrer  ganzen  konstitutionellen  Ein- 
richtung. Schon  die  Volksabstimmung,  die  die  Verfassung 
angenommen  hatte,  also  an  sich  der  Ausdruck  des  unbe- 
schränkten Volks  willens,  „führte  zur  Begründung  der  unbe- 
schränkten Einherrschaft,  war  eine  lex  regia,  nur  mit  einem 
Unterschiede,  indem  die  lex  regia  der  römischen  Cäsaren 
eine  eingestandene,  die  des  französischen  Cäsars  eine  unein- 
gestandene  Komödie  war49)".  So  erscheint  denn  auch  die 
gesetzgebende  Gewalt  als  eine  ,, wahre  Jammergestalt". 
Äußerlich  sind  zwei  Volkshäuser  vorhanden,  die  wie  die 
nordamerikanischen  Einzelstaaten  als  einzigen  Unterschied 


48)  Helle,  S.  577  ff. 

*9)  M.  v.  Seydel,  Äbhandl.  1893,  S.  171,  173. 


—    38  — 


die  Altersgrenze  für  die  Wählbarkeit  haben:  das  Tribunat 
mit  100  wenigstens  25  Jahre  alten  und  der  gesetzgebende 
Körper  mit  300  mindestens  30  Jahre  alten  Mitgliedern.  Beide 
Häuser  werden  jährlich  zu  einem  Fünftel  erneuert,  eine  aus 
der  Direktorialversammlung  übernommene,  von  den  nord- 
amerikanischen Senaten  stammende  Einrichtung.  Aber  die 
Wahlen  zu  den  Häusern  besorgt  der  vom  Konsul  ernannte 
Erhaltungssenat  aus  der  dezimierten  liste  des  notabilites 
nationales;  dem  Volke  bleibt  nur  ein  kärglicher  Rest  des 
Wahlrechts  in  den  Wahlen  zur  liste  des  notabilites  com- 
munales50).  Entsprechend  sind  die  Funktionen51).  Weder 
das  Tribunat  noch  der  gesetzgebende  Körper  hat  das  Recht 
der  Initiative.  Diese  liegt  bei  der  Regierung  bzw.  dem 
Staatsrate.  Das  Tribunat  hat'  lediglich  die  von  drei  Mit- 
gliedern des  Staatsrates  vor  ihm  vertretenen  Gesetzesvor- 
schläge zu  erörtern  und  über  ihre  Annahme  oder  Ablehnung 
zu  beschließen.  Drei  Mitglieder  des  Tribunates  sollen  sodann 
den  Entwurf  vor  der  gesetzgebenden  Körperschaft  in  einer 
Diskussion  mit  den  drei  Vertretern  des  Staatsrates  ver- 
treten bzw.  bekämpfen.  Die  gesetzgebende  Körperschaft 
selbst  aber  hat  danach  ohne  Erörterung  ihrerseits  in  ge- 
heimer Abstimmung  lediglich  über  den  Regierungsvorschlag 
zu  beschließen. 

Also  weder  aus  der  Zusammensetzung  noch  aus  der 
Verteilung  der  Rechte  läßt  sich  ersehen,  welche  Kammer 
als  die  erste  gedacht  ist.  Denn  die  eine  kann  ihre  Meinung 
äußern,  ohne  zu  entscheiden,  die  andere  entscheidet,  ohne 
ihre  Meinung  sagen  zu  dürfen.  Offenbar  ist  es  aber  auch 
gar  nicht  Bonapartes  Absicht  gewesen,  tatsächlich  ein  ar- 
beitsfähiges Parlament  zu  schaffen;  sondern  diese  konsti- 
tutionellen Formen  benutzt  er,  wie  den  ganzen  höchst  ver- 
wickelten Mechanismus  seines  Verfassungsbaues  nur  dazu, 
zu  verhüllen,  daß  ein  einziger  der  Gebieter  ist. 

So  bringen  denn  auch  die  Verfassungsänderungen  durch 
die  Organischen  Senatuskonsulte  vom  16.  Thermidor  X  (4. 


50)  Ärt.  XX;  Lebon,  S.  5  ff. 

51)  Ärt.  25—38. 
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8.  1802)  und  28.  Floreal  (18.  5.  1804) 52)  wohl  eine  Stärkung 
der  Stellung  des  Korsen  und  schließlich  seine  Erhebung 
zum  erblichen  Kaiser,  aber  naturgemäß  keinen  Ausbau  des 
Zweikammersystems.  Aber  eine  Maßnahme  seiner  Regie- 
rung muß  mit  Rücksicht  auf  dieses  hervorgehoben  werden 
wegen  ihres  Einflusses  auf  spätere  Bildung  erster  Kammern: 
die  neue  Zusammensetzung  des  Senates.  In  der  Erkenntnis 
nämlich,  daß  ein  in  Schranken  gehaltener  Adel  gerade  einen 
absolut  regierenden  Herrscher  zu  stützen  geeignet  sei,  hat 
Napoleon  für  seine  Nachkommen  einen  solchen  Adel  in 
seinem  Senate53)  geschaffen.  Dieser  besteht  seit  1804  aus 
den  französischen  Prinzen,  den  Inhabern  der  Erzämter,  80 
vom  Kaiser  auf  Präsentation  der  Departementswahlkollegien 
und  einer  unbeschränkten  Zahl  frei  ernannter  Mitglieder,  also 
aus  Mitgliedern,  die  teils  durch  ihre  Stellung,  teils  durch  die 
Gnade  des  Kaisers  zum  Ansehen  gelangt,  ihm  ergeben  sind. 
Wenn  nun  auch  dieser  Senat  nicht,  wie  Pölitz  (II,  S.  65,  66) 
meint,  der  eigentliche  Schwerpunkt  dieser  Verfassung  war, 
gleichsam  das  Oberhaus  der  britischen  Verfassung  ersetzte, 
so  ist  er  immerhin  den  Zeitgenossen  und  späteren  als  solches 
erschienen,  zumal  er  es  auch  war,  der  1814  Napoleons 
Thronentsetzung  aussprach  54). 

Und  er  hat  sich  auch  selbst  in  seinem  Verfassungs- 
entwurf (Talleyrand)  vom  6.  April  1814  55)  als  erste  Kammer 
neben  den  ,, gesetzgebenden  Körper"  als  zweite  Kammer 
gestellt.  Der  Senat  dieses  Entwurfes  ist  das  englische  Ober- 
haus, nur  modifiziert,  soweit  es  für  den  alten  Senat  not- 
wendig war,  um  sich  eine  Stellung  in  dem  neuen  Senate  zu 
schaffen.  Die  ganze  Verfassung  aber  ist  nicht  eine  ver- 
ständnislose Kopie  der  englischen,  sondern  eine  kluge  An- 
wendung des  englischen  Vorbilds  auf  gegebene  Verhältnisse. 
So  steht  im  Gegensatz  zu  der  Konsularverfassung,  als  auch 

52)  Helie,  S.  685  ff.,  S.  717  ff.;   Pölitz  II,  S.  67  ff.,  S.  73  ff. 

53)  Seit  1804  tritt  der  Name  Senat  an  die  Stelle  des  Namens 
Erhaltungssenat. 

54)  Helie,  S.  874  ff. 

55)  Helie,  S.  880  ff.;  Pölitz  II,  S.  85  ff. 
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schon  der  Direktorialverfassung,  die  Initiative  sowohl  dem 
Senat  wie  der  gesetzgebenden  Körperschaft,  und  auch  dem 
Könige,  wenn  auch  nur  in  Form  einer  Einladung  an  die 
Kammern,  zu.  Der  Weg  des  Gesetzes  ist  derselbe  wie  in 
England. 

Die  zweite  Kammer  ist  eine  Wahlkammer,  die  erste 
dagegen  erblich,  indem  ihr  außer  den  königlichen  Prinzen 
vom  König  ernannte  Senatoren  angehören,  deren  Würde 
nach  dem  Erstgeburtsrecht  vererblich  ist.  Aber  eine  dauernde 
Beeinflussung  durch  den  König  wie  in  England  durch  den 
Peerschub  ist  ausgeschlossen,  indem  die  Zahl  der  Senatoren 
beschränkt  ist. 

Ist  diese  Verfassung  auch  nie  ins  Leben  getreten,  so 
ist  sie  doch  für  die  Geschichte  des  Zweikammersystems  be- 
deutungsvoll als  Niederschlag  der  Anschauungen,  die  nach 
dem  kläglichen  Schiffbruch  herrschten,  den  das  Rousseau'sche 
Gleichheitsprinzip  erlitten  hatte  und  das  durch  die  Herr- 
schaft des  Usurpators  eine  geradezu  hohnvolle,  wenn  auch 
ganz  natürliche  Krönung  erfahren  hatte. 

Diese  Anschauungen,  die  sich  von  dem  bisher  geltenden 
Ideale  der  demokratischen  nordamerikanischen  Verfassung 
abwenden  und  die  die  Montesqieu'sche  Wertschätzung  der 
englischen  Verfassung  wieder  zur  Geltung  bringen,  kommen 
in  einer  zu  dieser  Zeit  erscheinenden  Schrift  zum  Ausdruck, 
die  schnell  über  die  Grenzen  Frankreichs  Verbreitung  und 
Bedeutung  erlangt  hat,  nämlich  in  den  in  Paris  erschienenen 
, »Reflexions  sur  les  constitutions"  von  Benjamin  de  Constant. 

Er  schlägt  dem  französischen  Staate  eine  Verfassung 
vor,  in  der  die  gesetzgebende  Gewalt  von  zwei  Kammern 
ausgeübt  werden  soll,  natürlich  einer  Volkskammer,  der  die 
volle  Initiative  zustehen  soll,  ebenso  wie  er  der  anderen 
Kammer  und  auch  (im  Gegensatz  zur  Senatsverfassung) 
dem  Könige  unbeschränkte  Initiative  gewährt 56).  Die  andere 
Kammer  aber  soll  eine  Adelskammer  sein,  als  das  not- 
wendige Mittelglied  zwischen  König  und  Volkskammer.  Denn 
der  Adel  schütze  den  Thron    vor  den  Ansprüchen  der 

56)  Constant,  S.  8  ff. 
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Masse,  er  schütze  aber  auch  das  Volk  vor  den  Anmaßungen 
eines  Despoten;  deshalb  müsse  diese  Adelskammer  eine 
selbständige  und  damit  machtvolle  Kammer,  die  erste  Kammer 
sein.  Und  deshalb  wieder  müßten  die  Mitglieder  erblich, 
nicht  auf  Lebenszeit  vom  Könige  ernannt  sein.  Denn  eine 
Ernennung  auf  Lebenszeit  durch  den  König  in  der  ersten 
Kammer  sei  zu  sehr  der  Wahl  durch  das  Volk  in  der 
zweiten  Kammer  ähnlich.  Man  würde  dadurch  gerade  zwei 
Gewalten,  die  der  Vermittelung  bedürfen,  die  Gewalt  des 
Königs  und  die  des  Volkes,  einander  gegenüberstellen.  Wie 
im  englischen  Oberhause  soll  die  Zahl  der  Mitglieder  der 
erblichen  Kammer  unbeschränkt  sein  (wieder  im  Gegensatz 
zur  Senatsverfassung),  dem  Könige  das  Recht  der  Neu- 
ernennung zustehen 57).  Auch  dieselben  Rechte  wie  das 
englische  Oberhaus  soll  Constants  erste  Kammer  haben. 
Überhaupt  ist  sein  Verfassungsentwurf  eine  Kopie  der  eng- 
lischen Verfassung,  freilich  äußerlicher  als  die  Verfassung 
des  Senates. 

So  bekommt  denn  Frankreich  auch  in  der  in  dieser 
Zeit  entstandenen  Charte  constitutionelle  Ludwigs  XVIII.  vom 
4.  Juni  18  1  4  58)  ein  wirkliches  Zweikammersystem  statt  des 
früheren  Schattens  eines  solchen.  Aber  die  Rechtsnatur  der 
Kammer  ändert  sich.  War  bisher  in  Frankreich  rechtlich 
selbst  in  den  cäsaristischen  Verfassungen,  nach  der  absolute 
Gültigkeit  für  alle  Staaten  beanspruchenden  und  in  allen 
amerikanischen  und  den  meisten  europäischen  Verfassungen 
dieser  Zeit  zum  Ausdruck  gekommenen  Theorie  der  Volks- 
souveränität die  Tätigkeit  des  Volkes  in  den  Kammern  ein 
Ausfluß  der  ihm  primär  zustehenden  konstituierenden  Ge- 
walt, so  erscheint  diese  Tätigkeit  des  Volkes  nunmehr  als 
ein  Anteil  an  der  Ausübung  der  Staatsgewalt,  die  ursprüng- 
lich ganz  und  gar  beim  König  ruhe.  Was  nach  dem  bisher 
unbeschränkt  geltenden  Prinzip  ein  ursprüngliches  Recht  des 
Volkes  war,  ist  jetzt  nach  dem  zum  ersten  Male  auftretenden 

57)  Constant,  S.  13  ff. 

58)  Helie,  S.  884  ff.;  Pölitz  II,  S.  89  ff.;  cf.  auch  Einleitung 
zur  Charte,  S.  87,  88. 
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monarchischen  Prinzip  eine  bloße  Gnade  für  das  Volk  seitens 
des  Königs,  da  die  Verfassung  nur  eine  freiwillige  Ge- 
währung durch  den  König  ist59). 

Die  Charte  ist,  abgesehen  von  dem  neuen  Prinzip,  die 
wieder  zu  Ehren  gelangte  englische  Verfassung  mit  Ab- 
änderungen in  napoleonischem  Sinne.  So  wird  zwar  die 
gesetzgebende  Gewalt  gemeinschaftlich  ausgeübt  von  dem 
Könige  und  den  Kammern,  der  Kammer  der  Pairs  und  der 
Kammer  der  Deputierten  der  Departements  (art.  XV).  Aber 
den  Kammern  bleibt  die  Initiative  vorenthalten,  sie  haben 
nur  das  Recht,  um  einen  Vorschlag  zu  bitten  (art.  19).  Die 
Initiative  hat  allein  der  König,  so  wie  er  die  Gesetze 
sanktioniert  und  verkündet  (art.  22).  Abänderungsanträge 
können  nur  mit  Zustimmung  des  Königs  eingebracht  werden. 
Steuergesetze  sind,  wie  in  England,  erst  vor  der  zweiten 
Kammer  einzubringen  (art.  17);  aber  das  Budgetrecht  ist 
außerordentlich  mager  (art.  48,  49),  da  die  Meinung  dahin 
ging,  daß  die  Aufgabe  der  Kammern  sich  darauf  beschränken 
solle,  den  Staatsbedarf  in  Bausch  und  Bogen  zu  bewilligen  60). 
Die  Rechte  der  Kammern  sind  also  auf  ein  Mindestmaß  be- 
schränkt. 

Die  Sitzungen  der  Pairskammer  sind  geheim.  Diese 
Kammer  besteht  aus  den  königlichen  Prinzen  kraft  ihrer 
Geburt  und  einer  unbeschränkten  Zahl  von  vom  Könige  er- 
nannten Mitgliedern.  Diese  sind  erblich  oder  (im  Gegensatz 
zu  England,  zum  Vorschlag  des  Senats  wie  Constants)  lebens- 
länglich wie  der  napoleonische  Spielball  des  Erhaltungs- 
senates.  Die  Pairskammer  urteilt  die  von  der  Abgeordneten- 
kammer wegen  Verrats  oder  Veruntreuung  angeklagten  Mi- 
nister ab,  steht  also  hierin  über  der  zweiten  Kammer. 

Diese  geht  aus  einer  direkten  Zensuswahl  auf  fünf 


59)  Jellinek,  Allgem.  Staatslehre,  S.  481/82.  Absichtlich  hatte 
man  die  an  die  alten  Freiheitsbriefe  erinnernde  Bezeichnung  Charte 
statt  Constitution  gewählt. 

60)  M.  v.  Seydel,  Abhandl.  1893,  S.  176/77.  Deshalb  auch 
die  Kämpfe  des  Parlaments  um  eine  Spezialisierung  des  Budgets. 
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Jahre  hervor  und  wird  jährlich  zu  einem  Fünftel  erneuert 61). 
Neu  ist,  daß  sie  vom  Könige  aufgelöst  werden  kann  62). 

Vorübergehend,  in  der  Zeit  der  sogenannten  100  Tage 
unter  Napoleon,  gestaltete  sich  das  Zweikammersystem  etwas 
freiheitlicher  in  den  napoleonischen  „Zusatzartikeln"  zu  den 
Verfassungen  des  Kaiserreichs  vom  22.  4.  1815 63).  Unter 
Constants  Einfluß  wird  die  Pairs würde  erblich  (art.  3),  die 
Sitzung  öffentlich  (art.  20),  die  beiden  Kammern  erhalten 
zwar  noch  nicht  das  volle  Recht  der  Initiative,  dürfen  aber 
Zusätze  zu  den  Regierungsvorschlägen  machen  (art.  23). 

Nach  dem  Sturze  Napoleons  tritt  wieder  die  alte  Be- 
schränkung ein. 

Freiheitlicher  gestaltet  sich  die  Stellung  der  Kammern 
erst,  nachdem  Karl  X.  durch  den  Versuch,  durch  soge- 
nannte Ordonnanzen  vom  25.  7.  1830  und  nicht  durch  ein 
Gesetz 64)  die  Preßfreiheit  zu  suspendieren  und  die  Wahl- 
vorschriften zu  verschärfen,  also  die  Verfassung  zu  ändern, 
die  Revolution  herbeiführt  und  der  Herzog  Ludwig  Philipp 
von  Orleans  die  ihm  angebotene  Krone  mit  der  von  den 
Deputierten  ausgearbeiteten  Verfassung  annimmt. 

Die  revidierte  konstitutionelle  Charte  vom  7.  August 
1830 65),  die  zwar  in  den  Grundzügen  die  Charte  von  1814 
übernimmt,  bringt  die  veränderte  Machtstellung  von  Krone 
und  Parlament  zum  Ausdruck,  indem  sie  sich  als  eine  Ver- 
einbarung zwischen  Krone  und  Parlament  darstellt.  Dem- 
entsprechend bekommen  die  Kammern  das  Recht  des  Ge- 
setzesvorschlages (art.  15).  Ein  Gesetz  vom  19.  April  1831 

61)  Seydel,  Äbhandl.  1893,  S.  178. 

62)  Art.  50.  Nach  der  ersten  französischen  Verfassung  bis 
zum  Senatuskonsult  vom  14.  Thermidor  X  konnte  die  Kammer 
überhaupt  nicht  aufgelöst  werden;  erst  im  ersten  Kaiserreich  wird 
dies  möglich,  erfolgt  aber  nicht  durch  den  Kaiser,  sondern  durch 
den  Senat. 

63)  Helie,  S.  901  ff. 

64)  Den  Unterschied  zwischen  verfassungsänderndem  Gesetz 
und  einfachem  Gesetz  kennt  die  Charte  ebenso  wie  die  englische 
Verfassung  nicht,  da  sie  sich  darüber  ausschweigt.    Helie,  S.  974. 

65)  Helie,  S.  987  ff. 
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schwächt  den  plutokratischen  Charakter  des  Wahlrechtes 
durch  Herabsetzen  des  Zensus,  ein  Gesetz  vom  29.  12. 
1831  66)  gestaltet  die  Pairskammer  entsprechend  freiheit- 
licher, indem  es  die  Erblichkeit  der  Pairie  abschafft  und  den 
König  zwingt,  nur  aus  bestimmten  Kategorien  von  „Nota- 
bili täten"  die  Pairs  zu  ernennen. 

Waren  aber  erst  die  demokratischen  Ideen  wieder  zu 
neuem  Leben  erweckt,  so  streckten  sie  nur  zu  bald  wieder 
die  Hände  nach  der  Herrschaft  aus.  Das  Verlangen  nach 
weiterer  Demokratisierung  des  Wahlrechts  bringt  in  der 
zweiten  Revolution  den  Bürgerkönig  zu  Fall  (24.  2.  1848) 
und  schafft  in  der  Verwirrung  der  Geister  das  Einkammer- 
system auf  Grund  des  allgemeinen  und  geheimen  Wahlrechts 
mit  Stimmenabgabe  nach  Listen  (art.  20  der  const.  v.  4.  11. 
1848).  Die  Kammer  hat  die  Initiative  ebenso  wie  der  Prä- 
sident 67). 

Aber  schon  bald  entrollt  sich  dasselbe  Bild  wie  in  der 
ersten  Blüte  der  Demokratie.  Das  Zweikammersystem  er- 
steht von  neuem  in  der  Verfassung  vom  14.  1.  1852  68),  die 
ebenso  wie  die  Konsularverfassung  vom  Jahre  VIII  eine 
Diktatur  auf  demokratischer  Grundlage  bildet  mit  der  inneren 
Fähigkeit,  ohne  weiteres  in  das  Kaisertum  umgewandelt 
werden  zu  können.  Ebenso  kläglich  wie  mit  der  Demokratie 
ist  es  auch  mit  dem  Zweikammersystem  in  der  Verfassung 
bestellt. 

Dem  Präsidenten  ist  durch  Plebiszit  die  Souveränität 
anvertraut.  Er  allein  hat  die  Initiative,  sanktioniert  und  ver- 
kündet die  Gesetze.  Zwar  wird  die  gesetzgebende  Gewalt 
durch  den  Präsidenten,  den  Senat  und  den  gesetzgebenden 
Körper  ausgeübt,  aber  letzterer  kann  ohne  Zustimmung  des 
Staatsrates,  d.  h.  des  Präsidenten,  keine  Abänderungsvor- 
schläge erörtern. 

Der  gesetzgebende  Körper  geht  aus  allgemeinen  und 
direkten,  aber  nicht  geheimen  Wahlen  auf  sechs  Jahre  her- 

e6)  Lebon,  S.  8;  Helle,  S.  1011,  S.  1006/1012. 

67)  Helle,  S.  1067,  1102  ff. 

es)  Lebon,  S.  9,  10;  Helte,  S.  1167  ff. 
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vor.  Er  darf  nicht  einmal  Petitionen  annehmen  und  ist  so 
die  , »persona  miserabilis  der  ganzen  Verfassungskomödie"  69). 

Der  Senat  setzt  sich  aus  den  Kardinälen,  Generälen 
und  Admiralen  und  anderen  vom  Präsidenten  ernannten, 
unabsetzbaren  Senatoren  zusammen  und  ist  so  in  geheimen 
Sitzungen  nur  ein  Werkzeug  in  der  Hand  des  Präsidenten. 
Seine  Tätigkeit  besteht  in  der  Genehmigung  der  vom  Corps 
legislatif  beschlossenen  Gesetze  und  in  der  Regelung  be- 
stimmter Materien  durch  die  Senatuskonsulte  unter  der 
Sanktion  des  Präsidenten.  Dessen  Stellung  ist  noch  be- 
sonders gefestigt,  indem  die  Minister  (von  ihm  gewählt)  nur 
ihm,  nicht  den  Kammern  verantwortlich  sind  und  nur  vom 
Senate  angeklagt  werden  können. 

Aber  selbst  in  diesem  ,, Meisterstück  der  Begründung 
des  Absolutismus  auf  die  Volkssouveränität"  (am  7.  No- 
vember 1852  ist  die  Kaiserliche  Würde  wieder  hergestellt) 
gelangt  das  Zweikammersystem  allmählich  zu  größerer  Be- 
deutung. Die  Rechte  des  gesetzgebenden  Körpers  wurden 
in  Kleinigkeiten  ausgedehnt.  Das  Senatuskonsult  vom  8.  Sep- 
tember 1869  70)  gibt  neben  dem  Kaiser  die  Initiative  dem 
corps  legislatif  und  verfügt  die  Vorlage  eines  spezialisierten 
Budgets  an  diesen. 

Die  Abhängigkeit  des  Senats  wird  gemildert  durch 
Öffentlichkeit  der  Sitzungen  und  durch  sein  nunmehriges 
Recht,  sich  der  Durchführung  eines  Gesetzes  zu  widersetzen 
und  dessen  Neuberatung  zu  verlangen. 

Noch  weiter  steigt  die  Bedeutung  der  Kammern  in  der 
dem  Kaiser  vom  Liberalismus  abgenötigten  Verfassung  vom 
21.  Mai  1870 71),  die  den  Mitgliedern  beider  Kammern  die 
Initiative  zugesteht.  Sie  bringt  ferner  den  durch  die  Charte 
von  1814  in  Frankreich  'eingeführten,  von  England  über- 
nommenen Grundsatz  wieder  zur  Geltung,  daß  die  Minister 
Mitglieder  der  Kammern  sein  dürfen,  den  Kammern  ver- 

69)  M.  v.  Seydel,  Abhandl.  1893,  S.  183. 

70)  Lebon,  S.  8;  M.  v.  Seydel,  Abhandl.  1893,  S.  184;  Helie, 
S.  1314  ff. 

71)  Lebon,  S.  10;  Helie,  S.  1322  ff. 
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antwor'tlich  sind,  wodurch  die  Parlamentsherrschaft  begrün- 
det wird.  Zur  rechten  Ausbildung  kommt  diese  in  der  Folge- 
zeit, als  nach  der  Proklamation  der  Republik  am  4.  9.  1870 
Frankreich  in  dem  Gesetz  vom  31.  8.  1871,  der  sogenannten 
Constitution  Rivet72),  eine  Verfassung  erhält.  Die  National- 
versammlung ist  hier  die  einzige  Kammer.  Aber  das  war  nur 
ein  vorübergehender  Zustand. 

In  der  endgültigen  und  jetzt  noch  geltenden  Verfassung 
von  1875  73),  die  aus  drei  Gesetzen  vom  Februar  und  Juni 
1875  besteht,  wird  durch  das  Gesetz  vom  24./28.  2.  1875 
der  Senat  als  erste  Kammer  eingerichtet,  entgegen  einer 
Gruppe  radikaler  Demokraten,  die  in  Rousseau'schem  Ge- 
dankengang eine  erste  Kammer  überhaupt  unvereinbar  mit 
der  Demokratie  hielt.  Durch  die  Gesetze  vom  13.  8.  1884 
und  9.  12.  1884  wird  der  Senat  neu  gestaltet74). 

Er  besteht  aus  300  auf  neun  Jahre  von  den  Abgeord- 
neten, General-  und  Arrondissementsräten  der  Departements 
oder  der  Kolonien  und  den  Delegierten  der  Munizipalräte 
gewählten  Senatoren,  die  alle  drei  Jahre  zu  einem  Drittel 
erneuert  werden.  Sie  müssen  40  Jahre  alt  sein.  Durch 
höheres  Alter  also,  längere  Abgeordneteneigenschaft,  indirekte 
Wahl  und  die  periodisch  nur  teilweise  Erneuerung  soll  der 
Senat  das  Element  der  Ruhe  und  Besonnenheit  in  der  Ge- 
setzgebung, die  erste  Kammer,  sein  gegenüber  der  durch 
die  große  Masse  alle  vier  Jahre  als  Ganzes  erneuerten 
zweiten  Kammer,  der  Deputiertenkammer.  Durch  ein  Gesetz 
vom  16.  6.  1885  wird  die  Listenwahl  eingeführt  (scrutin 
de  liste);  seit  1889  besteht  wieder  die  Einzelwahl  (scrutin 
uninominal  individuel).  Zur  Wählbarkeit  ist  ein  Alter  von 
25  Jahren  erforderlich. 

Der  Senat  hat  dieselben  Rechte  wie  die  Deputierten- 
kammer, besonders  das  Recht  der  Gesetzgebung  (der  Prä- 
sident hat  nur  neben  den  Kammern  das  Recht  der  Initiative 
und  ein  beschränktes  Veto)  und  die  Bewilligung  und  Ver- 

72)  M.  v.  Seydel,  Äbhandl.  1893,  S.  185  ff.;  Helie,  S.  1381  ff. 

™)  Brie,  S.  11  ff.;  Helie,  S.  1409  ff. 

74)  M.  v.  Seydel,  Äbhandl.  1893,  S.  188  ff. 
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Weigerung  des  Budgets,  sowie  das  Enquete-  und  Petitions- 
recht. Der  Senat  ist  im  Vorteil,  indem  zur  Auflösung  der 
Kammern  durch  den  Präsidenten  die  Zustimmung  des  Se- 
nates erforderlich  ist 75)  und  er  als  Staatsgerichtshof  fungiert 
bei  Angriffen  gegen  die  Sicherheit  des  Staates,  sei  es,  daß 
diese  von  dem  Präsidenten  oder  Ministern  oder  einer  Privat- 
person geschehen  76). 

Demgegenüber  ist  eine  besondere  Funktion  der  Abge- 
ordnetenkammer ihr  Recht,  im  vorliegenden  Falle  ein  Ver- 
fahren gegen  den  Präsidenten  einzuleiten 77),  und  das  Recht, 
die  Finanzgesetze  zuerst  vorgelegt  zu  erhalten  und  darüber 
abzustimmen 78).  Das  aus  dem  Wortlaut  des  Art.  8  des 
Verf. -Ges.  vom  24.  2.  1875  von  einigen  Schriftstellern  ge- 
folgerte weitere  Vorrecht  der  Abgeordnetenkammer,  allein 
die  Initiative  in  Finanzgesetzen  zu  haben,  wird  als  der 
Tradition  und  den  Vorarbeiten  für  die  Verfassungsgesetze 
vom  Jahre  1875  widersprechend  von  der  Allgemeinheit  ab- 
gelehnt 79). 

Eine  Vereinigung  beider  Kammern  zur  Nationalver- 
sammlung findet  statt  zur  Präsidentenwahl  sowie  zur  Re- 
vision der  Verfassung,  wenn  beide  Kammern  entschieden 
haben,  daß  ein  Anlaß  vorliege.  Das  Parlament  übt  die 
Souveränität,  die  beim  Volke  liegt,  aus.  Die  Parlaments- 
mehrheit bietet  die  Minister  an  (praktisch,  offiziell  ernennt 
der  Präsident  die  Beamten)  und  herrscht  durch  diese. 

Wir  haben  hier  also  eine  ausgeprägte  Parlamentsherr- 
schaft in  einer  repräsentativen  Republik.  Daß  die  Grund- 
lage der  Volkssouveränität  für  das  dieser  gerade  nötige 
Zweikammersystem  nicht  durchaus  und  immer  förderlich 
ist,  hat  uns  die  Geschichte  in  Frankreich  zur  Genüge  gezeigt. 


75)  Verf.-Ges.  v.  25.  2.  1875,  Art.  5. 

76)  Verf.-Ges.  v.  24.  2.  1875,  Art.  9,  und  v.  16.  7.  1875,  Art.  12. 

77)  Verf.-Ges.  v.  16.  7.  1875,  Art.  12. 

78)  Verf.-Ges.  v.  24.  2.  1875,  Art.  8. 

79)  Lebon,  S.  29. 
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3.  Abschnitt: 

Das  Zweikammersystem  in  den  Nachahmungen  der  Urtgpen. 

Die  einzelnen  Phasen  der  französischen  Verfassungs- 
entwickelung haben  infolge  des  geistigen  Einflusses  Frank- 
reichs auf  Europa  im  18.  und  ausklingend  im  19.  Jahr- 
hundert ihren  mehr  oder  weniger  erkennbaren  Einfluß  auf 
die  Verfassungsentwickelung  auf  dem  Kontinent  ausgeübt. 

a)  Die  Zeit  der  Revolution. 

Die  neuen  Ideen  an  der  Seine  hatten  auch  an  der 
Weichsel  einen  neuen  politischen  Geist  entfacht,  der  eine 
grundlegende  innere  Erneuerung  Polens  für  notwendig  er- 
kannte, um  der  drohenden  Zerrüttung  noch  entgehen  zu 
können,  und  dies  unter  Preußens  Aufmunterung  mit  der  Ver- 
fassung vom  3.  Mai  1791  versuchte80). 

Sie  ist  dem  Datum  nach  die  erste  Verfassungsurkunde 
Europas,  freilich  auf  den  konstitutionellen  Arbeiten  der  ersten 
französischen  Nationalversammlung  aufgebaut,  hat  aber, 
dessenungeachtet,  wegen  ihres  altständischen  Charakters  das 
Gepräge  der  polnischen  Nationalität.  Sie  ist  die  erste  Ver- 
fassung des  Kontinents  mit  dem  Zweikammersystem. 

Die  gesetzgebende  Gewalt  kommt  unter  dem  Vorsitze 
des  Königs  dem  Reichstage  (den  versammelten  Ständen)  zu, 
der  aus  der  Landbotenstube  und  der  Senatorenstube  be- 
steht81). „Die  Landbotenstube  soll  als  Repräsentant  und 
Inbegriff  der  Souveränität  der  Nation  das  Heiligtum  der  Ge- 
setzgebung sein",  auf  ihr  also,  d.  h.  auf  den  von  altersher 
in  ihr  sitzenden  Vertretern  des  Gesamtadels  der  Schwer- 
punkt liegen.  Dagegen  stellt  sich  die  aus  den  Bischöfen, 
Woiwoden,  Kastellanen  und  Ministern  bestehende  Sena- 
torenstube die  Fortsetzung  des  alten  Rates  des  Königs  dar, 
der  nicht,  wie  das  englische  magnum  consilium,  sich  all- 
mählich zum  Oberhaus  entwickelt,  sondern,  nie  erblich  ge- 
worden, bleibt,  was  er  ist,  ein  Rat  des  Königs,  der  in 


80)  Pölitz  III,  S.  8. 

81)  Verfassung  Teil  6  (Pölitz  III,  S.  10  ff.). 
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gleicher  Weise  wie  der  König  in  seiner  Bedeutung  gesunken 
ist.  Wie  dieser  wird  er  dem  Gesamtadel  gegenüber  zu  einem 
bloßen  Werkzeug  des  Adels.  In  der  Verfassung  von  1791 
nun  erscheint  er  unvermittelt  als  erste  Kammer  eines  Parla- 
mentes. Aber  seiner  Stellung  in  der  Geschichte  entsprechend 
ist  seine  Aufgabe  in  der  Gesetzgebung  nur,  die  allgemeinen, 
d.  h.  die  wichtigen  Gesetze,  die  ihm  von  der  Landboten  - 
stube  zugehen,  zu  bestätigen  oder  bis  zur  nächsten  Reichs- 
tagssession zu  vertagen,  wobei  er  aber  dann  bei  noch- 
maliger Einigung  der  Landboten  das  betreffende  Gesetz 
annehmen  muß,  und  ferner,  über  die  besonderen,  d.  h. 
weniger  wichtigen  Gesetze  zusammen  mit  den  Landboten  zu 
entscheiden.  Die  eigentliche  Macht  liegt  also  bei  den  Land- 
boten. Beide  Kammern  sind  Adelskammern,  weil  „das  un- 
disziplinierte und  verfallene  Volk  an  bessere  Ordnung  erst 
gewöhnt  werden  müsse"82).  In  diesem  Sinne  sagt  die  Ver- 
fassung von  den  Landboten,  daß  sie  als  Repräsentanten  der 
ganzen  Nation,  als  Inhaber  des  allgemeinen  Zutrauens  an- 
gesehen werden  sollen. 

Kommt  in  der  Verfassung  von  Polen  noch  die  polnische 
Eigenart  zum  Ausdruck,  so  sind  die  übrigen  Verfassungen 
dieser  Zeit  nur  Kopien  der  französischen,  diktiert  durch  die 
siegreichen  Waffen  der  Republik. 

Als  erster  europäischer  Staat  waren  es  die  Nieder- 
lande83), die  nach  Erklärung  der  batavischen  Republik  nach 
den  Grundsätzen  der  politischen  Einheit  eine  der  Direktorial- 
verfassung nachgebildete  Verfassung  schaffen,  die  Ver- 
fassung vom  12.  4.  1798.  Nach  dem  Prinzip  der  Gewalten- 
trennung bekommt  die  gesetzgebende  Gewalt  der  „stell- 
vertretende Körper",  der  aus  einer  ersten  und  zweiten 
Kammer  besteht.  Aber  ganz  im  Banne  demokratischer 
Gleichheitsgedanken  ist  die  batavische  Republik  demokrati- 

82)  Malächowski  im  polnischen  Reichstage,  cf.  Kaiinka  II, 
S.  755.  Die  Verfassung  ist  nie  ins  Leben  getreten.  Unter  Rußlands 
Druck  wurde  auf  dem  Reichstage  zu  Grodno  (1792)  die  alte  Ver- 
fassung wieder  hergestellt. 

83)  Pölitz  II,  S.  118. 
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scher  als  das  inzwischen  schon  gewitzigte  Urbild:  der  stell- 
vertretende Körper  wählt  jährlich  aus  seiner  Mitte  30  Mit- 
glieder, die  sich  sofort  als  zweite  Kammer  konstituieren 
(Art.  53),  so  daß  diese  nur  ein  Ausschuß  der  aus  den  übrigen 
Mitgliedern  sich  bildenden  ersten  Kammer  ist.  Dement- 
sprechend hat  auch  nur  die  erste  Kammer  den  Entwurf  und 
den  ersten  Vortrag  der  Gesetze  (Art.  60),  die  zweite  Kammer 
wie  der  französische  Rat  der  Alten  nur  die  Bestätigung  der 
von  der  ersten  Kammer  vorgeschlagenen  Gesetze. 

Das  Zweikammersystem  ist  hier  nur  verständnislos  nach- 
geahmt, indem  die  erste  Kammer  als  Ausschuß  der  zweiten 
Kammer  nicht  das  Element  der  Ruhe  und  Vernunft  bei  der 
Gesetzgebung  gewährleisten  kann. 

Nicht  viel  anders  steht  es  mit  den  zu  dieser  Zeit  in 
Italien  eingeführten  Verfassungen,  nämlich  den  Grundzügen 
der  Konvention  von  Montebello  vom  6.  6.  1797  84)  für 
Genua,  der  Verfassung  der  zisalpinischen  Republik  vom 
30.  6.  1797  85),  sowie  der  für  den  kleinen  Freistaat  Lucca 
vom  26.  12.  1801  86)  und  der  Verfassung  der  nach  der  Weg- 
führung des  Papstes  nach  Siena  von  einem  französischen 
General  gegründeten  römischen  Republik  vom  30.  3.  1798  87). 
Sie  alle  haben  entsprechend  der  Direktorialverfassung  zwei 
Räte  mit  entsprechenden  Kompetenzen. 

In  vernünftigerer  Form  als  in  all  diesen  Verfassungen 
finden  wir  das  Zweikammersystem  nachgebildet  in  der  Ver- 
fassung der  helvetischen  Republik  vom  12.  4.  17  9  8  88),  mit 
der  das  Direktorium  auf  den  Trümmern  des  alten  Staats- 
gebäudes der  einzelnen  souveränen  Kantone  eine  „auf  den 
abstrakten  Ideen  von  Freiheit,  Gleichheit  und  Volkssouveräni- 
tät beruhende  Repräsentationsdemokratie"  als  unteilbaren 
Staat  bildet89). 

8±)  Pölitz  II,  S.  344  ff. 

85)  Pölitz  II,  S.  350  ff. 

86)  Pölitz  II,  S.  399  ff. 

87)  Pölitz  II,  S.  406  ff. 

88)  Pölitz  III,  S.  117  ff. 

89j  Blumer  I,  S.  18.  Orelli  in  Marquardsens  Hbd.  IV  1.  2.  S.  14. 
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Die  gesetzgebende  Gewalt  wird  ausgeübt  von  dem 
Großen  Rate  und  dem  Senate.  Zu  beiden  Kammern  werden 
die  Abgeordneten  in  indirekter  Wahl  vom  Volke  gewählt, 
und  zwar  zunächst  acht  Mitglieder  jedes  Kantons  für  den 
Großen  Rat  und  vier  Abgeordnete  aus  jedem  Kanton  für  den 
Senat.  Wie  im  Rat  der  Alten  ist  auch  für  den  Senat  ein 
höheres  Alter  sowie  der  Ehe-  oder  Witwerstand  erfordert. 
Ferner  dürfen  nach  drei  Jahren  des  Bestehens  der  Verfassung 
nur  die  zu  Senatoren  gewählt  werden,  die  höhere  Ämter 
bekleidet  haben.  Dazu  kommen  noch  ohne  Wahl  die  ge- 
wesenen Direktoren  (Mitglieder  des  Vollziehungsdirek- 
toriums). 

Die  Befugnisse  dieses  Senates  sind  dieselben  wie  die 
des  französischen  Rats  der  Alten:  er  hat  lediglich  die  Be- 
schlüsse des  Großen  Rates  zu  genehmigen  oder  zu  ver- 
werfen. 

Indem  hier  aber  zum  ersten  Male  in  einer  Verfassung 
der  Revolutionszeit  die  Zugehörigkeit  zum  Senat  nur  einem 
begrenzten  Kreise  der  Bürger  zugänglich  gemacht  wird,  von 
dem  man  infolge  seiner  Amtstätigkeit  größere  politische 
Fähigkeiten  erwartet,  sehen  wir  in  der  Periode  der  Revo- 
lutionszeit eine  Fortbildung  des  Zweikammersytems. 


b)  Das  n  a  p  o  1  e  o  n  i  s  c  h  e  Zeitalter. 
Wie  in  Frankreich,  so  bildet  auch  im  übrigen  Europa 
die  Zeit  des  Korsen  einen  Rückschritt  in  der  Entwickelung 
des  Zweikammersystems. 

Die  Cortesverfassung  Spaniens  von  1812  bringt  in  den 
Cortes  oder  der  Nationalversammlung  nur  eine  Kammer. 
Die  Verfassungen  der  Niederlande  sowie  Italiens  zeigen  mehr 
oder  weniger  denselben  Schein  zweier  Kammern,  wie  sie 
das  Tribunat  und  der  gesetzgebende  Körper  der  Konsular- 
verfassung darstellen.  Nur  die  Verfassung  der  neu  erstande- 
nen italienischen  Republik  vom  28.  7.  1802  hebt  sich  etwas 
über  die  übrigen  Verfassungen  heraus  durch  die  Bildung  der 
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drei  Wahlkollegien  der  Grundeigentümer,  Gelehrten  und 
Kaufleute 90). 

Nicht  anders  steht  es  im  Grunde  mit  den  beiden  Kam- 
mern in  der  Verfassung  des  von  Napoleon  neu  gegründeten 
Herzogtums  Warschau  vom  22.  7.  1807  91).  Wohl  erstehen 
in  ihr  der  Senat  und  die  Landbotenstube  der  Verfassung  von 
1791  von  neuem.  Aber  die  sechs  Bischöfe,  Woiwoden  und 
Kastellane,  die  Mitglieder  des  Senates  (Art.  23),  gehören 
nicht  mehr  auf  Grund  ihrer  Ämter  dem  Senate  an  wie  1791, 
sondern  nur  als  vom  König  ernannte  Würdenträger,  weshalb 
jetzt  auch  die  Minister  nicht  mehr  im  Senat  sitzen.  Da  die 
Senatoren  nur  auf  Lebenszeit  ernannt  werden,  ist  dem  Se- 
nate auch  die  Möglichkeit  genommen,  je  zur  Macht  zu 
gelangen.  Noch  weiter  ist  der  Senat  dem  Könige  ausge- 
liefert durch  dessen  Recht,  den  Senat  auf  zwölf  Woiwoden 
und  zwölf  Kastellane  durch  Neuernennungen  zu  stärken, 
wenn  der  Senat  einem  Gesetzentwurf  die  Zustimmung  ver- 
weigert (Art.  32).  Dies  ist  der  erste  Fall,  daß  in  einer  Ver- 
fassung des  Kontinentes  der  englische  Peerschub,  wenn  auch 
in  begrenztem  Rahmen,  nachgeahmt  wird. 

Die  Aufgabe  des  Senates  besteht  lediglich  darin,  den  in 
der  Landbotenstube,  die  nunmehr  außer  60  Mitgliedern  des 
Adels  40  Abgeordnete  der  Gemeinden  umfaßt,  beratenen, 
ihr  selbst  vom  Staatsrat  vorgelegten  Gesetzentwürfen  die 
Sanktion  zu  erteilen  oder  zu  verweigern  (Art.  27).  Damit 
findet  sich  ein  Anklang  an  die  ersten  Kammern  der  Revo- 
lutionszeit, wie  auch  an  den  französischen  Senat  von  1799, 
indem  die  Sanktionsverweigerung  des  Senates  gegeben  ist, 
weil  ein  Gesetzesvorschlag  der  Verfassung  oder  der  Staats- 
sicherheit zuwiderlaufe  (Art.  28).  So  ist  der  polnische  Senat 
neben  einer  Kammer  auch  eine  Art  Erhaltungssenat.  Am 
besten  aber  zeigt  sich  die  politische  Ohnmacht  des  Senates 
darin,  daß  der  König  trotz  der  Verweigerung  der  Sanktion 
durch  den  Senat  den  Gesetzentwurf  bekanntgeben  und  damit 
verbindlich  machen  kann.  Wenn  also  auch  im  Kleide  der 


90)  Pölitz  II,  S.  377  ff. 

91)  Pölitz  III,  S.  17  ff. 
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den  Polen  teuren  alten  Institution  ist  der  Senat  nichts  an- 
deres als  ein  dem  Könige  willfähriges,  bei  Opposition  ein- 
fach kaltzustellendes  Organ  im  absolutistischen  napoleoni- 
schen Verfassungsbau. 

Wie  aber  so  der  konstitutionelle  Gedanke  für  Napoleon 
immer  nur  Mittel  zum  Zweck  ist  und  der  Kaiser  deshalb  ihm 
nur  da  und  immer  nur  insoweit  Rechnung  trägt,  als  dadurch 
seine  Machtstellung  gefestigt  wird,  gab  er  der  Schweiz,  um 
sie  sich  gefügig  zu  machen  und  namentlich  englischen  Ein- 
flüssen zu  entziehen,  eine  ihrem  Charakter  vielmehr  als  die 
verunglückten  Versuche  von  1801  und  180  2  92)  entsprechende 
Verfassung  durch  die  sogenannte  Mediationsakte  vom  19.2. 
180  3  93),  die  aus  dem  Zwangseinheitsstaat  der  Verfassung 
1791  wieder  einen  Bund  aus  19  souveränen  Kantonen  macht 
(Art.  12),  allerdings  über  sie  eine  mit  bestimmten  Kompe- 
tenzen ausgerüstete  Zentralgewalt  stellt 94),  den  Landamman 
der  Schweiz  und  die  alte  Tagsatzung.  Ebenso  erhalten  die 
einzelnen  Kantone  wie  früher  nur  eine  einkammerige  Legis- 
lative, und  zwar  die  demokratischen  Kantone  ihre  alte  Lan- 
desgemeindeverfassung  mit  heilsamen  Abänderungen,  die 
Städtekantons  eine  die  Rechtsgleichheit  von  Stadt  und  Land 
betonende  Repräsentationsverfassung  mit  Zensuswahlrecht 
und  einem  eigentümlichen,  komplizierten  Drittelungs  wahl  - 
verfahren. 

Nur  in  einer  Verfassung  dieser  Zeit  ersteht  das  Zwei- 
kammersystem unverkümmert,  weil  Napoleons  Macht  dort- 
hin nicht  reichte,  in  dem  von  Englands  Flotte  geschützten 
Königreich  Sizilien.  Die  durch  Lord  Bentinck  in  Sizilien  zur 
Anerkennung  gebrachte  Verfassung  95)  ist  die  englische  Ver- 
fassung, in  der  die  Trennung  der  Gewalten  verarbeitet  ist. 
,   Neben  einer  erblichen,  aber  durch  Peerschub  zu  beeinflussen- 


92)  Es  sind  dies  die  schon  bei  der  Geburt  gestorbenen  Ver- 
fassungen vom  24.  10.  1801,  27.  2.  1802  und  die  Notabeinver- 
fassung vom  20.  5.  1802. 

93)  Pölitz  III,  S.  162  ff. 

94)  Orelli,  S.  16  ff. 

»)  Pölitz  II,  S.  436  ff. 
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den  Peerskammer  als  Oberhaus  steht  eine  gewählte  Kammer 
der  Gemeinen.  Diese  hat  in  der  Steuergesetzgebung  die- 
selben Vorrechte  wie  das  englische  Unterhaus.  Im  übrigen, 
auch  hinsichtlich  der  Initiative,  stehen  beide  Kammern  gleich. 

c)  Die  Zeit  der  Restauration. 
Das  Ende  des  Komödienspieles  Napoleons  mit  den  Parla- 
menten läßt  überall  auch  wieder  das  Zweikammersystem, 
und  zwar  nach  dem  Vorbilde  der  Charte,  neu  erstehen. 
Interesse  erweckt  aus  dieser  Zeit  das  Parlament  des  auf  dem 
Wiener  Kongreß  gebildeten  Königreichs  der  Niederlande,  das 
durch  den  Monarchen  eine  Verfassung  erhält  in  dem  Grund- 
gesetz vom  24.  8.  1815 96).  „Die  gesetzgebende  Gewalt 
wird  vereinigt  durch  den  König  und  die  Generalstaaten  aus- 
geübt" 97).  Die  Generalstaaten  bestehen  aus  zwei  Kammern 
(Ärt.  78),  der  ersten  Kammer  (Ärt.  80)  und  der  zweiten 
Kammer.  Die  erste  Kammer  setzt  sich  zusammen  aus  vom 
Könige  auf  Lebenszeit  ernannten,  also  nicht  wie  in  der 
Pairskammer  der  Charte  erblichen  Mitgliedern;  sie  müssen 
durch  Verdienste  um  den  Staat,  durch  Geburt  oder  Ver- 
mögen ausgezeichnet  sein.  Die  königlichen  Prinzen  gehören 
ihr  nicht  durch  die  Geburt  an.  Man  wollte  eben  keine  Ädels- 
kammer,  da  es  in  den  Niederlanden  keine  Geburtsaristokratie 
von  der  geschichtlichen  Bedeutung  wie  anderwärts  gab 98). 
Man  wollte  nur  eine  Körperschaft  von  persönlich  ausge- 
zeichneten Mitgliedern  als  Bollwerk  für  den  Thron  gegen  die 
demokratischen  Anschauungen  der  zweiten  Kammer  haben. 
Da  mit  der  Ernennung  der  König  genug  Einfluß  auf  die  Be- 
setzung hat,  gibt  es  auch  keinen  Peerschub.  Die  Zahl  der 
Mitglieder  ist  auf  40  bis  60  festgesetzt.  Eine  weitere  Be- 
schränkung des  Königs  in  seiner  freien  Auswahl  der  Mit- 
glieder stellt  das  von  dem  Rat  der  Alten  von  1795  ent- 

96)  Pölitz  II,  S.  205  ff. 

97)  Ärt.  105.  Art.  15  der  Charte  stimmt,  abgesehen  von  der 
verschiedenen  Bezeichnung  der  Kammern  wörtlich  mit  Ärt.  105 
obiger  Verfassung  überein. 

98)  Deshalb  enthält  der  Entwurf  vom  28.  3.  1814,  also  der 
Zeit  vor  der  Verschmelzung  Belgiens,  auch  nur  eine  Kammer. 
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nommene  Erfordernis  des  höheren  Alters  von  40  Jahren  für 
die  Mitglieder  der  ersten  Kammer  dar. 

Die  zweite  Kammer  wird  vom  Volke  auf  drei  Jahre 
unter  jährlicher  Dritteiiserneuerung  gewählt.  Auf  ihr  liegt 
das  Schwergewicht:  nur  sie  hat,  ebenso  wie  der  König,  die 
Initiative.  Die  erste  Kammer  hat  nur  die  vom  König  vorge- 
legten und  von  der  zweiten  Kammer  genehmigten  oder  die 
von  der  zweiten  Kammer  ausgehenden  Gesetzesvorschläge 
zu  genehmigen  oder  zurückzuweisen.  Es  fehlt  der  ersten 
Kammer,  wie  den  ersten  Kammern  der  Revolutionszeit,  die 
Selbständigkeit.  Sie  ist  eben  nur  eine  Art  Regierungsver- 
tretung aus  dem  Volke  und  deshalb  im  Parlamente  von 
un tergeo  r dneter  B edeu tung . 

Anders  erscheint,  wenigstens  äußerlich,  der  Senat  in 
der  dem  neuen  Königreich  Polen  vom  Zar  Alexander  ge- 
gebenen, ebenfalls  der  Charte  verwandten  Verfassung  vom 
27.  11.  1815").  Anknüpfend  an  die  alten  Einrichtungen 
,,ruht  die  gesetzgebende  Gewalt  in  der  Person  des  Königs 
und  in  den  beiden  Kammern  des  Landtages  (§§  86,  31),  dem 
Senate  (§  108  ff.)  und  der  Kammer  der  Landboten  (§118  ff.). 
Der  Senat  ist  hier  eine  Peerkammer;  denn  seine  Mitglieder 
sind  die  feste  Zahl  der  vom  Könige  ernannten  Bischöfe, 
Woiwoden  und  Kastellane  und  die  königlichen  Prinzen.  Da 
die  Mitglieder  aber  nur  auf  Lebenszeit  ernannt  werden,  hat 
der  König  immer  wieder  Einfluß  auf  die  Besetzung  des 
Hauses.  Dieser  wird  auch  nicht  geschmälert  durch  das  auf 
den  ersten  Blick  sehr  bedeutend  und  fortschrittlich  erschei- 
nende Recht  des  Senates,  dem  Könige  für  jeden  erledigten 
Platz  zwei  Kandidaten  vorschlagen  zu  dürfen  (Art.  110). 
Denn  einmal  enthält  die  Verfassung  nicht  die  Verpflichtung 
für  den  König,  einen  der  präsentierten  Kandidaten  anzu- 
nehmen, und  dann  erfolgt  die  Präsentation  durch  den  Statt- 
halter, der  der  Bruder  des  Zaren  war.  Zudem  ist  die  Zahl 
derer,  die  vorgeschlagen  werden  dürfen,  beschränkt  durch 
das  Erfordernis  einer  sehr  hohen  Steuer  und  des  Alters  von 
35  Jahren. 


")  Pölitz  III,  S.  23. 
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Die  zweite  Kammer,  die  Kammer  der  Landboten,  be- 
steht aus  77  vom  Adel  in  den  Provinzialversammlungen 
ernannten  Landboten  und  51  Abgeordneten  der  Kommunen 
(§  118).  Weder  diese,  noch  der  Senat,  sondern  nur  der  König 
hat  die  Initiative  (§§  90 — 92  (entsprechend  Art.  16  der  fran- 
zösischen Charte).  Jedoch  soll  die  Landbotenkammer  die 
Finanzgesetzentwürfe  zuerst  vorgelegt  bekommen  (§  97, 
Charte  Art.  17).  Amendiert  dürfen  Finanzgesetzentwürfe 
nicht  werden,  und  nicht  nur  nicht  diese,  sondern  überhaupt 
keine  Gesetzentwürfe,  und  nicht  nur  nicht  vom  Senat,  son- 
dern auch  nicht  von  der  Landbotenkammer  (§  103).  Da- 
durch ist  praktisch  das  Entscheidungsrecht  beider  Kammern 
stark  herabgemindert.  Das  als  Ersatz  für  die  fehlende  Ini- 
tiative gedachte  und  als  Anregung  für  einen  Gesetzentwurf 
dienende  Recht  des  Landtages,  ,, Eröffnungen,  Bitten,  Vor- 
stellungen und  Beschwerden  zu  empfangen"  (§  92),  bringt 
durch  die  Beschränkung,  daß  nur  die  Landboten  und  Abge- 
ordneten der  Kommunen  solche  Petitionen  einbringen  dürfen, 
die  alte  bevorrechtigte  Stellung  der  Landboten  vor  dem 
Senat  zum  Ausdruck.  Demgegenüber  ist  der  Senat  eine  Art 
Gerichtshof  über  Staatsverbrechen  und  Hochverrat,  indem  er 
über  den  Antrag  zur  gerichtlichen  Verfolgung  der  Minister 
und  Senatoren  entscheidet  (§  116);  auch  äußert  sich  seine 
staatserhaltende  Aufgabe  noch  darin,  daß  er  über  die  Legi- 
timität der  Wahlen  und  der  Formierung  der  Bürgerlisten 
urteilt  (§  117).  Sowohl  seine  Sitzungen  wie  die  der  zweiten 
Kammer  sind  öffentlich  im  Gegensatz  zur  Charte. 

Eine  gestärkte  Stellung  gegenüber  dem  Königtum  nimmt 
das  Zweikammersystem  in  der  portugiesischen  Verfassung 
von  1826 10°)  ein.  Seinen  Grund  hat  dies  in  der  Beein- 
flussung von  England,  in  der  Portugal  schon  damals  stand. 

Das  Parlament,  die  Cortes  (Art.  14),  besteht  hier  aus 
der  Pairskammer,  die  ganz  und  gar  der  französischen  Pair- 

ioo)  Pölitz  II,  S.  323  ff.  Interessant  ist  bei  dieser  Verfassung 
die  Übertreibung  der  Montesquieu'schen  Gewaltenteilung,  indem 
vier  Gewalten,  nämlich  neben  den  drei  bekannten  noch  eine 
„leitende"  (moderador)  Gewalt  anerkannt  wird  (Art.  11). 
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kammer  nachgebildet  ist 101),  nur  wie  in  England  in  öffent- 
lichen Sitzungen  tagt,  und  der  durch  indirekte  Wahl  ge- 
bildeten Kammer  der  Abgeordneten  (Art.  63).  Beiden  Kam- 
mern steht  die  Initiative  und  die  Amendierung  zu  (Art.  45), 
im  Gegensatz  zur  Charte.  Die  Verfassung  von  Portugal 
nimmt  sogar  der  Regierung  die  direkte  Initiative,  indem  die 
Anträge  der  Minister  erst  nach  Prüfung  durch  eine  Kom- 
mission der  Abgeordnetenkammer  zu  Gesetzentwürfen  um- 
gewandelt werden,  die  dann  auch  noch  nur  durch  diese 
Kommission  vor  der  Kammer  vertreten  werden  (Art  46, 
47)  102). 

Diese  Einschränkung  der  Initiative  des  Königs  zugunsten 
der  Kammern  war  schon  ähnlich  in  dem  französischen  Se- 
natsverfassungsentwurf von  1814  zum  Ausdruck  gekommen 
und  von  Constant  als  der  praktisch-politische  Zustand  be- 
zeichnet worden,  wie  es  auch  in  England  tatsächlich  der  Fall 
war,  wo  die  Entwürfe  des  Kabinetts  meist  im  Sinne  des 
Unterhauses,  von  dem  es  abhängig  war,  geschahen. 

Die  Pairskammer  hat  eine  Sonderstellung  als  Gerichts- 
hof über  Amtsvergehen  der  Minister,  außerdem  noch  über 
persönliche  Vergehen  der  Mitglieder  der  Königsfamilie,  der 
Staatsräte  und  Abgeordneten  während  einer  Session. 

Die  Abgeordnetenkammer  hat  als  Vorrecht  die  alleinige 
Initiative  über  Auflagen  und  Rekrutierungen  (Art.  35).  Der 
König  hat  den  Kammern  gegenüber  die  Sanktion  der  Gesetze 
und  ein  Veto  mit  absoluter  Wirkung. 

Erst  zur  Zeit  der  Restauration,  aber  unabhängig  von 
der  Charte  entstanden  und  auf  Ideen  der  Revolutionszeit  auf- 
gebaut, erscheint  die  noch  heute  geltende  norwegische  Ver- 
fassung vom  4.  November  1814  mit  ihrem  eigenartigen  Zwei- 
kammersystem 103). 

101)  Viele  Artikel  stimmen  wörtlich  mit  Artikeln  der  Charte 
überein,  z.  B.  Art.  39  mit  Charte  art.  27. 

102)  Anschaulicher  ist  diese  Bestimmung  in  der  als  Vorbild 
genommenen  portugiesischen  Verfassung  von  1822.  Art.  102. 
cf.  Pölitz  II,  S.  299  ff. 

103)  Pölitz  III,  S.  92  ff.  Morgenstierne  (Grundgesetz  mit 
Änderungen  bis  1909,  S.  218  ff). 


—    58  — 


Als  nämlich  Dänemark  im  Frieden  zu  Kiel  Norwegen 
an  Schweden  abtreten  mußte,  da  wollten  die  Norweger  ihre 
Selbständigkeit  wahren,  und  wie  die  englischen  Kolonien 
sich  freigemacht  hatten,  so  wollten  auch  sie  jetzt  ihre  alte 
Volksfreiheit  wiedererlangen.  Durchdrungen  von  den  Grund- 
ideen vom  Staatsvertrage  und  der  Volkssouveränität,  nimmt 
der  Reichstag  zu  Eidswold  am  31.  5.  1814  leine  Verfassung 
als  Grundgesetz  an,  in  dem  die  Königswürde  auf  den  Prinzen 
Christian  von  Schleswig-Holstein  übertragen  wird.  Und  als 
Norwegen  doch  mit  Schweden  sich  vereinigen  muß,  wird 
dieses  Grundgesetz  mit  einigen  Modifikationen  am  4.  No- 
vember 1814  als  Norwegens  Verfassung  bekanntgemacht. 

Wie  die  Verfassung  durch  den  Volkswillen  zustande  ge- 
kommen war,  so  übt  auch  das  Volk  die  gesetzgebende  Ge- 
walt aus,  und  zwar  in  dem  S torthing,  allerdings  nicht  in 
dem  unbeschränkten  Maße  wie  in  den  Revolutionsverfassun- 
gen, indem  sie  dem  Könige  die  Sanktion  und  ein  allerdings 
nur  zwei  Sessionen,  mithin,  da  das  Storthing  jedes  dritte 
Jahr  berufen  wird,  zweimal  drei  Jahre  wirkendes  Veto  zu- 
gesteht, ohne  daß  dieses  den  nur  formellen  Charakter  hat 
wie  das  Veto  des  englischen  Königs.  Das  Storthing  geht  als 
eine  Einheit  aus  indirekten  Wahlen,  als  , .Reichsversamm- 
lung", hervor.  Es  scheidet,  nachdem  es  sich  als  Ganzes 
konstituiert  hat  und  vom  Könige  eröffnet  ist,  durch  Wahl 
ein  Viertel  seiner  Mitglieder  aus,  welche  das  Lagthing  bilden, 
während  die  übrigen  drei  Viertel  das  Odelsthing  ausmachen. 
Beide  halten  von  nun  an  gesonderte  Versammlungen  ab 
(§  74).  Ähnlich  wie  in  der  niederländischen  Verfassung  von 
1798  ist  hier  die  eine  Kammer,  das  Lagthing,  nur  ein  Aus- 
schuß der  anderen,  der  eigentlichen  Volkskammer.  Deshalb 
hat  nur  diese,  das  Odelsthing,  die  Initiative  neben  dem  König 
(§  76).  Das  Lagthing  ist  auf  die  Bestätigung  oder  Verwer- 
fung der  Vorschläge  beschränkt. 

Da  aber  solch  ungleiche  Verteilung  der  Rechte  einen 
Gegensatz  zwischen  zwei  Körperschaften  schaffen  muß, 
selbst  wenn  diese  auf  der  gleichen  demokratischen  Grund- 
lage beruhen  und  sich  in  nichts  unterscheiden,  bestimmt  die 


—    59  — 


norwegische  Verfassung,  daß  für  den  Fall,  daß  eine  Vorlage 
zum  zweiten  Male  von  dem  Lagthing  verworfen  wird, 
Lagthing  und  Odelsthing  zusammentreten  und  das  ganze 
S torthing  mit  Zweidrittelmehrheit  über  die  Vorlage  ent- 
scheidet (§  76).  Damit  zeigt  das  norwegische  Zweikammer- 
system einen  Fortschritt  gegenüber  den  Zweikammereinrich- 
tungen aus  der  Revolutionszeit,  speziell  der  ihr  sonst  stark 
ähnelnden  batavischen  von  1798.  Denn  sie  verbindet  stark 
demokratische  Anschauungen  Rousseau'scher  Art  mit  den 
politischen  Vorteilen  einer  Zweikammereinrichtung,  so  sehr 
diese  im  Grunde  den  Rousseau'schen  Ideen  zuwiderläuft. 
Freilich  äußert  sich  der  Vorteil  der  Teilung  hier  nur  darin, 
daß  eine  Verzögerung  in  der  Gesetzgebung  herbeigeführt 
wird.  Damit  entspricht  die  norwegische  Einrichtung  etwa 
der  Mirabeau'schen  Idee  der  königlichen  Demokratie  aus 
der  Revolutionszeit104):  Die  beiden  Kammern  sind  nur  zwei 
Sektionen  (die  Verfassung  selbst  nennt  sie  Abteilungen,  und 
zwar  absichtlich,  nachdem  der  ursprüngliche  Plan,  zwei 
Kammern  einzuführen,  fallen  gelassen  war)  einer  einzigen, 
des  Storthings.  Dazu  bezieht  sich  die  Teilung  überhaupt  nur 
auf  die  Behandlung  von  Gesetzessachen.  In  den  meisten 
Sachen  und  Sachen,  die  der  formellen  Gesetzgebung  gleich 
wichtig  sind,  z.  B.  Verfassungsänderungen,  beim  ganzen 
Budget,  bei  Interpellationen,  Tagesordnungen  hat  die  Teilung 
in  zwei  Abteilungen  überhaupt  keine  Bedeutung.  Bedenkt 
man  noch,  daß  das  Storthing,  so  wie  es  als  Einheit  aus  den- 
selben Wahlen  hervorgeht,  auch  wie  eine  Einzelversamm- 
lung sich  konstituiert,  eröffnet  und  geschlossen  wird,  daß  mit 
einer  Ausnahme  sämtliche  Komitees  für  das  ganze  Storthing 
da  sind,  so  erscheint  es  im  wesentlichen  als  Einkammerver- 
sammlung organisiert.  Es  bildet  ein  Einkammersystem  mit 
Spuren  des  Zweikammersystems 105).  Mit  dieser  bei  dem 
Fehlen  einer  politisch  bedeutungsvollen  Geburts-  oder  Geld- 
aristokratie seinen  politischen  Verhältnissen  immerhin  ent- 
sprechenden Einrichtung  nimmt  Norwegen  die  nicht  un- 


104)  Stern  II,  S.  61  cf.  oben. 

105)  Morgenstierne,  S.  55/56. 
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glückliche  Sonderstellung  einer  Demokratie  mit  konstitu- 
tioneller Machtverteilung  ein,  die  es  als  einziger  Staat  Eu- 
ropas fast  unverändert  behalten  hat106). 

Keinen  grundlegenden  Einfluß  übt  die  Restaurationszeit 
auf  die  Schweiz  aus.  Das  ihr  eigentümliche  einkammcrige 
System  bleibt  in  den  Kantonen  wie  im  Bunde  bestehen.  Nur 
innerhalb  dieses  Systems  bringt  sie  einige  Änderungen,  von 
denen  die  wichtigste  der  Bundesvertrag  vom  7.  8.  1815 
enthält,  indem  er  die  Befugnisse  der  Tagsatzung,  der  Zentral- 
gewalt des  Bundes,  wieder  einschränkt  und  damit  die 
Schweiz  wieder  zu  einem  reinen  Staatenbunde  macht 107). 

4.  Abschnitt: 

Das  Zweikammersystem  in  Verfassungen  späterer  Zeit,  be- 
sonders in  der  belgischen  Verfassung. 

Die  Julirevolution  bringt  mit  der  Charte  von  1830  in 
Frankreich  eine  Stärkung  der  beiden  Kammern  und  leitet 
überhaupt  eine  schon  in  der  Charte  von  1814  108)  ihren  Ur- 
sprung habende  Periode  der  besonders  aus  England  herge- 
holten parlamentarischen  Machtvereinigung  ein. 


106)  Die  Änderungen,  die  das  Storthing  den  anderen  euro- 
päischen Parlamenten  mehr  anglichen,  sind:  seit  1869  finden  die 
Storthings  eine  Stärkung  dadurch,  daß  sie  jährlich  stattfinden;  seit 
1884  haben  die  Mitglieder  des  Staatsrates  Zutritt  zu  den  Stor- 
thingsverhandlungen  (damit  Annäherung  an  den  Parlamentarismus); 
1898  wird  das  allgemeine  Stimmrecht  eingeführt;  1905  direkte  und 
Kreiswahlen;  1907  erhalten  die  Frauen  aktive  und  passive  Wähl- 
barkeit,  cf.  Morgenstierne,  S.  26,  27. 

107)  Orelli,  S.  19,  20. 

108)  Die  Charte  von  1814  hebt  die  durch  die  Montesquieu'sche 
Schablone  und  die  amerikanischen  Ideen  geforderte  Trennung  von 
Parlament  und  Ministerium  auf  und  gesteht  der  Krone  des  Äuf- 
lösungsrecht  der  Kammer  zu.  Damit  bahnt  sie  der  Möglichkeit 
einer  parlamentarischen  Regierung  nach  englischem  Muster  den 
Weg.  Zur  politischen  Notwendigkeit  wird  diese  durch  die  Charte 
von  1830  infolge  der  veränderten  Machtstellung  von  Krone  und 
Parlament.  Von  da  ab  gilt  sie  als  Dogma  in  dem  Programm  des 
konstitutionellen  Naturrechts. 
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In  der  Schweiz 109)  gestaltet  sie  zunächst  freilich  die 
vorhandene  einkammerige  Legislative  lediglich  nach  dem 
Prinzip  demokratischer  Rechtsgleichheit  und  Volkssouveräni- 
tät um. 

Erst  die  Bundesverfassung  vom  12.  9.  1848 no)  bringt 
der  Schweiz  mit  der  Verstärkung  der  Zentralgewalt,  wo- 
durch die  Schweiz  zum  Bundesstaat  wird,  nach  reiflicher 
Beratung  das  Zweikammersystem,  das  im  wesentlichen  un- 
verändert auch  noch  in  ihrer  letzten  Verfassung  vom  19.  4. 
1874  besteht. 

Unter  Vorbehalt  der  Rechte  des  Volkes  und  der  Kantone 
(fakultatives  Bundesreferendum  und  Revision  der  Bundes- 
verfassung) wird  die  gesetzgebende  Gewalt  der  Eidgenossen- 
schaft ausgeübt  durch  die  Bundesversammlung,  die  aus  zwei 
Kammern,  dem  Nationalrate  und  dem  Ständerate  besteht. 

Der  Nationalrat  (Art.  72—79  B.V.)  geht  aus  dierekten 
Wahlen  des  schweizerischen  Volkes  hervor,  wobei  auf  20  000 
Einwohner  ein  Abgeordneter  entfällt.  Nach  drei  Jahren  wird 
er  gänzlich  erneuert. 

Der  Ständerat  dagegen  besteht  aus  44  Abgeordneten 
der  Kantone,  die  in  den  einzelnen  Kantonen  nach  von  diesen 
für  sich  festgesetzten  Wahlmodi  gewählt  werden.  So  werden 
sie  in  den  Demokratien  und  den  Referendumskantonen  vom 
Volke  selbst  gewählt,  in  den  Kantonen  mit  Repräsentativ- 
verfassungen findet  die  Wahl  durch  die  gesetzgebenden  Kör- 
per statt.  Ebenso  verschieden  ist  ihre  Amtsdauer. 

Die  Mitglieder  des  einen  Rates  dürfen  nicht  Mitglieder 
des  anderen  sein.  Jeder  Körper  berät,  abgesehen  von  be- 
stimmten Fällen,  für  sich  allein  und  stimmt  ohne  Instrukti- 
onen. Die  Übereinstimmung  beider  Körper  bringt  das  Bun- 
desgesetz zustande. 

Nach  reiflicher  Beratung  war  man  zu  diesem  Zwei- 
kammersystem gekommen.  Man  wollte  im  Nationalrate  das 
Schweizer  Volk  in  seiner  Gesamtheit  vertreten  sehen,  im 
Ständerate  aber  die  Kantone  (Stände,  etats)  und  damit  dem 


!°9)  Orelli,  S.  21. 
no)  Orelli,  S.  23  ff. 
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Föderativprinzip  Ausdruck  verleihen.  Der  Ständerat  sollte 
dem  Senate  der  nordamerikanischen  Union  entsprechen  oder 
einer  ersten  Kammer  in  Frankreich. 

Aber  eine  erste  Kammer  im  Sinne  kontinentaler  Ver- 
fassungen ist  der  Ständerat  nicht,  er  ist  dasselbe  Zwitter- 
ding wie  der  nordamerikanische  Senat.  Wie  dieser  hat  er 
durch  seine  in  den  Gründungsverhandlungen  zum  Ausdruck 
gebrachte  Aufgabe,  die  Kantone  zu  vertreten,  etwas  von 
einem  Bundesrate  oder  der  alten  Tagsatzung  an  sich.  Aber 
der  Umstand,  daß  nicht  nach  Kantonen,  sondern  nach  Mit- 
gliedern abgestimmt  wird  (Art.  88  B.V.),  diese  ferner  nicht 
von  ihren  Kantonen  instruiert  werden,  zudem  wenigstens 
ein  Teil  der  Abgeordneten  genau  so  unmittelbar  vom  Volke 
gewählt  wird  wie  die  Abgeordneten  des  Nationalrates,  alles 
das  läßt  ihn  wieder  als  eine  erste  Kammer  erscheinen.  Seine 
Stellung  ist  eben  nicht  scharf  umrissen.  Beabsichtigt  war 
jedenfalls  ein  Zweikammersystem  ln).  Demgegenüber  haben 
die  einzelnen  Kantone  stets,  ihrer  politischen  Eigenart  ent- 
sprechend, nur  einen  gesetzgebenden  Körper  behalten 112). 
Es  ist  dies  der  jetzt  überall  durch  direkte  Wahl  gewählte  Rat, 
der  in  vier  Kantonen  Landrat,  in  sechs  Kantonsrat  und  in 
15  Kantonen  Großer  Rat  heißt.  Die  Revolutionsjahre  haben 
nur  den  Einfluß  gehabt,  daß  die  Unterschiede  zwischen  den 
reinen  Demokratien  und  den  Repräsentativstaaten  sich  auf 
demokratischer  Basis  mehr  ausglichen,  indem  in  den  Kan- 
tonen mit  Repräsentativverfassungen  die  Großen  Räte  nicht 
mehr  die  endgültige  Gesetzgebung  behalten,  sondern  diese 
jetzt  allgemein  bei  dem  Volke  liegt  durch  sein  Recht  des 
Vetos,  der  Initiative  und  vor  allem  des  aus  der  französischen 
Konstitution  von  1793  hergeholten  Referendums,  das  ist 
der  Zustimmung  des  Volkes,  damit  ein  Entwurf  Gesetzes- 
kraft erlangt.  Dieses  ist  freilich  nicht  in  allen  Kantonen  ein 
obligatorisches,  und  damit,  daß  sämtliche  Kantonalbeschlüsse 
dem  Volke  zur  Genehmigung  vorgelegt  werden  müssen,  eine 
direkte  Volksgesetzgebung.  Bei  den  Kantonen  mit  dem  obli- 


ln)  Blumer  II,  S.  1—7. 
i12)  Orelli,  S.  97  ff.,  S.  108. 
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gatorischen  Referendum  sehen  wir  praktisch  einen  Anklang 
an  eine  Zweikammereinrichtung,  bei  der  freilich  für  die 
,, erste  Kammer",  welche  durch  das  gesamte  Volk  verkörpert 
wird,  mündliche  Berichterstattung  und  Beratung  fehlen. 

War  die  Schweizer  Verfassung,  namentlich  die  der  Kan- 
tone, im  ganzen  eigene  Wege  gegangen,  so  nehmen  sich  die 
anderen  Verfassungen  aus  dieser  Zeit  die  Charte  ganz  zum 
Vorbild.  So  findet  sich  auch  überall  das  Zweikammersystem 
als  Gestalt  für  das  herrschende  Parlament,  und  zwar  in  der 
italienischen  Verfassung  vom  4.  3.  1848  im  Senat  und  in 
der  Deputiertenkammer,  in  der  spanischen  Verfassung  vom 
10.  Äpril  1854  im  Senat  und  Deputiertenkongreß,  ähnlich 
auch  in  den  Verfassungen  der  Balkanstaaten. 

Seine  Stellung  aber  als  einfach  selbstverständliche  Form 
eines  Parlamentes  erhält  das  Zweikammersystem  für  die 
Zeit  nach  der  Charte  durch  die  belgische  Verfassung  vom 
7.  Februar  1831  ll3),  die  nach  dem  Sturze  der  holländischen 
Herrschaft  in  den  belgischen  Südprovinzen  der  Niederlande 
einstimmig  angenommen  wurde. 

Nach  dieser  auf  der  Charte  von  1830  sowohl  als  auf 
den  Ideen  von  1791  ruhenden,  aber  auch  an  ältere  ein- 
heimische Institutionen  anknüpfenden  Verfassung  l14),  die  die 
Montesquieu'sche  Gewaltenteilung  fast  rein  zur  Anwendung 
bringt 115),  unter  der  äußeren  Form  des  Königtums  die 
Republik  in  sich  birgt  und  so  ein  ,, Musterbeispiel  einer 
Scheinmonarchie"  ist ll6),  wird  die  gesetzgebende  Gewalt  als 
Teil  der  von  der  Nation  ausgehenden  Allgewalt  (Art.  25) 
von  dem  Könige,  der  Kammer  der  Volksvertreter  und  dem 
Senate  „in  Gemeinschaft"  ausgeübt  (Art.  26).  Die  an  erster 
Stelle  genannte  Kammer  der  Repräsentanten  (Art.  47 — 52) 
geht  aus  direkten  Wahlen  auf  vier  Jahre  hervor  und  wird 
alle  zwei  Jahre  zur  Hälfte  erneuert.  Sie  ist  also  eine  Volks- 

113)  Pölitz  II,  S.  237.  Errera;  Vauthier,  in  Marquardsens  Hdb. 
IV,  1.  5.  Äbtl. 

114)  Jellinek,  Allgem.  Staatslehre,  S.  485. 

115)  R.v.  Mohl,  Gesch.  u.  Lit.  d.  Staatswiss.  Bd.  I,  S.281,Änm. 
m)  M.  v.  Seydel,  Äbhandl.  1902,  S.  63/64. 


—    64  - 


kammer,  ebenso  wie  die  durch  dieselben  Wahlkollegien  ge- 
wählte zweite  Kammer,  der  Senat  (Art.  53 — 59).  Wie  in 
den  Revolutionsverfassungen  soll  dieser  der  eigentlichen 
Volkskammer  gegenüber  in  der  Gesetzgebung  nur  das  Ele- 
ment der  Ruhe  und  Besonnenheit  verbürgen  dadurch,  daß 
die  Senatoren  ein  höheres  Alter  (40  Jahre  gegen  25  Jahre 
für  die  Repräsentantenkammer)  haben  müssen,  längere  "Zeit 
ihr  Amt  bekleiden  (acht  Jahre  gegen  vier  Jahre),  und  der 
Senat  deshalb  sowohl  als  auch  dadurch,  daß  er  nur  alle 
vier  Jahre  zur  Hälfte  erneuert  wird,  eine  konstantere  Körper- 
schaft darstellt,  die  noch  den  Vorteil  hat,  daß  sie  einen 
kleineren  Kreis  bildet,  indem  sie  nur  halb  so  stark  wie  die 
andere  Kammer  ist.  Hand  in  Hand  geht  damit  das  Erforder- 
nis, daß  als  Senatoren  nur  Männer  in  Frage  kommen,  die 
bedeutend  höhere  direkt  Steuern  zahlen,  indem  Besitz 
im  Verein  mit  Alter  ruhiger  wägen  lassen. 

Beiden  Kammern  wie  dem  Könige  ,, gebührt  die  Initiative 
als  den  drei  Zweigen  der  gesetzgebenden  Gewalt"  (Art.  27). 
So  gleichwertig  der  Ausdruck  diese  drei  erscheinen  läßt,  liegt 
doch  das  Schwergewicht  bei  der  ja  auch  zuerst  genannten 
Repräsentantenkammer.  Denn  in  dieser  Kammer  muß  zuerst 
abgestimmt  werden  über  die  Gesetze,  die  sich  auf  die  Ein- 
nahmen oder  Ausgaben  des  Staates  oder  das  Heereskontin- 
gent beziehen.  Ferner  hat  die  Repräsentantenkammer  das 
Recht,  die  vom  Könige  ernannten,  seine  Erlasse  gegenzeich- 
nenden und  dadurch  die  Verantwortlichkeit  übernehmenden 
Minister  vor  dem  Kassationshofe  anzuklagen.  Außerdem  be- 
setzt sie  den  Rechnungshof.  Eine  Besonderheit  ist  noch,  daß 
zwar  sie  ohne  den  Senat,  nicht  aber  dieser  ohne  sie  ver- 
sammelt sein  kann. 

Der  Senat  hat  demgegenüber  nur  das  Sonderrecht,  daß 
er  für  die  Besetzung  des  Kassationshofes  neben  dem  Ge- 
richtshofe selbst  eine  Liste  dem  Könige  einreichen  darf.  Die 
darin  liegende  Beschränkung  des  Königs  den  Kammern  gegen- 
über in  der  Besetzung  des  obersten  Gerichtshofes  und  mehr 
noch  der  Umstand,  daß  bis  zum  Erlaß  eines  dementsprechen- 
den  Gesetzes  die  Kammer  ein  diskretionäres  Anklagerecht, 
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der  Gerichtshof  ein  diskretionäres  Verurteilungsrecht  hat, 
zeigt,  daß  der  König,  der  nach  Art.  78  „keine  andere  Gewalt 
hat  als  jene,  welche  ihm  von  der  Verfassung  und  durch  die 
kraft  derselben  erlassenen  Gesetze  ausdrücklich  beigelegt 
ist",  der  kümmerlichste  Zweig  der  gesetzgebenden  Gewalt 
ist.  Daran  ändert  auch  nichts,  daß  er  das  Recht  der  Ge- 
setzessanktion  hat.  Denn  sachlichen  Einfluß  hat  er  damit 
auf  das  Gebiet  der  gesetzgebenden  Gewalt  nicht;  auch  nicht 
bei  Verfassungsänderungen,  bei  denen  der  Gang  der  Gesetz- 
gebung sehr  erschwert  ist  (Art.  131).  Vor  allem  aber,  der 
nervus  rerum,  die  Regelung  des  Staatshaushaltes,  ist  gänz- 
lich den  Kammern  überlassen.  Denn  die  Steuern  können  nur 
durch  Gesetz  und  nur  für  ein  Jahr  erhoben  werden,  das 
Budget  ist  jährlich  von  den  Kammern  zu  genehmigen.  Der 
den  Kammern  bei  der  Rechnungsprüfung  vorarbeitende  Rech- 
nungshof ist  in  seiner  Besetzung  dem  Einfluß  des  Königs 
entzogen  (Art.  110 — 116).  So  hat  die  Regierung  ohne  den 
Willen  der  Kammern  nicht  einen  Pfennig.   Das  mit  der 
Sanktion  dem  Könige  gegebene  Vetorecht  verliert  da  alle 
Bedeutung.  „Denn  durch  Vorenthaltung  der  Steuern  und  des 
Budgets  haben  die  Kammern  so  die  Macht,  die  Krone  zu 
zwingen,  so  zu  regieren,  wie  die  Kammern  wollen"  117),  und 
damit  ist  es  ihnen  möglich,  indirekt  Gesetze  zu  suspendieren 
und  aufzuheben,  die  ganze  Verwaltung  lahmzulegen.  Der 
König  ist  dann  bei  seiner  untergeordneten  Stellung  gegen- 
über den  Kammern  praktisch  gezwungen,  im  Falle  der  Un- 
einigkeit zwischen  den  Kammern  und  der  Regierung  durch 
die  Wahl  von  Ministern,  die  das  Vertrauen  der  Volksver- 
tretung besitzen,  die  Einigkeit  wieder  herzustellen.  Damit 
haben  wir  die  Herrschaft  des  Parlaments  in  voller  Blüte, 
nicht  auf  Grund  von  Verfassungsbestimmungen,  aber  als 
Ausfluß  eines  Budgetsystems,  „welches  der  Volksvertretung 
eine  überwiegende  Stellung  im  politischen  Organismus  des 
Landes  zu  sichern  bestrebt   ist".    Dementsprechend  ver- 
sammeln sich  die  Kammern  ohne  Einberufung.  Le  roi  regne, 
mais  ne  gouverne  pas. 

117)  Seydel,  Äbhandl.  1902,  S.  68/69. 
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Diese  Verfassung  löste  in  der  Popularität  die  franzö- 
sische Verfassung  ab.  Belgien  ist  der  Musterstaat  speziell 
in  der  Epoche  1848/49.  Unter  ihrem  Einfluß  stehen  die 
deutsche  konstituierende  Nationalversammlung  von  1848  und 
der  Reichstag  zu  Wien-Kremsier,  die  heutige  Verfassung 
Preußens,  die  österreichische  von  1849  und  die  dort  heute 
in  Kraft  stehenden  Staatsgrundgesetze  von  1867,  die  ungari- 
schen Gesetze  von  1848,  die  in  der  Epoche  von  1848  er- 
lassenen oder  revidierten  Grundgesetze  der  deutschen  Glied- 
staaten, ebenso  wie  die  Verfassungen  Schwedens  und  Däne- 
marks. Alle  haben  das  Zweikammersystem,  weisen  aber 
bedeutende  Resultate  eigener  Entwicklung  auf.  Dabei  findet 
sich  in  Dänemark  ein  Anklang  an  Norwegen,  indem  das 
Volksthing  und  das  (teils  vom  König  ernannte,  teils  ge- 
wählte) Landsthing,  wenn  sie  sich  nicht  einigen  können, 
die  Angelegenheiten  einem  gemeinsam  gewählten  Ausschusse 
zur  Beratung  überweisen. 

Unter  direktem  Einflüsse  der  belgischen  Verfassung  er- 
steht in  Ungarn  das  Zweikammersystem,  indem  durch  G.  A.  III 
1848  die  bestehende  Repräsentativverfassung  auf  das  ganze 
Volk  ausgedehnt  und  damit  der  Parlamentarismus  einge- 
führt wird  118),  wobei  freilich  der  König  im  Gegensatz  zur 
belgischen  Verfassung  wirklich  König  bleibt,  ,,der  konsti- 
tutionellste Herrscher  im  parlamentarischen  Musterstaat  des 
Kontinentes  ist"  119). 

In  der  Zweiteilung  des  Reichstages  brauchte  nur  an  die 
alten  Einrichtungen  angeknüpft  werden.  Denn  die  ungarische 
Nation,  d.  i.  in  politischem  Sinne  damals  der  Adel,  war  bei 
seiner  stets  bestehenden  Teilnahme  an  der  Staatsgewalt  auf 
dem  Reichstage  seit  1608  in  die  Tabula  superior  seu  Magna- 
tum  und  die  Tabula  inferior  seu  Nobilium  aut  etiam  Statum 
geteilt.  Jedoch  traten  bei  allen  wichtigen  Angelegenheiten 
beide  Teile  zusammen  und  die  wichtigsten  Beschlüsse  wur- 
den in  gemischten  Sessionen  gefaßt. 


i")  Marczali,  S.  78/79. 
H9)  Marczali,  S.  78. 
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Die  unveränderte  Fortsetzung  der  Magnatentafel  ist  das 
Oberhaus  des  Gesetzes  von  1848  120).  Seine  Reformbedürf- 
tigkeit wurde  ständig  betont.  Ein  Entwurf  Koloman  Tiszas 
wollte  aus  der  alten  Magnatentafel  eine  Art  Senat  machen, 
indem  die  alte  Magnatentafel  eingeschränkt  wird  und  dafür 
150  durch  den  König  ernannte  Mitglieder  hinzutreten.  Die 
Opposition  dagegen  wollte  das  Oberhaus  nach  dem  Vorbild 
Nordamerikas  und  Frankreichs  zu  einer  Wahlkammer  machen, 
die  von  den  Komitaten  gewählt  werden  sollte.  1885  kam 
ein  Kompromiß  zustande,  demzufolge  das  Oberhaus  nun- 
mehr aus  erblichen  Mitgliedern,  aus  solchen,  die  es  nach 
Ämt  oder  Würden  sind,  aus  vom  Könige  ernannten  und  aus 
den  vom  kroatisch-slavonischen  Landtage  hierzu  gewählten 
Mitgliedern  besteht. 

Im  Gegensatz  zu  dieser  konservativen,  im  Grunde  von 
früher  übernommenen  "Körperschaft  ist  der  zweite  Teil  der 
Legislative  nach  belgischem  Muster  völlig  neu  gestaltet321). 
Dieses  Haus  der  Abgeordneten  ist  eine  Wahlkammer,  „ein 
Spiegelbild  der  im  Volke  herrschenden  und  auftauchenden 
Bewegungen",  gesetzlich  die  Vertretung  des  ganzen  Volkes. 
Demzufolge  hat  es  als  gesetzgebender  Faktor  das  Recht  der 
Initiative  in  vollem  Maße  und  beinahe  ausschließlich,  es 
bildet  die  wirksamste  Kontrolle  der  Regierung  und  ent- 
scheidet durch  seine  Abstimmung  über  die  exekutive  Gewalt 
des  verantwortlichen  Ministeriums.  Deshalb  ist  ein  Mandat 
als  Abgeordneter  die  Grundlage  für  politische  Macht.  Des- 
halb wieder  finden  wir,  wie  in  England,  seit  1790  auch  in 
Ungarn  Söhne  des  Hochadels  auch  im  Unterhause,  und  wei- 
tergehend als  in  England  kann  ein  Mitglied  des  Oberhauses, 
und  zwar  mit  Aufrechterhaltung  seines  Rechtes,  auch  Abge- 
ordneter sein. 

Solch  guten  Boden,  wie  er  in  den  politischen  Verhält- 
nissen Ungarns  begründet  ist,  hat  die  belgische  Idee  in 
Österreich  nicht  gefunden.  Denn  der  von  dem  einkammerigen 
Reichstag  von  Wien-Kremsier  nach  dem  belgischen  Muster- 

120)  Marczali,  S.  82  ff.;  Ulbrich,  S.  137/38. 

121)  Marczali,  S.  84  ff. 
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Staat  geformte  Verfassungsentwurf122)  blieb  nur  Entwurf, 
die  in  Ungarn  am  11.  4.  1848  sanktionierten  Gesetzes- 
artikel I — XXXI  wurden  von  Österreich  angefochten,  und 
nach  dem  damaligen  Auftauchen  eines  Entwurfes  mit  kon- 
stitutionellen Einrichtungen  finden  wir  Österreich  bis  1860 
(Oktoberdiplom  20.  10.  1860)  als  absoluten  Einheitsstaat, 
freilich  mit  einem  seit  1851  langsam  aufgehenden  konsti- 
tutionellen Leben  im  Reichsrate. 

Durch  das  Grundgesetz  v.26.2. 1861  (sog.  Februarpatent) 
aber  tritt  das  konstitutionelle  Leben  und  damit  das  Zwei- 
kammersystem in  Erscheinung123):  in  dem  Gesamtreichsrat, 
der  aber  durch  die  Weigerung  Ungarns,  ihn  zu  beschicken, 
nie  ein  Gesamtreichsrat  gewesen  und  durch  die  Reakti- 
vierung  der  ungarischen  Verfassung  mittels  Reskriptes  vom 
17.  2.  1867  ein  Reichsrat  der  Kronländer  mit  Ausnahme 
Ungarns  ist. 

Er  besteht  aus  dem  Herrenhause  und  dem  Abgeord- 
netenhause. Das  Herrenhaus  setzt  sich,  in  Anlehnung  an 
deutsche  Verfassungen,  zusammen  aus  ipso-iure-Mitgliedern, 
das  sind  die  Königlichen  Prinzen,  Mitglieder  infolge  ihres 
Amtes,  solchen,  denen  vom  Kaiser  die  erbliche  Reichsrats- 
würde verliehen  ist,  und  aus  vom  Kaiser  auf  Lebenszeit 
ernannten  Mitgliedern,  deren  Zahl  höchstens  170  und  nicht 
weniger  als  150  betragen  darf. 

Das  Abgeordnetenhaus  ist  eine  Wahlkammer,  für  die 
nach  dem  Patent  von  1861  die  Abgeordneten  von  den 
Einzellandtagen  gewählt  wurden.  Erst  durch  Gesetz  vom 
2.  4.  1873  wurden  die  Reichsvertreter  unabhängig  von  dem 
Landtage  gemacht,  indem  nunmehr  durch  unmittelbare  Wahl 
die  Abgeordneten  in  bestimmter  Zahl  aus  den  einzelnen 
Ländern  und  den  Wählerklassen  des  Grundbesitzes,  der 
Städte  und  der  Industrialorte,  der  Handels-  und  Gewerbe- 
kammern und  der  Landgemeinden  hervorgehen. 


122)  Ulbrich,  S.  10;  Herrnritt,  S.  46  ff. 

123)  Ulbrich,  S.  70  ff.;   Herrnritt,  S.  50  ff. 
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Dieses  in  den  vier  Wählerklassen  zum  Ausdruck  ge- 
brachte Prinzip  der  Interessenvertretung  wird  in  den  folgen- 
den Jahren  immer  mehr  abgeschwächt.  Denn  durch  Gesetz 
vom  4.  10.  1882 124)  wird  die  Grundlage  des  Wahlrechts 
erweitert  durch  Herabsetzung  des  Steuerzensus  für  die 
Wähler  der  Städte  und  Landgemeinden. 

Noch  breiter  wird  die  Grundlage  durch  Gesetz  vom 
14.  6.  1896  125)  gestaltet,  indem  die  fünfte  Wählerklasse, 
die  allgemeine  Wählerklasse,  geschaffen  und  für  sie  von 
dem  Erfordernis  des  Steuerzensus  überhaupt  abgesehen  wird. 
Das  Wahlrecht  stellte  sich  so  als  eine  „ Kombination  der 
von  einem  Steuerzensus  abhängigen  ständischen  Interessen- 
vertretung mit  dem  Prinzip  des  allgemeinen  Wahlrechts"  dar. 

Die  Wahlreform  vom  26.  1.  1907  126)  endlich  beseitigte 
die  bisherigen  Wählerklassen  mit  ihrem  nach  Interessen- 
gruppen differenzierten  Wahlrecht  und  setzt  ein  als  all- 
gemeines gleiches"  gekennzeichnetes  Volkswahlrecht  an  ihre 
Stelle,  bei  dem  jedoch  infolge  der  Ungleichheit  der  Wahlbe- 
zirke eine  Differenzierung  des  Wahlrechtes  besonders  nach 
der  politischen  und  wirtschaftlichen  Macht  der  einzelnen 
Volksstämme  und  unter  Berücksichtigung  des  Unterschiedes 
zwischen  städtischer  und  ländlicher  Bevölkerung  stattfindet. 

Im  Gegensatz  zu  Ungarn  hat  das  Abgeordnetenhaus 
kein  Übergewicht  gegenüber  dem  Herrenhause.  Daran  än- 
derten auch  die  die  Grundsätze  der  konstitutionellen  Mon- 
archie rezipierenden,  also  auf  Belgien  zurückgehenden  fünf 
Grundgesetze  von  1867  nichts,  die  auch  gegenüber  der 
zweikammerigen  zentralen  Volksvertretung  des  Reichsrates 
die  partikulären  Vertretungen  der  Landtage  mit  nur  einer 
Kammer  bestehen  lassen  127). 

m)  Herrnritt,  S.  56. 
125j  Herrnritt,  S.  144. 
126j  Herrnritt,  S.  145. 

127)  Die  sogen.  Landtagskurien  sind  keine  selbständigen  Kör- 
perschaften des  Landtages,  sondern  nur  Ärbeitsabteilungen  des- 
selben Hauses.  Ulbrich,  S.  72. 
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5.  Äbschnitt: 
Die  Entwickelung  in  den  deutschen  Staaten. 

In  der  Entwickelung  des  Zweikammersystems  in  den 
deutschen  Verfassungen  spiegeln  sich  die  jeweiligen  poli- 
tischen Verhältnisse  wider. 

Als  erster  deutscher  Staat  erhält  das  Königreich  West- 
falen am  15.  November  1807  eine  Verfassung  —  durch  Na- 
poleon 128).  Ihr  folgen  als  Nachahmungen  in  anderen  Rhein- 
bundesstaaten die  Verfassungen  Bayerns  vom  l.Mai  1808129), 
des  Großherzogtums  Frankfurt  vom  16.  August  1810 130)  und 
Anhalt-Koethens  vom  28.  Dezember  1810  und  9.  Februar 
1811  131). 

Begründen  diese  Verfassungen  auch  nur  einen  napole- 
onischen Scheinkonstitutionalismus,  so  bedeuten  sie  für 
Deutschland  doch  immerhin  einen  Fortschritt,  indem  hier 
zum  ersten  Male  dem  Gedanken  der  Repräsentation  des 
ganzen  Volkes  Ausdruck  gegeben  wird  132).  Hatten  nämlich 
die  in  vielen  deutschen  Staaten  bestehenden  landständischen 
Verfassungen  nur  einigen  bevorrechtigten  Ständen  das  Recht 
gegeben,  bei  der  Leitung  der  Staatsangelegenheiten  mitzu- 
wirken, so  räumt  die  als  Typ  anzusehende  westfälische  Ver- 
fassung von  1807  unter  Bruch  mit  den  alten  landständischen 
Verfassungen  eine  Mitwirkung  bei  der  Gesetzgebung  den 
„Ständen  des  Reichs"   ein   (Art.  29—33).    Freilich  bilden 

128)  Meyer-Änschütz,  S.  99  ff.,  S.  137  ff.  Pölitz  I,  S.  36  ff. 

129)  Pölitz  I,  S.  96  ff. 
13°)  Pölitz  I,  S.  43  ff. 

131)  Pölitz  I,  S.  107  ff. 

132)  Freilich  tritt  schon  in  der  Literatur  der  Ständezeit  (cf.  ins- 
besondere J.  J.  Moser,  Von  den  deutschen  Reichsständen,  Landen 
usw.  1769)  das  Bemühen  hervor,  in  den  Landständen  eine  Volks- 
vertretung zu  erblicken.  Mögen  sie  auch  zum  Teil  in  ihrer  Blüte- 
zeit tatsächlich  annähernd  eine  solche  Bedeutung  gehabt  haben,  so 
hatten  sie  diese  doch  nur  tatsächlich,  rechtlich  blieben  sie  Ver- 
treter ihres  Standes.  Immerhin  ist  das  erwähnte  Bemühen  in  der 
Literatur  als  ein  Zeichen  der  erwachenden  staatsrechtlichen  Auf- 
fassung der  öffentlichen  Verhältnisse  anzusehen  (Seydel,  Bayr. 
Staatsr.  II,  S.  4). 
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diese  Stände  des  Reiches  infolge  ihrer  Wahl  durch  die 
Departementskollegien  eine  vom  Könige  gänzlich  abhängige 
Körperschaft  mit  auch  nur  beratender  Stelle.  Aber  sie  sind 
nicht  die  alten  Stände,  sondern  eine  einkammerige  Zu- 
sammensetzung aus  Grundeigentümern  (70),  Kaufleuten  und 
Fabrikanten  (15),  Gelehrten  und  anderen  um  den  Staat  wohl- 
verdienten Bürgern  (15),  also  aus  allen  Schichten  der  Unter- 
tanen, die  alle  vor  dem  Gesetze  gleich  sind,  nachdem  die 
Leibeigenschaft  und  die  Adelsvorrechte  aufgehoben  sind. 
In  der  berufsständischen  Gliederung  dieses  ersten  Parla- 
mentes zeigt  sich  aber  andererseits  wieder  eine  Rückwirkung 
der  alten  Landständeeinrichtung,  und  eine  Verfassung  aus 
dieser  Zeit  knüpft  auch  an  die  alte  landständische  Ver- 
fassung, auch  unter  Bildung  nur  einer  Kammer,  an,  die 
fassung  von  Sachsen-Weimar  vom  20.  September  1809  133). 

Äls  dann  mit  dem  Sturze  Napoleons  der  Alp  von  Eu- 
ropa genommen  war  und  neues  Leben  aus  den  Ruinen  der 
Volksfreiheit  blühte,  wurde  in  den  deutschen  Staaten,  in 
denen  die  freiheitlichen  Ideen  schon  lange  lebten,  das  Ver- 
langen nach  Volksvertretungen  mit  entsprechenden  Befug- 
nissen immer  lauter,  um  so  mehr,  als  die  mit  der  Auflösung 
des  Deutschen  Reiches  souverän  gewordenen  deutschen  Fürs- 
ten, namentlich  in  Süddeutschland,  die  alte  landständische 
Verfassung  durch  einfache  Kabinettsorder  beseitigt  hatten  134). 
Benjamin  Constants  Schrift  hat  schon  zwei  Monate  nach 
ihrem  Erscheinen  eine  deutsche  Übersetzung,  und  mit  der 
Charte  von  1814  erblickt  man  das  Verlangen  des  Volkes 
ideal  verkörpert.  Kommt  sie  doch  sowohl  den  Wünschen  des 
Volkes  nach  einer  Vertretung  'entgegen,  in  deren  Zwei- 
kammersystem sogar  der  in  den  deutschen  Staaten  ge- 
schichtlich festgewurzelte  Adel  einen  Platz  finden  konnte, 
als  auch  den  Ansprüchen  der  Fürsten  durch  ihre  Betonung 
der  vom  Fürsten  ausgehenden  Allgewalt,  infolge  deren  die 
Gesetzesinitiative  bei  der  Regierung  liegt,  der  Monarch  die 


133)  Pölitz  I,  S.  732. 

13±)  Meyer-Hnschütz,  S.  99,  100. 
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Wahlkammern  auflöst  und  nur  die  Minister  verantwortlich 
sind  135). 

Ihr  folgen  denn  auch  die  ersten  deutschen  Verfassungen 
nach  der  Rheinbundzeit  aufs  genaueste,  und  deshalb  finden 
wir  in  ihnen  das  Zweikammersystem. 

Das  Herzogtum  Nassau  ist  nach  der  Auflösung  des 
Rheinbundes  der  erste  deutsche  Staat,  der  in  seiner  ihm  am 
2.  September  1814  oktroyierten  Verfassung  das  Zweikam- 
mersystem erhält136).  Daß  nun  das  Herzogtum  Nassau  der 
einzige  kleine  deutsche  Staat  ist,  der  es  je  gehabt  hat137), 
hat  seinen  Grund  darin,  daß  im  Verhältnis  zur  Größe  des 
Landes  in  diesem  Herzogtum  viele  vormalig  reichsunmittel- 
bare Stände  jetzt  der  Souveränität  des  Herzogs  unterworfen 
waren  und  diese,  wie  sie  in  der  Rheinbundakte  besondere 
Privilegien  genossen  und  später  auch  vom  deutschen  Bunde 
einen  besonderen  Anteil  an  der  Landstandschaft  erhielten138), 
einen  Ehrenplatz  in  der  ersten  Kammer,  der  sogenannten 
Herrenbank,  verliehen  bekamen.  Außer  diesen  mediatisierten 
Häusern  gehören  nach  den  Mustern  der  Pairskammer  der 
Charte  von  1814  zur  Herrenbank  die  Prinzen  des  Hauses 
als  geborene  Mitglieder  und  eine  unbegrenzte  Zahl  ernannter 
Personen,  deren  Ernennung  mit  dem  Rechte  der  Vererbung 
oder  auf  Lebenszeit  sich  der  Herzog  vorbehält.  Mit  Bezug 
auf  dieses  Recht  des  Herzogs  wird  aber  im  Gegensatz  zur 
Charte  die  Selbständigkeit  der  Herrenkammer,  ganz  abge- 
sehen von  den  Elementen  der  früher  reichsständischen,  nun 
in  ihr  sitzenden  Standesherren,  gewährleistet  dadurch,  daß 
der  Herzog  als  Mitglieder  nur  Angehörige  des  deutschen 
Fürsten-,  Grafen-  oder  Freiherrnstandes  ernennen  darf,  dazu 
nur  solche  mit  einer  bestimmten  Steuerleistung,  und  daß  er 
zu  diesen  Ernennungen  das  Gutachten  der  schon  vorhande- 


!35)  Jellinek,  Ällgem.  Staatsl.,  S.  483. 
!36)  Pölitz  I,  S.  1009  ff. 

137)  Durch  das  Edikt  vom  5.  4.  1848  (Aufhebung  der  Herren- 
bank) erhält  auch  Nassau  das  Einkammersystem. 

Rheinbundakte,  Art.  27;   Meyer,  S.  81,  82.  Bundesakte, 
Art.  14;   Meyer,  S.  100  ff. 
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nen  Mitglieder  einholen  muB,  wodurch  der  Pairschub  aus- 
geschlossen wird  (§  4).  Gestützt  wird  weiter  ihre  Unab- 
hängigkeit, indem  durch  das  Patent  vom  4.  9.  1815  ge- 
wählte Mitglieder,  nämlich  sechs  Deputierte  des  adeligen 
Grundbesitzes,  zur  Herrenbank  treten. 

Gänzlich  Wahlkammer  ist  die  zweite  Kammer,  die  Lan- 
desdeputierten, die  aus  Volkswahlen  in  berufsständischer 
Gliederung,  wie  sie  die  westfälische  Verfassung  zum  ersten 
Male  gibt,  hervorgehen.  Beide  Kammern  bilden  die  Land- 
stände, die  ebensowenig  wie  die  westfälischen  Stände  des 
Reichs  eine  Fortsetzung  der  Landstände  im  alten  Sinne  sind. 
Immerhin  zeigt  der  Name  hier  wie  in  anderen  deutschen 
Verfassungen  den  Einfluß  der  alten  landständischen  Ein- 
richtungen auf  die  moderne  Verfassungsbildung,  indem  man 
bei  der  Zusammensetzung  der  Volksvertretung  mit  Vorliebe 
an  die  ständische  Gliederung,  allerdings  mit  gegebener  Aus- 
dehnung, anknüpfte,  ja  häufig  zur  Wahrung  der  Rechts- 
kontinuität die  Verfassungen  durch  Vereinbarung  mit  den 
Ständen  zustande  brachte  139).  Aber  gerade  diese  Umstände, 
wie  überhaupt  die  Tatsache,  daß  die  Fürsten  weniger  aus 
Begeisterung  für  den  konstitutionellen  Gedanken  —  hatten 
sie  doch,  die  kleinen  Staaten  freilich  ausgenommen,  den 
Bemühungen  Preußens  auf  dem  Wiener  Kongreß  direkt  ent- 
gegengearbeitet —  als  vielmehr  aus  der  Not  der  inneren 
Verwahrlosung  des  Staatslebens  heraus  die  Verfassungen 
schufen 140),  haben  die  deutschen  Verfassungen  nicht  zu 
einer  bloßen  Kopie  der  französischen  Charte  werden  lassen, 
sondern  ihnen  ihren  den  deutschen  Verhältnissen,  dem  deut- 
schen Wesen  und  Empfinden  entsprechenden  Gehalt  ge- 
geben. 

So  wollen  denn  auch  die  vier  süddeutschen  Mittel- 
staaten Bayern,  Baden,  Württemberg  und  das  Großherzog- 
tum Hessen  in  den  Jahren  1818 — 1820  den  standesherrlichen 
Familien  und  dem  grundbesitzenden  Landadel  (ebenso  den 
Kirchen)  nach  dem  Vorbild  der  nassauischen  Verfassung  in 

139)  Meyer-Änschütz,  S.  138. 

140)  R.  v.  Mohl,  Die  geschichtlichen  Phasen  usw.,  S.  6  ff. 
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einer  ersten  Kammer  eine  Vertretung  gewähren  und  führen 
deshalb  das  Zweikammersystem  bei  sich  ein,  was  wieder 
später  für  die  preußische  Kammerbildung  bedeutsam  wird. 

Den  Anfang  macht  Bayern,  wo  Maximilian  Joseph  in 
der  Verfassung  vom  26.  Mai  1818 141)  an  die  Stelle  der  ein- 
kammerigen,  nie  ins  Leben  getretenen  Nationalrepräsen- 
tation der  Verfassung  von  1808  die  „Ständeversamm- 
lung" ^2)  setzt. 

In  der  ersten  Kammer,  der  Kammer  der  Reichsräte, 
haben  1.  wie  in  der  Pairskammer  der  Charte  die  voll- 
jährigen Königlichen  Prinzen  ihren  Sitz,  2.  die  Kronbeamten 
und  Vertreter  der  höchsten  Kirchenämter  (eine  aus  der  Ge- 
schichte des  englischen  Oberhauses  entnommene  Einrich- 
tung), 3.  die  Häupter  der  ehemaligen  reichsständischen  Fa- 
milien als  erbliche  Reichsräte,  während  in  der  nassauischen 
Verfassung  nur  einige  von  diesen  auf  Grund  herzoglicher 
Ernennung  in  die  Herrenbank  berufen  waren,  und  4.  die- 
jenigen ,, Personen,  die  der  König  entweder  wegen  ausge- 
zeichneter Verdienste  um  den  Staat  (cf.  die  niederländische 
erste  Kammer)  oder  wegen  ihrer  Geburt  oder  ihres  Ver- 
mögens zu  Mitgliedern  dieser  Kammer  entweder  erblich  oder 
lebenslänglich  besonders  ernennt".  Der  Gedanke  der  Er- 
nennung durch  den  König  in  ihrer  verschiedenen  Form  ist 
aus  den  bestehenden  europäischen  Verfassungen  entnommen. 
Neu  aber  ist  die  Beschränkung  des  Königs,  daß  „er  das 

m)  Pölitz  I,  S.  132  ff.;  v.  Seydel,  Äbhandl.  1893,  S.  272  ff. 

142)  Die  Änderung  des  Namens  in  Ständeversammlung  zeigt 
wieder  den  Einfluß  der  alten  landständischen  Einrichtung  —  Ärt.  13 
der  B.  Ä.  forderte  ja  auch  landständische  Verfassungen  — .  Gleich- 
wohl war  man  sich  voll  bewußt,  daß  man  etwas  ganz  Neues,  von 
den  alten  Landständen  Grundverschiedenes  schuf.  Dies  tritt  be- 
sonders deutlich  in  dem  Eid  hervor,  den  die  Mitglieder  der 
Ständeversammlung  nach  der  Verfassungsurkunde  leisten  mußten, 
„nur  des  ganzen  Landes  allgemeines  Wohl  und  Bestes  ohne  Rück- 
sicht auf  besondere  Stände  oder  Klassen  nach  innerer  Überzeugung 
zu  beraten".  (Tit.  7  §  25.)  Deshalb  spricht  die  Verfassung  nicht  von 
Ständen,  sondern  hat  den  unbestimmteren  Äusdruck  „Klassen", 
v.  Seydel-Piloty  I,  S.  215  ff. 
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Recht  der  Vererbung  nur  adeligen  Gutsbesitzern  verleihen 
wird,  die  im  Besitz  eines  mit  dem  Lehns-  oder  fidei- 
kommissarischen  Verbandes  belegten  Grundstückes  von  be- 
stimmtem Steuerertrage  sind"  (§  3).  Damit  wurde  diese 
Gruppe  der  Gruppe  der  Standesherren  nahe  gebracht,  sie 
bildet  im  Gegensatz  zu  den  durch  Königsernennungen  her- 
vorgegangenen ersten  Kammern  anderer  europäischer  Ver- 
fassungen ein  Element,  das  Rückgrat  haben  kann,  zumal  dem 
Könige  die  Möglichkeit  der  Umstimmung  der  Kammer  durch 
Pairschub  genommen  ist  durch  die  Bestimmung,  daß  die 
Zahl  der  lebenslänglichen  Reichsräte  den  dritten  Teil  der 
erblichen  nicht  übersteigen  darf  (§  4).  So  erreicht  die 
bayrische  Verfassung  das,  was  die  erste  niederländische 
Kammer  und  der  polnische  Senat  von  1815  durch  die  feste 
Zahl  seiner  Mitglieder  gegenüber  ihrem  Vorbilde  der  weichen 
Pairskammer  der  Charte  erreichen  will,  nämlich  Selbständig- 
keit der  ersten  Kammer,  weit  besser.  Sie  schafft  in  ihrer 
Kammer  der  Reichsräte  ein  Oberhaus  von  bodenständiger 
Kraft  und  Unabhängigkeit,  wie  es  der  Not  der  deutschen 
Verhältnisse  entsprach,  wo  die  Fürsten  der  mit  Napoleons 
Sturz  auf  eigene  Füße  gestellten  deutschen  Staaten  in  ihrem 
Lande  einen  starken  Rückhalt  brauchten  gegenüber  den  Ein- 
mischungen des  unter  reaktionärem  Einflüsse  stehenden  deut- 
schen Bundes 143).  Das  Zusammenfassen  aller  Kräfte  des 
Landes  war  ja  überhaupt  der  Zweck,  welcher  die  Verfassung 
mit  ihrer  breiten  Grundlage  an  die  Stelle  der  beschränkten 
iandständischen  Verfassung  und  des  Absolutismus  treten  ließ. 

Deshalb  steht  neben  der  esten  Kammer  eine  zweite 
Kammer,  in  der  das  Volk,  soweit  es  damals  politisch  reif 
war,  seinen  Sitz  findet.  Es  wählt  auf  sechs  Jahre  in  all- 
gemeiner und  indirekter  Wahl 1U)  seine  Vertreter  für  die 
Kammer  der  Abgeordneten  (§§  6  ff)  aus  den  Berufsständen 
der  Grundbesitzer  mit  grundherrlicher  Gerichtsbarkeit,  der 
Geistlichen  der  katholischen  und  protestantischen  Kirche, 

143)  Treitschke,  Dtsch.  Gesch.  I,  S.  687;   II,  S.  295  ff. 

144)  Verf.  6.  Tit.  §  7  und  Edikt  über  die  Ständeversammlung, 
cf.  Pölitz  I,  S.  159  ff. 
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der  Universitäten,  der  Städte  und  Märkte  und  der  Land- 
eigentümer ohne  Gerichtsbarkeit.  Beide  Kammern  werden 
gleichzeitig  vom  König  berufen,  eröffnet  und  geschlossen. 

Das  Wesen  dieser  Kammer  der  Reichsräte  ist  für  die 
ersten  Kammern  der  drei  folgenden  deutschen  Verfassungen 
durchaus  vorbildlich  gewesen. 

.  Wie  in  der  Kammer  der  Reichsräte  durch  Beschränkung 
des  königlichen  Ernennungsrechtes  das  Schwergewicht  auf 
die  erblichen  Mitglieder  der  Standesherren  und  adligen 
Grundbesitzer  gelegt  ist,  bestimmt  die  Verfassung  des  Groß- 
herzogtums Baden  vom  22.  8.  1818  145),  daß  der  König  für 
die  erste  Kammer  der  Ständeversammlung  oder  Landstände 
nur  acht  Mitglieder  und  nur  auf  Lebenszeit  ernennen  dürfe 
(§  32).  Die  württembergische  Verfassung  vom  25.  9. 1819146) 
beschränkt  überhaupt  das  Ernennungsrecht  des  Königs  in 
der  ersten  Kammer  oder  Kammer  der  Standesherren  sowohl 
für  erbliche  als  lebenslängliche  Mitglieder  zugunsten  der 
Standesherren,  indem  die  Zahl  der  vom  Könige  ernannten 
Mitglieder  höchstens  ein  Drittel  der  übrigen  Mitglieder  der 
ersten  Kammer  der  Landstände  ausmachen  darf  (§  132).  Die 
Verfassung  des  Großherzogtums  Hessen147)  vom  17.  De- 
zember 1820  wieder  bestimmt,  ähnlich  der  badischen  Ver- 
fassung, daß  der  König  nur  zehn  Mitglieder  ernennen  dürfe 
(Art.  52,  7).  Dazu  sind  auch  diese  nur  lebenslänglich  er- 
nannt. 

Wie  in  der  bayrischen  Kammer  der  Reichsräte  sitzen 
auch  in  Baden,  Württemberg  und  Hessen  die  Prinzen  und 
Standesherren,  ebenso  die  höchsten  Würdenträger  der  Lan- 
deskirchen in  der  ersten  Kammer,  diese  aber  nur  in  Baden 
und  Hessen,  während  sie  in  Württemberg  zur  zweiten 
Kammer  gehören.  In  diesen  beiden  Staaten  gehören  noch 
zur  ersten  Kammer  die  Vertreter  der  Landesuniversitäten, 
in  Baden  sodann  noch  acht  vom  grundherrlichen  Ädel  auf 


145)  Pölitz  I,  S.  464.  Walz,  Änhang. 

146)  Pölitz  I,  S.  434.  Göz,  Änhang. 

147)  Pölitz  I,  S.  677.   van  Calker,  Anhang. 
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acht  Jahre  gewählte  Abgeordnete 148),  die  alle  vier  Jahre 
zur  Hälfte  erneuert  werden. 

Im  Gegensatz  zur  bayrischen  Verfassung  aber  sollten 
für  die  Wahl  des  Landesherrn  zu  lebenslänglichen  Mitglie- 
dern nicht  Verdienste  um  den  Staat,  Geburt  oder  Vermögen 
Bedingung  sein,  sondern  der  Landesherr  sollte  seine  Wahl 
allgemein  aus  den  ,, würdigsten,  ausgezeichnetsten"  Staats- 
bürgern treffen,  „ohne  Rücksicht  auf  Stand  und  Geburt" 
(Bad.  Verf.  §  27)  tund  „ohne  Rücksicht  auf  Geburt  und  Ver- 
mögen", wie  die  württembergische  Verfassung  (§  131)  sagt. 

Auch  die  bayrische  Kammer  der  Abgeordneten  diente 
zweien  der  drei  Staaten  zum  Vorbild.  Sowohl  die  zweite 
Kammer  oder  Kammer  der  Abgeordneten  Württembergs,  als 
die  zweite  Kammer  des  Großherzogtums  Hessen  geht  aus 
indirekten  Wahlen  mit  berufsständischer  Gliederung  hervor, 
nur  daß  gegenüber  Bayern  und  Württemberg  die  höchsten 
Würdenträger  der  beiden  Kirchen  in  der  zweiten  Kammer 
sitzen,  während  wieder  im  Großherzogtum  Hessen,  ebenso 
wie  in  Baden,  die  Universitäten  ihre  Vertreter  nicht  in  der 
zweiten  Kammer  sitzen  haben  wie  in  Bayern  und  Württem- 
berg, sondern  in  der  ersten  Kammer. 

Die  badische  Verfassung  ist,  wie  sie  schon  in  der  ersten 
Kammer  gewählte  Abgeordnete  des  Grundadels  sitzen  läßt, 
so  auch  in  der  zweiten  Kammer  demokratischer  als  die 
anderer  Staaten.  Ihre  zweite  Kammer  geht  aus  allgemeinen 
indirekten  Volkswahlen  ohne  ständische  Gliederung  hervor, 
nur  daß  für  die  Wählbarkeit  ein  bestimmtes  Einkommen  er- 
forderlich ist. 

In  dieser  Verschiedenheit  der  Zusammensetzung  der 
beiden  Kammern  haben  die  politischen  Erwägungen,  die  zur 
Einführung  des  Zweikammersystems  in  den  süddeutschen 
Staaten  führten,  ihren  Ausdruck  gefunden,  nicht  aber  in 
einer  grundlegenden  Verschiedenheit  ihrer  rechtlichen  Stel- 
lung. So  sind  in  der  bayrischen  Verfassung  beide  Kammern 
in  gleicher  Weise  die  Vertretung  des  Volkes,  in  gleicher 


148)  In  ähnlicher  Weise  zählen  zur  nassauischen  Herrenbank 
sechs  Deputierte  des  grundherrlichen  Adels. 
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Weise  zur  Teilnahme  an  der  Ausübung  der  Staatsgewalt  be- 
rufen, soweit  ihnen  diese  vom  Könige,  der  alle  Rechte  der 
Staatsgewalt  in  sich  vereinigt  und  sie  unter  den  von  ihm 
gegebenen,  in  der  Verfassungsurkunde  festgesetzten  Be- 
stimmungen ausübt  (II,  §  1),  zugestanden  ist  (VII,  §  ff)149). 

So  ist,  wie  in  der  Charte  von  1814,  die  Zustimmung 
der  Kammern  zu  der  Erhebung  der  Steuern  nötig;  aber  in 
Erinnerung  an  das  Verhalten  der  alten  Landstände  dürfen 
ihre  Bewilligungen  mit  keiner  Bedingung  verknüpft  werden 
(VII  §  9).  Wohl  aber  ist  den  Ständen  Einblick  in  die  ge- 
samten Staatsbedürfnisse  und  Einnahmen  (Budget  VII  §  4), 
wie  auch  in  die  Nachweisung  der  Ausgaben  (VII  §  10)  zu 
geben.  Ebenso  bedarf  es  ihres  , »Beirates  und  ihrer  Zu- 
stimmung" für  das  Zustandekommen  eines  Gesetzes  über- 
haupt, freilich  —  in  der  Einschränkung  gegenüber  der  Charte, 
wo  die  Kammern  als  Organ,  aber  auch  neben,  nicht  unter 
dem  Könige  stehen  (Charte  Art.  15)  —  inur,  soweit  das 
Gesetz  die  Freiheit  der  Person  oder  des  Eigentums  der 
Staatsangehörigen  betrifft.  Wie  in  der  Charte,  so  fehlt  auch 
hier  den  Kammern  die  Initiative150);  wie  da,  hat  auch  hier 
jede  von  ihnen  nur  das  Petitionsrecht,  das  Recht,  „Anträge 
und  Wünsche"  inerhalb  ihres  verfassungsmäßigen  Wirkungs- 
kreises dem  Könige  vorzulegen.  Jedoch  darf  ein  solcher 
Wunsch  nur  als  Wunsch  aller  Stände  an  den  König  gehen, 
indem  die  eine  Kammer  der  anderen  vorher  zugestimmt 
haben  muß  (VII,  §§  19,  20  cf.  Charte  19—21).  In  derselben 
Form  darf  jede  Kammer  die  Beschwerde  eines  jeden  Bürgers 
wegen  Verletzung  der  konstitutionellen  Rechte  dem  Könige 

149)  v.  Seydel,  Bayr.  Staatsrecht  II,  S.  5,  6. 

150)  Verf.  Tit.  VII,  §  19.  Der  Wortlaut  dieses  Paragraphen 
schließt  freilich  nicht  die  Deutung  aus,  daß  lin  solcher  „Antrag" 
das  gewünschte  Gesetz  in  sanktionsreifer  Form  enthält,  §  19  also 
nicht  nur  das  Petitionsrecht,  sondern  auch  die  Gesetzesinitiative 
umfaßt.  Diese  Bedeutung  des  §  19  bestreitet  aber  ein  Landtagsab- 
schied vom  22.  Juli  1819.  Auch  behalten  die  drei  Verfassungen, 
die  der  bayrischen  folgen,  das  Initiativrecht  ausdrücklich  dem 
Fürsten  vor.  cf.  Württ.  Verf.  §  172;  hess.  Verf.  Art.  76;  bad. 
Verf.  §  67.  Die  Kammern  haben  also  zunächst  kein  Initiativrecht. 
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übergeben,  ebenso  wie  sie  in  gemeinsamem  Antrage  wegen 
Verletzung  der  Verfassung  über  einen  Minister  oder  sonsti- 
gen Staatsbeamten  Beschwerde  führen,  bzw.  förmlich  An- 
klage beim  Könige  erheben  dürfen  (X,  §  4  ff.).  Da  diese  An- 
klage vom  Könige  der  obersten  justizstelle  überwiesen  wird, 
hat  die  Kammer  der  Reichsräte  vor  der  Abgeordnetenkammer 
nicht  das  Privilegium  richterlicher  Befugnisse  wie  das  eng- 
lische Oberhaus  oder  die  Pairskammer  von  1814.  . 

Die  Kammern  stehen  eben  einander  gleich.  Sowohl  die 
erste  Kammer  wie  die  zweite  kann  Gesetzentwürfe  zuerst 
vorgelegt  bekommen.  Nur  ist  die  Abgeordnetenkammer  auch 
in  Bayern  hierbei  im  Vorzug,  indem  zuerst  vor  sie  die  An- 
träge über  Staatsauflagen  gebracht  werden  müssen  (VII, 
§  18). 

Nicht  anders  ist  im  wesentlichen  die  Stellung  der  beiden 
Kammern  in  den  Verfassungen  der  süddeutschen  Staaten, 
deren  Anlehnung  an  die  bayrische  Verfassung  auch  in  dieser 
Beziehung  oft  bis  zur  wörtlichen  Übernahme  des  Textes 
geht151).  Nur  bei  der  Finanzgesetzgebung  finden  sich  be- 
deutende Unterschiede. 

So  stärkt  die  badische,  ebenso  wie  die  württembergische 
und  hessische  Verfassung  ihre  zweite  Kammer  nach  eng- 
lischem Vorbild  dadurch,  daß  sie  der  ersten  Kammer  bei 
Finanzgesetzentwürfen  kein  Amendierungsrecht  gibt152).  Die 
dadurch  erschwerte  Einigung  zwischen  beiden  Kammern  aber 
sucht  sie  in  demokratischer  Weise  durch  eine  Art  Vereini- 
gung zu  einer  Kammer  zu  erreichen,  indem  für  den  Fall, 
daß  die  erste  Kammer  in  Steuerfragen  der  zweiten  Kammer 
nicht  beitritt,  eine  Beschlußfassung  durch  Zusammenzählen 

151)  z.  B.  bayr.  Verf.  VII,  §  2  u.  3,  mit  bad.  Verf.  §§  53,  65, 
mit  württ.  Verf.  §§  88,  109,  mit  hess.  Verf.  §§  67,  72;  oder  bayr. 
Verf.  VII,  §  9,  mit  bad.  Verf.  §  56,  mit  württ.  Verf.  §  113,  mit 
hess.  Verf.  §  78. 

152)  Diese  Bevorzugung  der  zweiten  Kammer  gegenüber  der 
ersten  ist  eine  häufig  vorkommende  Konsequenz  der  Montesqieu- 
schen  Lehre,  daß  man  dem  Bürger-  und  Bauernstande  ein  Über- 
gewicht gegenüber  den  im  Oberhause  vertretenen  Ständen  geben 
müsse,  cf.  van  Calker,  S.  44  Anm.  2. 
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der  Stimmen  beider  Kammern  mit  entscheidender  absoluter 
Majorität  zu  erfolgen  hat  (Bad.  Verf.  §  60).  Entsprechend 
der  bevorrechtigten  Stellung  der  zweiten  Kammer  in  Finanz- 
sachen  gibt  dabei  der  Präsident  der  zweiten  Kammer  bei 
Stimmengleichheit  den  Ausschlag  (Bad.  Verf.  §§  61,  74). 

Die  gleichen,  an  die  norwegische  Verfassung  erinnern- 
den Bestimmungen  enthalten  die  Verfassungen  des  folgenden 
Jahres,  die  württembergische  von  1819,  die  nur  noch  im 
Sinne  der  ganzen  Institution  weiter  geht,  indem  nach  ihr 
bei  jeder  Abgabenbewilligung  zwischen  den  beiden  Kammern 
noch  vertrauliche  Besprechungen  vorauszugehen  haben 
(Württ.  Verf.  §  181). 

Die  hessische  Verfassung  von  1820  folgt  darin  der 
württembergischen,  nur  mit  dem  Unterschiede,  daß  in  obigem 
Falle  kein  Zusammenzählen  der  Stimmen,  sondern  eine  neue 
Abstimmung  in  einer  Versammlung  der  vereinigten  Kammern 
stattfindet  (Art.  67)  153)  und  noch  mehr,  sie  dehnt  diesen 
ganzen  Modus  auch  auf  die  gewöhnlichen  Gesetze  aus  (Art. 
75) 154). 

Diese  für  damalige  deutsche  Verhältnisse  freiheitliche 
Stellung  der  Kammer  behauptet  sich  im  großen  und  ganzen 
trotz  aller  reaktionärer  Bestrebungen  des  deutschen  Bundes, 
wie  sie  schon  1819  in  den  Karlsbader  Beschlüssen  und  in 
Art.  57  und  59  der  WSA.  (diese  richten  sich  besonders  gegen 
die  Montesquieu'sche  Gewaltenteilung)  ihren  Ausdruck  fin- 
den, in  der  folgenden  Zeit.  In  dieser  erhalten  auch  die  klei- 
neren Staaten  Süd-  und  Mitteldeutschlands  Verfassungen, 
die  im  ganzen  freiheitlicher  gehalten  sind  155).  Sie  haben  alle 
nur  eine  einkammerige  Volksvertretung. 

153)  Art.  67  ist  jetzt  geändert  insofern,  als  obige  Abstimmung 
erst  nach  dreimaliger  Ablehnung  durch  die  erste  Kammer  eintritt. 
Auch  kann  die  erste  Kammer  amendieren;  erst  bei  der  dritten 
Vorlegung  eines  Entwurfes  geht  der  ersten  Kammer  ihr  Ämen- 
dierungsrecht  verloren. 

154)  Jedoch  nur,  wenn  die  Regierung  den  Entwurf  auf  einem 
zweiten  Landtage  vorgelegt  hat  und  den  Entwurf  nicht  zurück- 
ziehen will. 

155)  Meyer-Anschütz,  S.  138  ff. 
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Das  Zweikammersystem  kommt  erst  wieder  zur  Geltung, 
als  durch  die  französische  Julirevolution  in  Norddeutschland 
die  politische  Bewegung  einen  Anstoß  erhält,  wobei  freilich 
der  spezifisch  deutsch-ständische  Charakter  der  Verfassun- 
gen bleibt. 

Zwei  Verfassungen  dieser  Zeit,  die  des  Königreichs 
Sachsen  vom  4  .  9.  1831  156)  und  das  Grundgesetz  des  König- 
reichs Hannover  vom  26.  9.  1833  157)  teilen  ihre  als  allge- 
meine Ständeversammlung  bezeichneten  Volksvertretungen 
in  zwei  Kammern.  Diese  schließen  sich  in  ihrer  Zusammen- 
setzung und  Stellung  zum  Könige  den  süddeutschen  Ver- 
fassungen an,  stehen  also  wesentlich  auf  dem  Boden  der 
Charte  von  1814.  Nur  setzt  die  sächsische  Verfassung  als 
Neuerung  acht  Städtevertreter  in  die  erste  Kammer,  wäh- 
rend diese  andererseits  mit  ihren  wesentlichen  Bestandteilen 
nichts  anderes  als  ein  getreues  Abbild  der  alten  Stände  ist 158). 

Die  zweite  Kammer,  die  wie  die  von  Bayern,  Württem- 
berg und  Hessen  eine  Wahlkammer  nach  Berufsständen  ist, 
bringt  einen  Fortschritt,  indem  sie  die  Bauern  zum  ersten 
Male  als  Berufsstand  bezeichnet,  die  sächsische  dazu  noch 
Handel  und  Fabrikwesen. 

Vorrechte  der  zweiten  Kammer  bei  Finanzgesetzen  be- 
stehen ebenso  wie  in  Bayern  (im  Gegensatz  zu  den  drei 
anderen  süddeutschen  Verfassungen)  nicht.  Eine  Anlehnung 
an  diese  drei  Verfassungen  ist  aber  die  Bestimmung  der 
sächsischen  Verfassung  (§§  91,  92,  131),  daß  bei  Mei- 
nungsverschiedenheiten der  beiden  Kammern  der  Versuch 
einer  Vereinigung  durch  eine  Deputation  gemacht  werden 
soll;  scheitert  dieser,  so  ist  zur  Verwerfung  des  Gesetzes- 

15<5)  Pölitz  I,  S.  220  ff. 

157j  Pölitz  III,  S.  571  ff.  In  Hannover  hatte  schon  das  Patent 
vom  7.  12.  1819,  ohne  eine  „Hauptveränderung  in  der  Konstitution 
eintreten  zu  lassen",  d.  h.  ohne  eine  konstitutionelle  Verfassung  zu 
bedeuten,  die  allgemeine  Ständeversammlung  in  zwei  Kammern  ge- 
teilt, die  teils  aus  persönlich  Berechtigten,  teils  aus  gewählten  De- 
putierten der  Ritterschaft  und  Städte,  seit  1832  auch  des  Bauern- 
standes, bestand.  Pölitz  I,  S.  262/63;   Meyer-Änschütz,  S.  144. 

158)  Mayer,  S.  114. 

6 
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Vorschlages  nötig,  daß  in  einer  der  beiden  Kammern  wenig- 
stens zwei  Drittel  für  die  Verwerfung  gestimmt  haben.  Dies 
gilt  nicht  nur  für  Finanzgesetze,  sondern,  ähnlich  wie  in 
Hessen,  für  alle  Gesetzesvorschläge,  soweit  diese  überhaupt 
zur  Kompetenz  der  allgemeinen  Ständeversammlung  gehören. 

Der  Kreis  dieser  Gesetze  ist  für  Sachsen  sowohl  als 
Hannover  aber  noch  besonders  eingeschränkt  dadurch,  daß 
die  Provinzialstände  und  ihre  Befugnisse,  soweit  sie  die 
einzelnen  Provinzen  betreffen,  bestehen  bleiben.  Weiter  da- 
gegen gehen  die  Rechte  der  Ständeversammlung  der  beiden 
norddeutschen  Staaten  in  Finanzangelegenheiten,  indem  nicht 
nur  die  Einnahmen,  wie  in  den  süddeutschen  Staaten,  son- 
dern auch  die  Ausgaben  der  Bewilligung  der  Volksvertretung 
unterliegen  (Sächs.  Verf.  §  97,  Hannov.  Verf.  §  140,  1). 
Weichen  sie  so  von  der  Anknüpfung  der  süddeutschen  Ver- 
fassungen an  das  Einnahmebewilligungsrecht  der  alten  Land- 
stände ab,  so  bringt  die  sächsische  Verfassung  andererseits 
wieder  ihre  Beeinflussung  durch  alte  ständische  Einrichtun- 
gen zum  Ausdruck,  indem  sie  in  der  zweiten  Kammer  den 
Abgeordneten  der  Ritterschaft,  der  Städte  und  des  Bauern- 
standes das  Recht  einräumt,  unter  bestimmter  Voraussetzung 
zur  Wahrung  der  Rechte  ihres  Standes  eine  Separatstimme 
abzugeben,  während  die  Abstimmungen  sonst  grundsätzlich 
nach  den  einzelnen  Mitgliedern  ohne  Rücksicht  auf  die  Ver- 
schiedenheit der  Stände  erfolgen  (§  129). 

Die  dreißiger  Jahre  bringen  aber  auch  etwas  grund- 
legend Neues  für  die  Stellung  der  deutschen  Kammern,  das 
Initiativrecht  der  Stände  in  §  88  des  hannov.  Grundgesetzes. 
Ist  dies  wohl  schon  auf  den  Einfluß  der  belgischen  Ver- 
fassung zurückzuführen,  so  ist  dieser  Einfluß  deutlich  erkenn- 
bar und  noch  weit  größer  in  den  folgenden  Jahren  des  frei- 
heitlichen Regens  in  Deutschland,  das  in  den  vierziger  Jahren 
seinen  Höhepunkt  erreicht,  Schwankungen  in  der  Stellung 
der  Kammern  bringt,  im  großen  und  ganzen  aber  ihren 
Typus  bestehen  läßt. 

Vor  allem  wird  an  der  Teilung  in  zwei  Kammern  fest- 
gehalten. Nur  in  Württemberg  ist  in  den  Jahren  1849/50  die 
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erste  Kammer  beseitigt.  Die  Zusammensetzung  der  ersten 
Kammer  bleibt  zunächst  überall  unverändert,  in  späteren 
Jahren  aber  treten  Modifizierungen  ein,  indem  man  sowohl 
die  hohe  Geistlichkeit,  die  Universitäten  und  technischen 
Hochschulen,  als  auch  Handel  und  Gewerbe  als  Vertreter  der 
Intelligenz  und  Arbeit  allgemein  in  der  ersten  Kammer  ver- 
treten sein  läßt,  also  den  bisher  durch  altständische  Er- 
innerungen begrenzten  Kreis  der  ersten  Kammer  erwei- 
tert159). Das  gewählte  Element  der  ersten  Kammer  ist  so 
sehr  gestärkt,  die  erste  Kammer  demokratischer.  Eine  Aus- 
nahme macht  Sachsen,  wo  das  Schwergewicht  der  ersten 
Kammer  immer  noch  auf  den  Rittergütern  liegt  und  ledig- 
lich fünf  vom  Könige  nach  freier  Wahl  auf  Lebenszeit  er- 
nannte Mitglieder  zu  der  ersten  Kammer  treten  16°). 

Bedeutender  ist  der  Einfluß  der  48  er  Bewegung  auf 
die  Gestaltung  der  zweiten  Kammer161).  Hier  macht  sich 
der  Gedanke  eines  einheitlichen  Staatsbürgertums,  wie  er 
in  Baden  schon  früher  seinen  Ausdruck  gefunden  hatte, 
geltend  gegenüber  der  berufsständischen  Gliederung,  an 
deren  Stelle  bald  oder  später  ein  Volkswahlrecht  allgemeiner 
und  gleicher  Natur  tritt.  So  führt  in  Bayern  das  Gesetz 
vom  4.  4.  1848  (die  Wahl  der  LandtagsaBgeordneten  be- 
treffend) die  allgemeine,  gleiche,  indirekte  und  öffentliche 
Wahl  ein,  die  1881  geheim,  1906  direkt  wird  und  in  dieser 
Gestalt  der  Typus  des  allgemeinen  süddeutschen  Wahlrechts 
und  der  des  Reichstagswahlrechtes  ist.  Auch  tritt  1880  die 
Bezeichnung  Landtag  an  die  Stelle  der  , »Ständeversamm- 
lung", ebenso  kommt  neben  den  alten  Bezeichnungen  die 
Benennung  „erste  Kammer"  und  „zweite  Kammer"  auf. 

Die  Gesetzgebung  des  Reichs  ist  überhaupt  von  Ein- 
fluß auf  die  süddeutschen  Staaten.  So  schließt  auch  in  Baden 

159)  Besonders  weit  geht  darin  Baden.  Verf.  Nov.  24.  8.  1914; 
Walz,  S.  63  ff.;  Württemberg,  Verf. -Ges.  v.  16.  7.  1906;  Göz, 
S.  92—94;  Hessen,  Ges.  d.  Landstände  betr.  vom  3.  6.  1911;  van 
Calker,  S.  44  ff.  In  Bayern  bleibt  die  erste  Kammer  unverändert. 

160)  Verf.-Ges.  vom  8.  12.  1868;   Mayer,  S.  115  ff. 

161)  Seydel-Piloty  I,  S.  215  ff.;  Walz,  S.  6,  7,  69  ff.;  Göz, 
S.  93,  122  ff.;  van  Calker,  S.  47  ff. 

6* 
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1904  die  Entwicklung  des  Wahlrechtes  der  zweiten  Kammer 
mit  dem  allgemeinen,  gleichen,  direkten  und  geheimen  Wahl- 
recht ab  (beide  Kammern  bilden  nunmehr  den  Landtag), 
ebenso  —  mit  Besonderheiten  —  in  Württemberg  durch 
das  Verfassungsgesetz  vom  16.  7.  1903,  indem  durch  die 
Versetzung  der  bis  dahin  noch  der  zweiten  Kammer  ange- 
hörenden sogenannten  privilegierten  Mitglieder  in  die  erste 
Kammer  (cf.  oben)  die  zweite  Kammer  nunmehr  nur  aus 
Abgeordneten  besteht,  die  nach  dem  schon  1862  mit  Novelle 
von  1882  eingeführten,  dem  Reichstagswahlrecht  angepaßten 
Wahlrecht  gewählt  werden. 

Das  hessische  Gesetz  die  Landstände  betreffend  vom 
3.  6.  1911  setzt  ähnliches  fest.  Viel  einschneidender  war  die 
Einwirkung  von  1848  auf  Sachsen162),  wo  das  Gesetz  vom 
15.  11.  1848  die  ständische  Gliederung  der  zweiten  Kammer 
beseitigt  und  ein  Wahlrecht  einführt,  das  im  wesentlichen 
unserem  Reichstagswahlrecht  gleicht.  1850  wieder  beseitigt, 
lebt  es  nach  den  Anfängen  des  Jahres  1861  im  Jahre  1868 
(Ges.  vom  3.  Dez.  1868)  wieder  auf,  und  nur  in  der  Unter- 
scheidung zwischen  , »städtischen  Abgeordneten"  und  solchen 
„des  platten  Landes"  zeigt  sich  noch  der  geschichtliche  Zu- 
sammenhang mit  der  alten  ständischen  Gliederung.  Furcht 
vor  der  Sozialdemokratie  läßt  dann  durch  Gesetz  vom  28. 
3.  1896  ein  indirektes  Dreiklassenwahlrecht  einführen,  das 
mit  dem  Gesetz  vom  7.  5.  1909  abgelöst  wird  durch  ein  teils, 
allgemeines,  teils  besonderes,  direktes  und  geheimes  Drei- 
klassenwahlrecht (Pluralsystem). 

Hatte  die  Februarrevolution  in  Sachsen  sowohl  als 
Bayern  auf  die  Zusammensetzung  der  zweiten  Kammer  ihren 
Einfluß  gehabt,  so  hob  sie  auch  in  diesen  beiden  Staaten  die 
Stellung  der  Kammern  gegenüber  dem  Könige,  indem  sie  der 
Volksvertretung,  und  zwar  jeder  Kammer,  die  Gesetzes- 
initiative bringt,  in  Bayern  durch  Gesetz  vom  4.  Juni  1848163), 

162)  Mayer,  S.  125  ff. 

163)  Bezüglich  der  Initiative  für  gewöhnliche  Gesetze  soll 
dieses  Gesetz  nur  eine  Erklärung  des  geltenden  Rechtes  darstellen. 
Denn  „auf  den  Landtagen  1827/28  sei  Tit  VII,  §  19  der  VU.  als 
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in  Sachsen  durch  das  Verfassungsgesetz  vom  31.  3.  1849164). 
Die  Kammern  der  anderen  Staaten  erhalten  die  Initiative  erst 
später:  Baden  durch  Novelle  vom  21.  12.  1869  165),  Württem- 
berg durch  die  Gesetze  vom  26.  3.  1868,  23.  6.  1874  und 
1.  7.  1876  166),  Hessen  durch  das  Geschäftsordnungsgesetz 
vom  17.  6.  1874  "T). 

Die  kleineren  deutschen  Staaten  hatten  bis  1848  alle, 
mit  Ausnahme  der  beiden  Mecklenburg,  konstitutionelle  Ver- 
fassungen erhalten,  bzw.  die  vorhandenen  noch  freiheitlicher 
gestaltet.  Dementsprechend  besteht  bei  ihnen  die  Volksver- 
tretung aus  nur  einer  Kammer,  bei  der  geringen  Zahl  ihrer 
Abgeordneten  eine  zweckentsprechende  Einrichtung.  Bei  dem 
größten  deutschen  Staate  aber,  der  bis  dahin  noch  keine 
Verfassung  hatte,  bei  Preußen,  fand  wieder  das  Zwei- 
kammersystem trotz  starken  Widerstrebens  seitens  freiheit- 
licher Kreise  den  ihm  gebührenden  Platz. 

6.  Abschnitt:  Die  Ent Wickelung  in  Preußen. 

Schon  bei  den  Männern,  die  Preußen  nach  der  Zer- 
trümmerung unter  Zusammenfassung  aller  Kräfte  im  Staate 
wieder  aufrichteten,  war  es  selbstverständlich,  daß  die  Volks- 
repräsentation, von  deren  Schaffung  „das  Wohl  und  Wehe 
unseres  Staates  abhänge,  weil  nur  auf  diesem  Wege  allein 
der  Nationalgeist  positiv  erweckt  und  belebt  werden 
könne" 168),  aus  zwei  Kammern  sich  zusammensetze.  Auch 

das  Recht  der  Initiative  gewährend  von  dem  damaligen  Regie- 
rungsvertreter mit  solcher  Entschiedenheit  anerkannt  worden,  daß 
der  Vertreter  sogar  leugnete,  daß  dieses  Recht  jemals  geleugnet 
worden  sei".  So  Seydel-Piloty  I,  S.  225.  Trotzdem  steht  zum 
mindesten  fest,  daß  bis  1848  dieser  Punkt  kontrovers  war.  cf.  An- 
merkung 150  S.  78  d.  Arbeit. 

164)  Mayer,  S.  165. 

165)  Walz,  S.  210. 

166)  Göz,  S.  93. 

167j  van  Calker,  S.  154/55. 

168)  Rundschreiben  Steins  vom  24.  11.  1808  an  die  oberste 
Verwaltungsbehörde,  cf.  Pertz,  „Politisches  Testament";  v.  Rönne- 
Zorn  I,  S.  38  ff.;  Anschütz,  VU.  I,  S.  4  ff. 
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der  von  Hardenberg  auf  dem  Wiener  Kongreß  bereits  am 
13.  9.  1814  vorgelegte,  von  ihm,  Stein  und  Solms  ent- 
worfene Plan  einer  deutschen  Verfassung  spricht  von  zwei 
Kammern  und  gewählten  und  erblichen  Repräsentanten  der 
Stände 169).  Aber  die  Frage,  wie  die  innere  Gestaltung  der 
Volksvertretung  zu  geschehen  habe,  trat  in  Preußen  zurück 
gegenüber  der  brennenden  Frage,  ob  dem  preußischen  Volke 
eine  Anteilnahme  an  den  Regierungsgeschäften  überhaupt 
in  Form  einer  allgemeinen  Volksvertretung  oder  nur  auf  der 
alten  Ständegrundlage  zu  gewähren  sei. 

Der  innere  Kampf  wurde  gegen  die  Stein-Harden- 
bergische Gruppe  im  Sinne  der  von  dem  damaligen  Kron- 
prinzen geführten  Gruppe  von  Männern  entschieden,  die  das 
alleinige  Heil  des  Staates  oder  vielmehr  „der  reinen  Mon- 
archie" in  der  Aufrechterhaltung  altständischer  Einrichtungen 
sah  170):  1823  werden  die  Provinzialstände  gebildet,  also 
nicht  einmal  die  auch  nur  aus  diesem  Ständeelement  hervor- 
gehend gedachte  und  in  der  Verordnung  vom  22.  Mai  1815 
verheißene  , »Repräsentation  des  Volkes",  noch  viel  weniger 
die  von  Stein-Hardenberg  geforderte  Volksvertretung. 

Dies  war  auch  nicht  und  sollte  auch  nach  den  eigenen 
Worten  des  Königs 171)  nicht  sein  der  durch  Gesetz  vom 
3.  Februar  1847  ins  Leben  gerufene  , »Vereinigte  Land- 
tag" 172),  der  ohne  Periodizität  der  Berufung,  ohne  Gesetz - 

169)  Pertz,  IV,  S.  199,  43  ff. 

17°)  cf.  Ber.  d.  Verf.-Komm.  v.  28.5.  1821,  cf.  v.  Rönne-Zorn  I, 
S.  50;  Treitschke,  Dtsch.  Gesch.  III,  S.  229;  Treitschke  in  Preuß. 
Jahrb.  1872,  S.  313  ff.,  409  ff. 

171)  Thronrede:    „  Sie,  meine  Herren,  sind  deutsche 

Stände  im  althergebrachten  Wortsinne,  d.  h.  vor  allem  und 
wesentlich  Vertreter  und  Wahrer  der  eigenen  Rechte,  der  Rechte 
der  Stände   Das  aber  ist  Ihr  Beruf  nicht,  Meinungen  zu  re- 
präsentieren, Zeit-  und  Schulmeinungen  zur  Geltung  zu  bringen. 
Ich  gebe  Ihnen  mein  Königliches  Wort,  daß  ich  Sie  nicht  hierher 
gerufen  haben  würde,  wenn  ich  den  geringsten  Zweifel  hegte,  daß 
Sie  Ihren  Beruf  anders  deuten  wollten  und  ein  Gelüst  hätten  nach 
der  Rolle  sogenannter  Volksrepräsentanten."  cf.  v.  Rönne-Zorn  I, 
S.  57  Anm.  1. 

172)  Treitschke,  Dtsch.  Gesch.  V,  S.  187  ff. 
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gebungsrecht  oder  eine  über  die  Bewilligung  neu  einzu- 
führender Steuern  und  Anleihen  hinausreichende  Befugnis 
auf  den  Gebieten  der  Finanzen  auch  dann  nicht  den  be- 
scheidenen Anforderungen  damaliger  Zeit  entsprach,  wenn 
man  ganz  von  der  ständischen  Grundlage  absehen  wollte. 
Er  war  nur  eine  Fortbildung  des  romantischen  Ideals  Fried- 
rich Wilhelms  IV.,  hatte  aber  doch  äußerlich  etwas  von 
dem  „für  Preußen  unmöglichen  konstitutionellen  Wege",  den 
die  anderen  deutschen  Staaten  eingeschlagen  hatten,  ange- 
nommen: nach  Art  des  Zweikammersystems  173)  die  Teilung 
in  zwei  Versammlungen  (Kurien),  nämlich  die  aus  den  Prin- 
zen und  den  Virilstimmeninhabern  der  Provinziallandtage 
(erster  Stand)  bestehende  „Herrenkurie"  und  die  aus  den 
Vertretern   der   Ritterschaft,   Städte   und  Landgemeinden 
(zweiter,  dritter  und  vierter  Stand)  zusammengesetzte  zweite 
Kurie,  die  „Kurie  der  drei  Stände".  Wie  zwei  Kammern  be- 
raten die  beiden  Kurien  getrennt;  in  dem  einzigen  Falle,  in 
dem  sie  beschließen  dürfen  (Aufnahme  von  Anleihen  und 
neue  Steuern)  vereinigen  sie  sich.  Und  ihre  Mitglieder  fühlen 
sich,  ihrem  Denken  und  Auftreten  nach  zu  urteilen,  wirklich 
als  Volksrepräsentation 174),  „politisch  angeschaut,  war  der 
Erste  Vereinigte  Landtag  mit  seiner  zweikammerähnlichen 
Einrichtung  schon  der  Übergang  Preußens  zum  konstitu- 
tionellen System"  175). 

Staatsrechtlich  erfolgt  dieser  Übergang  —  nicht  aus 
persönlicher  Schwäche  des  Königs  gegenüber  der  Revolution, 
sondern  aus  „seinem  latenten  deutschen  Gedanken"  heraus 


1?3)  Anschütz,  VU.  I,  S.  23  ff. 

174)  cf.  Treitschke,  V,  S.  615.  Die  Beratung  der  Adresse  als 
Antwort  auf  die  Thronrede  bringt  den  tiefen  Gegensatz  der  Mehr- 
heit gegenüber  der  Auffassung  des  Königs  zum  Ausdruck.  Als 
dringlichste  Forderung  wird  die  Periodizität  des  Landtages  und 
eine  entsprechende  Beschränkung  der  Zuständigkeit  des  Vereinig- 
ten Ausschusses  verlangt;  solange  dies  nicht  geschehen  sei,  könne 
der  Landtag  sich  nicht  als  die  reichsständische  Versammlung  des 
Staatsschuldengesetzes  vom  17.  1.  1820  betrachten  und  deshalb 
auch  nicht  über  eine  Anleihe  (Ostbahn)  beraten  oder  beschließen. 

175)  Anschütz,  VU.  I,  S.  26. 
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(Bismarck,  Gedanken  und  Erinnerungen  I,  S.  54),  aus  dem 
Bewußtsein  von  dem  deutschen  Berufe  Preußens,  das  den 
König  die  tiefgewurzelte  Abneigung  gegen  das  konstitutio- 
nelle System  im  Interesse  jedes  höheren  Zweckes  über- 
winden ließ  176)  — ,  als  nach  der  Königlichen  Proklamation, 
betreffend  die  künftige  Staatsverfassung,  vom  18.  3.  1848  die 
Verordnung  über  einige  Grundlagen  der  künftigen  Ver- 
fassung vom  6.  April  1848  und  das  Wahlgesetz  vom  8.  April 
1848  ergeht.  Auf  Grund  dieser  Gesetze  wird  am  22.  Mai 
1848  die  durch  allgemeine  gleiche,  geheime  und  indirekte 
Wahlen  gewählte  Nationalversammlung  zur  Vereinbarung 
der  preußischen  Verfassung  zusammenberufen.  Ihrem  Zweck 
und  ihrer  provisorischen  Natur  entsprechend  besteht  sie  nur 
aus  einer  Kammer.  Der  ihr  von  der  Regierung  ,,zur  Er- 
klärung" vorgelegte  Entwurf  eines  Verfassungsgesetzes  für 
den  preußischen  Staat 177)  aber  teilt  die  zu  schaffende  Volks- 
vertretung in  eine  erste  und  zweite  Kammer,  wie  es  auch 
der  ohne  wesentliche  Veränderungen  als  die  oben  genannte 
Regierungsvorlage  der  Nationalversammlung  vorgelegte  Ur- 
entwurf  des  Ministers  Hansemann  vom  15.  Mai  1848  178) 
tut,  der  der  belgischen  Verfassung  von  1831  oft  wortgetreu 
nachgebildet  erscheint  und  gegenüber  den  süddeutschen 
Verfassungen  den  Kammern  die  Initiative  gibt.  Dieser  erste 
Entwurf  will  die  erste  Kammer  zusammensetzen  aus  den 
Prinzen  des  Königlichen  Hauses,  aus  höchstens  80  vom 
Könige  ohne  Rücksicht  auf  Stand  und  Geburt  für  ihre  Le- 
bensdauer ernannten  Mitgliedern  und  160  gewählten  Mit- 


176)  Anschütz  gegenüber  der  älteren  Anschauung,  in  VU.  I, 
S.  28  ff.  Schon  am  8.  März  1848,  also  vor  der  Revolution,  hat 
der  König  seinem  Minister  von  Bodelschwingh  die  Annahme  des 
konstitutionellen  Systems  zugesagt,  „um  Deutschlands  willen".  Zu- 
zugeben ist  freilich,  daß  der  Märzaufstand  die  Ausführung  des  ge- 
faßten Planes  beschleunigt  hat. 

177)  Anschütz,  VU.  I,  S.  36;  der  Wortlaut  des  Entwurfes 
im  zweiten  Anhang. 

178)  Anschütz,  VU.  I,  S.  37;  Wortlaut  des  Entwurfes  im 
ersten  Anhang. 
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gliedern,  die  durch  dieselben  Wahlmänner  wie  die  400  Ab- 
geordneten der  zweiten  Kammer  zu  wählen  sind. 

Die  erste  Kammer  ist  hier  also  nicht,  wie  die  belgische, 
auf  Grund  der  Volkssouveränität  aufgebaut  und  deshalb  nicht 
eine  reine  Wahlkammer,  aber  doch  viel  lieberaler  gestaltet 
als  die  erste  Kammer  der  übrigen  deutschen  Staaten,  an  die 
die  Bestimmung  ,,ohne  Rücksicht  auf  Stand  und  Geburt" 
erinnert179),  sie  läßt  vor  allem  allen  zwanghaft  konstru- 
ierten Zusammenhang  mit  innerlich  unberechtigten  ständi- 
schen Einrichtungen  fallen. 

Aber  gerade  das  hat  der  König  an  , »diesem  ganz  elenden 
Machwerk"  auszusetzen.  In  seinen  Randbemerkungen 180) 
zu  dem  Urentwurf  vermißt  er  vor  allem  das  erbliche  Element 
des  Adels,  aber  auch  Vertretungen  der  Wissenschaft  und 
der  großen  Städte.  Die  zweite  Kammer  will  er  nach  Art 
der  süddeutschen  berufsständisch  gliedern,  und  in  Erinnerung 
an  seine  Lieblingsschöpfung,  den  Vereinigten  Landtag,  will 
er  die  Kammern  Kurien  nennen.  Von  all  dem  aber  kon- 
zedierten ihm  die  Minister  nur  die  Erblichkeit  von  60  Stimmen 
gegenüber  180  gewählten  Mitgliedern.  Jedoch  beschränkt 
die  Regierungsvorlage  das  Ernennungsrecht  des  Königs  auf 
Personen  mit  einem  bestimmten  hohen  Einkommen,  das  auch 
stets  Voraussetzung  für  die  Vererblichkeit  der  Stimme  bleibt. 
Für  die  gewählten  Mitglieder  der  ersten  Kammer  wird  nach 
belgischem  Muster  ein  höheres  Alter  und  Einkommen  ver- 
langt, von  dem  jedoch  zugunsten  der  Mitglieder  der  höheren 
Gerichtshöfe,  der  Akademien  und  der  Oberbürgermeister 
eine  Ausnahme  gemacht  werden  kann. 

Die  so  gestaltete  Volksvertretung  erfährt  jedoch,  wie  die 
ganze  Verfassung,  eine  zum  Teil  einschneidende  Umge- 
staltung 181)  in  der  Kommission  unter  Waldecks  Vorsitz, 

179)  cf.  Bad.  Verf.  §  27;  ähnlich  Württ.  Verf.  §  131.  cf.  oben. 

180)  cf.  Änschütz,  VU.  I,  1.  Anhang. 

181)  Die  mehrfach  geäußerte  Ansicht  ist  falsch,  daß  die 
Kommission  den  Regierungsentwurf  en  bloc  abgelehnt  und  am 
26.  Juli  1848  einen  selbständigen  Entwurf  nach  dem  Muster  der 
belgischen  Verfassung  vorgelegt  hat  (so  z.  B.  v.  Rönne-Zorn  I, 
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welcher  der  Nationalversammlung  die  Beratung  des  Re- 
gierungsentwurfes überweist.  Im  Sinne  der  radikalen  demo- 
kratischen Mehrheit,  zu  deren  bemerkenswertester  Tätig- 
keit die  Beschränkung  der  königlichen  Gewalt  durch  Ein- 
führung des  suspensiven  Vetos  (Art.  55  Kommissionsent- 
wurf) 182)  sowie  später  der  Beschluß  der  Nationalversamm- 
lung, die  Formel  „von  Gottes  Gnaden"  zu  streichen,  gehört, 
soll  die  erste  Kammer,  wie  die  belgische,  nur  aus  gewählten 
Mitgliedern  bestehen,  die  sich  hier  nur  durch  höheres  Alter 
und  längere  Seßhaftigkeit  von  den  Mitgliedern  der  zweiten 
Kammer  unterscheiden  sollen,  dafür  aber  auch  an  Stelle  des 
in  Belgien  geforderten  höheren  Zensus  durch  die  Bezirks- 
und Kreisvertreter  gewählt  werden  sollen,  also  durch  Wahl- 
körper, von  denen  man  höhere  Einsicht  erwarten  kann. 

Dagegen  geht  die  hier  wie  in  der  belgischen  Verfassung 
vor  der  ersten  Kammer  behandelte  Kammer  aus  allgemeinen, 
gleichen,  geheimen  und  indirekten  Wahlen  hervor,  die  nach 
Ablauf  von  zwei  Legislaturperioden  durch  Gesetz  eventuell 
in  direkte  umgewandelt  werden  sollen. 

Doch  kommt  es  gar  nicht  zum  Abschluß  der  Durchbe- 
ratung dieses  Entwurfs  im  Plenum,  da  am  9.  November 
1848  die  Nationalversammlung  wegen  der  den  Mitgliedern 
die  Freiheit  bei  der  Beratung  nehmenden  Unruhen  nach 
Brandenburg  verlegt  und  vertagt  wird,  die  sich  widersetzen- 
den und  in  Berlin  bleibenden  Mitglieder  in  revolutionärer 
Weise  einen  Steuerverweigerungsbeschluß  fassen  und  darauf- 
hin und  ihrer  Beschlußunfähigkeit  wegen  die  in  Brandenburg 
zusammengetretene  rechtmäßige  Nationalversammlung  auf- 
gelöst wird. 

Die  nunmehr  vom  Könige  , »proklamierte"  Verfassung, 
die  sogenannte  oktroyierte  Verfassung  vom  5.  Dezember 

S.  62).  Vielmehr  ist  der  selbst  schon  an  die  belgische  Verfassung 
angelehnte  Ur-  bzw.  Regierungsentwurf  in  der  Kommission  ledig- 
lich artikelweise  durchberaten  und  dabei  freilich  noch  weiter 
im  Sinne  der  radikalen  Mehrheit  verändert  worden.  Darüber  vgl. 
Änschütz,  VU.  I,  S.  41,  42. 

182)  „Entwurf  der  VU.  für  den  preußischen  Staat  mit  Motiven" ; 
s.  Anschütz,  VU.  I,  S.  614  ff. 
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1848,  die  Preußen  in  die  Reihe  der  konstitutionellen  Staaten, 
stellt 183),  will  in  Anlehnung  an  die  Regierungsvorlage  wie 
ganz  besonders  an  den  Kommissionsentwurf,  eine  erste 
Kammer  wie  dieser,  stellt  aber  die  erste  Kammer  voran;  je-; 
doch  ist  noch  das  Element  der  Besonnenheit  bei  der  Wahl 
gestärkt,  indem  auch  die  Provinzialvertreter  wählen.  Dazu 
kommt  noch  eine  längere  Dauer  der  Staatsangehörigkeit 
(fünf  Jahre)  als  Bedingung  der  Wählbarkeit. 

Ins  Leben  getreten  aber  ist  die  erste  Kammer  als  ein 
auf  Grund  indirekter  Zensuswahlen  gewählter  Körper,  wie 
ihm  das  ebenfalls  oktroyierte  Wahlgesetz  vom  5.  Dezember 
1848  vorschreibt,  das  allerdings  nur  als  interimistisches  Ge- 
setz erlassen  wurde,  bis  die  noch  nicht  vorhandenen  Pro- 
vinzial-,  Bezirks-  und  Kreisvertretungen  durch  die  künftige 
Gesetzgebung  geschaffen  sein  würden. 

Was  aber  die  endgültige  Zusammensetzung  der  ersten 
Kammer  anlangt,  so  wird  für  die  in  Art.  116  der  Verfassung 
vorgesehene  Revision  der  Verfassung  auf  dem  Wege  der 
Gesetzgebung  gleich  die  Erwägung  anheimgestellt,  ob  nicht 
nach  der  Regierungsvorlage  vom  Mai  1848  ein  Teil  der 
Mitglieder  der  ersten  Kammer  vom  Könige  zu  ernennen,  und 
ob  nicht  den  Oberbürgermeistern  sowie  den  Vertretern  der 


183)  Änschütz,  VU.  I,  S.  44  ff.;  Arndt,  Pr.  VU.  1911,  S.26ff. 
In  den  Kreisen  der  Demokraten  wollte  man  dieses  Datum  in  obiger 
Bedeutung  nicht  anerkennen,  weil  die  Verfassung  nicht  vereinbart 
sei,  eine  Oktroyierung  nicht  möglich  sei.  Diese  Ansicht  setzt  den 
schwerlich  anzuerkennenden  Begriff  der  von  jeher  vorhandenen, 
nur  schlummernden  Volkssouveränität  voraus.  Tatsächlich  ist  die 
Verfassung  nicht  mehr  oktroyiert  wie  jedes  vorkonstitutionelle  Ge- 
setz. Wenn  man  aber  schon  von  Oktroyieren  sprechen  will,  so 
ist  die  Verfassung  mehr  dem  Könige,  als  vom  Könige  oktroyiert 
durch  seine  Minister  (Brandenburg).  Denn  der  König  wollte  letzten 
Endes  in  Verfolgung  seines  romantischen  Ideals  an  der  Verein- 
barung der  Verfassung  festhalten  und  insbesondere  nicht  den  ihm 
zu  freiheitlichen  Entwurf  genehmigen.  Erst  der  Ehrgeiz  gegenüber 
dem  Deutschen  Bunde,  die  Selbständigkeit  Preußens  als  eines  ge- 
einten Staates  zu  erhalten,  bewog  ihn  zur  Annahme,  v.  Rönne- 
Zorn  I,  S.  135  Anm.  6;   Anschütz,  VU.  I,  S.  48  bff. 
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Universitäten  und  Akademien  ein  Sitz  in  der  ersten  Kammer 
einzuräumen  sei. 

Die  Wahl  zur  zweiten  Kammer  soll  im  wesentlichen, 
nur  mit  einigen  verschärfenden  Bestimmungen,  ebenso  er- 
folgen wie  die  Wahl  zur  Nationalversammlung.  Aber  auch 
hier  gibt  für  die  Revision  die  Verfassung  zu  erwägen,  ob 
nicht  an  Stelle  der  indirketen  Wahl  die  direkte,  an  Stelle 
der  allgemeinen  Wahl  eine  Klasseneinteilung  nach  Stadt 
und  Land  zweckmäßig  treten  möchte. 

Die  nach  der  Verfassung  zusammengetretenen  beiden 
Kammern  werden  am  "26.  2.  1849  vom  Könige  eröffnet. 
Zur  Revision  der  Verfassung  durch  die  vorhandenen  Kam- 
mern, von  denen  die  zweite  keine  feste  Mehrheit  besaß,  so 
daß  die  Beschlüsse  häufig  lediglich  die  Folge  von  Zufällig- 
keiten waren,  kommt  es,  man  möchte  sagen  glücklicherweise, 
nicht,  indem  am  27.  April  1849  die  zweite  Kammer  aufge- 
löst 184)  und  die  erste  vertagt  wird.  Als  nun  in  Ausführung 
der  Art.  67  und  73  und  auf  Grund  des  Art.  105  Abs.  2 
der  oktroyierten  Verfassung  der  König  am  30.  Mai  1849  eine 
neue,  und  zwar  noch  heute  geltende  Wahlordnung  für  die 
zweite  Kammer  erläßt,  die  Demokraten  aber,  weil  sie  dieses 
Gesetz  für  ungültig  halten 185),  sich  an  den  Wahlen  nicht 
beteiligen,  erfolgt  die  Revision  der  Verfassung  in  der  auf  den 
7.  August  1849  berufenen  alten  ersten  und  der  nach  dem 
neuen  Wahlgesetz  neu  gewählten  zweiten  Kammer,  und 
damit  nunmehr  in  zwei  Kammern,  in  denen  das  konservative 

184)  Der  Grund  hierzu  ist  außer  dem  oben  Angeführten  der 
Umstand,  daß  die  zweite  Kammer  die  von  der  deutschen  National- 
versammlung beschlossene  Reichsverfassung  für  verbindlich  und 
die  Fortdauer  des  Belagerungszustandes  in  Berlin  für  ungesetzlich 
erklärt  und  damit  ihre  Befugnisse  überschreitet. 

185)  Weil  sie  nicht  vereinbart  sei  und  die  Wahlen  auch  zu 
spät  anberaumt  worden  seien.  So  auch  Rönne,  4.  Aufl.  I,  S.  44 
Änm.  3.  Sie  übersehen,  daß  die  in  Art.  105  ausgedrückte  Oktroy- 
ierungsbefugnis  damals  ausschließlich  und  einzig  in  das  Königliche 
Ermessen  gestellt  war  und  für  die  Legalität  der  Wahlen  die  zu 
späte  Anberaumung  unerheblich  ist.  cf.  Arndt,  Pr.  VU.  S.  29. 
cf.  Arndt,  Pr.  VU.  S.  27  ff.  Auch  die  nach  Art.  115  nötige  nach- 
trägliche Zustimmung  ist  erfolgt. 
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Element  vorherrscht.  Dementsprechend  wird  auf  dem  Wege 
des  Gesetzes  gegenüber  der  Stellung  des  Königs  in  der 
oktroyierten  Verfassung  seine  Stellung  durch  Ausdehnung 
der  königlichen  Gewalt  und  durch  geringere  Beschränkung 
der  königlichen  Prärogative  verbessert,  zumal  die  Kammern 
noch  von  15  neuen  Propositionen  der  Regierung  13  an- 
nehmen. Und  war  schon  die  zweite  Kammer  in  ihrer  Zu- 
sammensetzung auf  Grund  des  Wahlgesetzes  vom  30.  Mai 
1849  mit  ihrem  Dreiklassenwahlsystem  eine  Volksvertretung, 
in  der  die  einzelnen  Volksschichten  denjenigen  Einfluß  — 
wenigstens  in  einem  gewissen  Grade  —  hatten,  der  zu  ihrer 
wirklichen  Bedeutung  im  Staatsleben  im  richtigen  Verhält- 
nis stand  oder  stehen  sollte  186),  mit  anderen  Worten,  finden 
wir  nunmehr  in  der  zweiten  Kammer  einen  Anklang  an  alte 
Ständevertretungen  und  berufsständische  Einrichtungen,  wie 
sie  die  süddeutschen  Verfassungen  damals  noch  zum  Teil 
zeigten  und  wie  sie  der  König  schon  im  (ersten  Verfassungs- 
entwurf geschaffen  haben  wollte  187),  so  wird  auch  die  Zu- 
sammensetzung der  ersten  Kammer  in  diesem  Sinne  revi- 
diert: das  gewählte  Element  wird  verringert.  Denn  nur 
90  Mitglieder  sollen  durch  die  Höchstbesteuerten  direkt  ge- 
wählt werden,  zu  denen  weitere  30  von  den  Gemeinderäten 
der  größeren  Städte  gewählte  Mitglieder  treten.  Diesem 
Element  des  Volksrechts  —  wenn  man  so  sagen  darf  —  tritt 
aber  nunmehr  bis  zur  gleichen  Stärke  das  Element  des 
Königsrechts  gegenüber,  das  aus  den  Königlichen  Prinzen, 
den  Häuptern  der  ehemals  reichsunmittelbaren  Häuser  und 
der  vom  Könige  mit  dem  erblichen  Mitgliedschaftsrecht  aus- 
zustattenden Familien,  sowie  aus  vom  Könige  auf  Lebens- 
zeit ernannten  Mitgliedern  bestehen  soll.  Diese  in  Art. 
65 — 68  der  am  31.  1.  1850  vom  Könige  vollzogenen  und 
publizierten,  noch  heute  geltenden  Verfassung  bestimmte 


186)  Damit  begründet  auch  das  Staatsministerium  das  Auf- 
geben des  gleichen  und  des  geheimen  Wahlrechts,  cf.  v.  Rönne- 
Zorn  I,  S.  67  Anm.  3. 

187)  cf.  oben  S.  89. 
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Gestalt  sollte  die  Kammer  erst  am  7.  August  1852  an- 
nehmen. Bis  dahin  blieb  es  bei  der  alten  Form. 

Aber  dieses  neue,  zwar  zur  Versöhnung  von  Links  und 
Rechts  gedachte  Gebilde  trug  durch  seine  so  gar  nicht 
homogene  Zusammensetzung  eine  beständige  Spaltung  des 
Hauses  und  damit  seine  Arbeitsunfähigkeit  in  sich.  Deshalb 
hob  das  Gesetz  betreffend  die  Bildung  der  ersten  Kammer 
vom  7.  5.  1853  die  Art.  65 — 68  der  Verfassungsurkunde 
auf  und  verlangte  die  Bildung  der  ersten  Kammer  durch 
königliche  Anordnung  aus  dem  einheitlichen  Element  der 
durch  den  König  erblich  oder  auf  Lebenszeit  Berufenen. 

Dem  kam  die  Verordnung  wegen  Bildung  der  ersten 
Kammer  vom  12.  10.  1854  nach:  Das  Element  des  Königs- 
rechts bleibt  bestehen  und  wird  noch  erweitert  (§§  1 — 3  der 
Verordnung).  Das  Element  des  Volksrechts,  die  Gewählten, 
wird  ersetzt  durch  , .präsentierte"  Mitglieder  der  evange- 
lischen Stifter,  der  Provinzialverbände  der  auf  Rittergütern 
sitzenden  Grafen  und  der  Verbände  der  durch  ausgebreiteten 
Familienbesitz  ausgezeichneten  und  besonders  bestimmten 
Geschlechter,  des  alten  und  befestigten  Grundbesitzes,  der 
Universitäten  und  der  mit  diesem  Rechte  ausgezeichneten 
Städte  (§  4  der  Verordnung). 

Die,  wenn  auch  präsentierten,  so  doch  vom  Könige 
immer  noch  zu  berufenden  Mitglieder  verlieren  ihre  Mitglied- 
schaft mit  dem  Wegfall  ihrer  Präsentationsfähigkeit.  Das 
widerspricht  aber  der  Verfassungsbestimmung,  die  nur  erb- 
liche oder  lebenslängliche  Mitgliedschaft  kennt,  ebensowenig 
wie  das  Ausscheiden  der  erblichen  Mitglieder,  z.  B.  durch 
Verlust  der  Ehrenrechte.  Denn  die  ,, lebenslängliche"  Be- 
rufung bedeutet  nur  den  Gegensatz  zurBurufung  auf  Zeit188). 
Zweifelhaft  steht  es  nur  mit  den  auf  Zeit  gewählten  Magi- 
stratsmitgliedern. 


188)  cf.  Meyer-Änschütz,  S.  306;  entgegengesetzter  Ansicht 
sind  z.  B.  Rönne,  Pr.  Staatsr.  I,  S.  205  Nr.  7  u.  S.  215  Nr.  1; 
H.  Schulze,  Pr.  Staatsr.  §  159  Änm.;  Konst.Rössler,  Stud.,  2.  Äbt. 
S.  23  ff. 
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So  hat  denn  Preußen  abschließend  eine  erste  Kammer, 
wie  sie  dem  ständischen  Ideal  des  Königs  am  nächsten  kam 
und  damals  wenigstens,  wenn  man  von  den  lediglich 
Feudalcharakter  zeigenden  Gruppen  des  §  3  Nr.  2  und  des 
§  4  Nr.  1 — 3  absieht,  den  wirtschaftlichen  wie  politischen 
Verhältnissen  in  Preußen  immer  noch  besser  entsprach  189) 
als  das  belgische  System,  das,  so  gut  es  für  das  dichtbe- 
völkerte Industrieland  Belgien  mit  seiner  Herrschaft  der 
Mittelklasse  paßte,  ebensowenig  für  das  vorwiegend  agrari- 
sche Preußen  geeignet  war.  Zudem  war  die  alte  ständische 
Gesellschaft  in  Deutschland  viel  fester  gewurzelt  gewesen 
als  in  den  romanischen  Staaten,  was  ja  auch  die  Geschichte 
der  anderen  deutschen  Zweikammerstaaten  zeigt;  und  jenen 
politischen  Ädel,  der  unter  der  absoluten  Monarchie  den 
Staat  mit  geschaffen  hatte,  konnte  man  nicht  einfach  in  den 
Mittelklassen  aufgehen  lassen,  aber  nicht  bloß  aus  ,, histo- 
rischer Pietät",  obwohl  dieser  Charakterzug  Preußens  Politik 
ständig  ausgezeichnet  hat190),  sondern  weil  er  der  Träger 
der  Überlieferung  war.  Zudem  sind  in  der  ersten  Kammer 
die  Wissenschaft  und  die  Städte  berücksichtigt;  die  Industrie 
kann  und  muß  unter  den  Männern  des  besonderen  Ver- 
trauens untergebracht  werden.  Auch  kann  diese  erste 
Kammer  Rückgrat  haben,  denn  eine  direkte  Beeinflussung 
seitens  des  Königs  ist  nicht  möglich,  außer  der,  bei  der 
Berufung  darauf  zu  achten,  daß  ein  gemäßigtes  Element  die 
erste  Kammer  bildet  gegenüber  der  in  der  zweiten  Kammer 
eher  zum  Ausbruch  kommenden  politischen  Leidenschaft. 

Entsprechend  dem  deutschen  Gedanken  bei  der  Kammer- 
bildung wurde  denn  auch  durch  Gesetz  vom  30.  Mai  1855 
die  Bezeichnung  , »Kammer",  weil  , »französisch  und  deshalb 


189)  cf.  Bornhak,  Pr.  Staats-  u.  Rechtsgesch.,  S.  466  ff.;  ein 
Gutachten  aus  der  Kampfzeit  ist  E.  Th.  Gaupp,  Über  die  Bildung 
der  ersten  Kammer  in  Preußen  u.  d.  Stellung  des  Ädels  in  der 
Gegenwart  überhaupt,  Breslau  1852.  cf.  dazu  II.  Teil. 

190)  Treitschke,  Der  erste  Verfassungskampf  in  Preußen  (Pr. 
Jahrb.  1872),  S.  313  ff.,  409  ff. 
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eine  spezifische  Nebenbedeutung  habend"  191),  ersetzt  durch 
die  Bezeichnung  Herrenhaus,  die  freilich  nicht  glücklich  ge- 
wählt ist,  und  durch  die  Bezeichnung  Haus  der  Abgeord- 
neten. Die  von  der  Regierung  vorgeschlagene  gemeinsame 
Benennung  „Allgemeiner  Landtag"  dagegen  findet  nicht  die 
Billigung  der  zweiten  Kammer,  weil  diese  Bezeichnung  „leicht 
als  ein  versuchsweiser  Anfang  materieller  Umgestaltung  der 
durch  die  Verfassungsurkunde  geordneten  Landesvertretung 
angesehen  werden  könne".  Eine  verfassungsmäßige  Kollek- 
tivbezeichnung besteht  auch  heute  noch  nicht.  Jedoch  hat 
der  Ausdruck  „die  beiden  Häuser  des  Landtages"  damals 
schon  seinen  Weg  in  die  Sitzungsprotokolle  genommen. 

Wie  ihrem  Äußeren  nach  die  preußischen  Kammern  im 
wesentlichen  den  süddeutschen  gleichen,  vor  allem  die  erste 
mit  den  süddeutschen  ersten  Kammern  den  deutschen  Typ 
erster  Kammern  bildet,  so  haben  die  preußischen  Kammern 
auch  im  Verfassungsbau  dieselbe  Stellung  wie  die  süd- 
deutschen, nicht  erst  als  Frucht  langer  Emanzipationskämpfe 
von  den  politischen  Alp  der  belgischen  Verfassung,  sondern, 
abgesehen  von  einigen  Schwankungen,  von  Anfang  an192): 
sie  sind  nicht  die  Vertretung  des  souveränen  Volkes,  sondern 
nur  Teilnehmer  an  den  Rechten  des  souveränen  Königs,  so- 
weit er  ihnen  solche  in  der  Verfassung  konzediert  hat. 

7.  Abschnitt. 

Rückblick  auf  die  geschichtliche  Entwickelung  unter  Berück- 
sichtigung der  neuesten  Verfassungen. 

Überblicken  wir  die  Geschichte,  so  sehen  wir  das  Zwei- 
kammersystem, nachdem  es  sich  in  England  aus  den  politi- 

191)  cf.  die  Verhandlungen  über  die  Änderungen  bei  v.  Rönne- 
Zorn  I,  S.  270  Änm.  2:  Beratung  des  Ges.-Entw.  betr.  die  Ab- 
änderung der  Verf.-Urk.  in  Ansehung  der  Benennung  der  Kammern 
usw.  (Drucks,  der  I.  Kammer  1854/55  Bd.  I,  Nr.  23  und  der 
II.  Kammer  Bd.  I,  Nr.  19;  desgl.  Stenogr.  Berichte  der  I.  Kammer 
Bd.  II  S.  219  und  der  II.  Kammer  Bd.  III  S.  107.) 

^92)  Die  Art.  25  und  78  der  belgischen  Verfassung  (Volks- 
souveränität) fehlen  von  Anfang  an  in  den  Verfassungsentwürfen 
(cf.  Arndt,  Pr.  VU.  S.  34  ff.). 
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sehen  Verhältnissen  heraus  entwickelt  hat,  einen  Siegeszug 
gehen  durch  alle  Verfassungen  der  größeren  Staaten,  so 
verschieden  auch  die  einzelnen  Verfassungen  sein  mögen. 

Wir  finden  es  in  der  neuen  Staatsform  der  Demokratie 
Amerikas  und  des  revolutionären  Frankreichs  und  seiner 
Nachbeter,  wir  sehen  es  aber  auch  in  der  Monarchie  mit  der 
konstitutionellen  Beschränkung,  wie  sie  die  Charte  von  1814 
zum  ersten  Male  zeigt  und  wie  sie  in  den  deutschen  Staaten 
zum  Typ  geworden  ist.  Wir  sehen  es  so  an  Bedeutung 
wachsen,  das  es  die  Monarchie  zum  Schein  macht;  wir 
finden  es  andererseits,  wenn  auch  nur  als  leere  Formel,  aber 
doch  etwas,  was  nicht  einfach  beiseite  zu  setzen  ist,  unter 
dem  Cäsarismus  der  Napoleone.  Ist  es  vielfach  nur  als  poli- 
tisches Dogma  übernommen,  so  ist  es  doch  dessenungeachtet 
fast  immer  die  passendste  Form  für  die  innerpolitischen 
Verhältnisse.  Und  wo  politische  Leidenschaft  das  verkannte, 
kehrt  bald,  wie  in  Frankreich,  die  Einsicht  ein. 

Es  scheint  also,  nach  der  Geschichte  zu  urteilen,  das 
Zweikammersystem  d  a  s  System  einer  Volksvertretung  sein 
zu  müssen.  Um  so  auffallender  muß  es  deshalb  scheinen, 
daß  das  große,  neue  Deutsche  Reich  nur  eine  einkammerige 
Volksvertretung  schuf.  Dabei  war  das  Zweikammersystem 
in  früheren  deutschen  Verfassungsentwürfen  vorgesehen,  so 
in  dem  oben  erwähnten  Stein-Hardenberg'schen  Entwurf 
von  1814,  sodann  wieder  in  der  Verfassung  des  Deutschen 
Reiches  vom  28.  3.  1849  und  der  Erfurter  Unionsverfassung 
aus  dem  Jahre  1850  193),  in  diesen  beiden  freilich  die  erste 
Kammer  in  der  Form  des  Staatenhauses  mit  nur  zur  Hälfte 
von  den  Einzellandtagen  gewählten,  zur  anderen  Hälfte  von 
den  Regierungen  entsandten  Mitgliedern,  also  eigentlich 
keiner  ersten  Kammer  im  Sinne  kontinentaler  Verfassungen. 

Der  aus  demselben  Jahre  (27.  2.  1850)  stammende  Ver- 
fassungsentwurf von  Bayern,  Württemberg  und  Sachsen 
und  die  nach  der  Reaktivierung  des  alten  Bundestages  ent- 
stehenden Entwürfe  sehen  wieder  nur  eine  Kammer  neben 


)  cf.  Meyer-Änschütz,  §§  59—64,  67—68. 
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der  Bundesregierung,  Bundesversammlung  oder  dem  Bun- 
destage vor,  ebenso  die  preußischen  Grundzüge  einer  neuen 
Verfassung  vom  10.  Juli  1866  194). 

Diesem  Entwurf  schließt  sich  die  Verfassung  des  Nord- 
deutschen Bundes  vom  1.  Juli  1867  an.  Deshalb  kennt  auch 
sie  nur  eine  einkammerige  Volksvertretung,  den  Reichstag. 

Durch  Übernahme  dieser  Verfassung  zusammen  mit  den 
Novemberverträgen  als  Verfassung  des  Deutschen  Reiches 
bekommt  das  Reich  in  seinem  Reichstage  eine  einkammerige 
Volksvertretung,  die  vom  deutschen  Volke,  nicht  den  Einzel- 
staaten als  solchen  gewählt  wird,  mit  einem  allgemeinen, 
fast  unbeschränkten  Wahlrecht  (Ges.  vom  31.  5.  1869)  und 
einer  weiten  Kompetenz.  Außer  dieser  ,, ihrem  Begriff  und 
Wesen  und  ihrer  Stellung  im  Verfassungsbau  nach  sich  von 
anderen  Volksvertretungen,  Parlamenten,  Kammern,  Land- 
tagen sich  nicht  unterscheidenden"  195)  Versammlung  ist  bei 
der  Gesetzgebung  im  Reiche  nun  freilich  noch  eine  andere 
Versammlung,  der  Bundesrat,  beteiligt 196).  Tatsächlich  leistet 
er  so  im  Reiche  ähnliche  Dienste,  wie  sie  ein  Oberhaus  zu 
leisten  vermag 197),  in  seiner  Eigenschaft  als  Organ  des 
Reiches. 

Aber  er  ist  das  souveräne  Organ  des  Reiches,  und 
nicht  nur  das,  er  dient  auch  dazu,  die  Mitgliedschaftsrechte 
der  einzelnen  Bundesstaaten  geltend  zu  machen.  In  dieser 
seiner  Doppelnatur 198)  ist  er  nicht  das  unklare,  aber  noch 
Parlamentscharakter  zeigende  Gebilde  der  Staatenhäuser  des 
nordamerikanischen  Senates  oder  noch  mehr  des  schweize- 
rischen Ständerates 199).  Er  steht  vielmehr  ,,zu  jeder  Art 
von  parlamentarischer  Körperschaft  in  schroffem  Gegensatz; 
denn  die  Mitglieder  des  Bundesrates  stimmen  nicht  nach 

194)  Sie  stellen  den  ersten  artikulierten,  von  Bismarck  ver- 
faßten Entwurf  der  Verfassung  des  Deutschen  Reiches  dar. 

195)  Laband,  Staatsr.  I,  S.  269  ff. 

196)  Art.  5,  RV. 

197)  Dambitsch,  S.  194  ff. 

198)  Laband,  Staatsr.  I,  S.  233.  Brie  in  Grünhuts  Ztschr. 
Bd.  11,  S.  140  Nr.  136. 

199)  cf.  oben  S.  61. 
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freier,  individueller  Überzeugung,  sondern  nach  den  ihnen 
erteilten  Instruktionen  und  sind  ihrer  Regierung  verantwort- 
lich für  ihr  Verhalten  im  Bundesrat"  200).  So  paßt  er  seinem 
juristischen  Wiesen  nach  durchaus  nicht  in  die  doktrinäre 
Form  der  konstitutionellen  Monarchie,  ebensowenig  aber 
auch  zu  der  früher  herrschenden  Theorie  des  Bundesstaates. 
Er  ist  vielmehr  etwas  ganz  neues.  Aber  er  ist  nicht  „bei  der 
Gründung  des  Norddeutschen  Bundes  erst  erdacht  und  er- 
funden worden,  sondern  gleichsam  von  selbst  entstanden, 
historisch  gegeben  gewesen". 

Ist  so  der  Bundesrat  mit  einem  Oberhause  oder  Staaten- 
hause seinfem  Wesen  nach  nicht  zu  vergleichen 201),  so  ist 
doch  der  faktisch  erzielte  Erfolg  seiner  Tätigkeit,  speziell 
bei  der  Gesetzgebung,  der  eines  Oberhauses.  Hätte  man  da- 
her neben  dem  so  gestalteten  Bundesrate  noch  eine  zwei- 
kammerige  Volksvertretung  eingeführt,  so  hätte  man  nur  die 
Gesetzgebungsmaschinerie  unnötig  schwerfällig  gemacht,  ganz 
abgesehen  davon,  daß  bei  der  Verschiedenheit  der  politischen 
Anschauungen  innerhalb  der  einzelnen  deutschen  Staaten  die 
Schwierigkeit  der  Zusammensetzung  einer  ersten  Kammer 
kaum  glücklich  gelöst  worden  wäre  202). 

Ähnlich  sehen  wir  so  auch  in  Elsaß-Lothringen,  solange 
es  noch  nicht  seine  jetzige  Verfassung  hatte,  also  der  Bun- 
desrat durch  sein  Mitwirken  an  der  Bundesgesetzgebung, 
der  eigentlichen  wie  der  Finanzgesetzgebung,  eine  praktische 


200)  Laband,  Staatsr.  I,  S.  233  ff. 

201)  Als  solcher  wird  er  hingestellt  durch  August  Winter,  Der 
Bundesrat  und  die  Reichsoberhausfrage  (Tübingen  1872),  S.  58  ff. 
und  in  ähnlicher  Weise  bei  Kliemke,  Die  staatsrechtl.  Nat.  u.  Stell, 
d.  Bundesrats,  S.  32  ff. 

202)  Das  Fehlen  des  sachlichen  Bedürfnisses  für  ein  Ober- 
haus bei  dem  Vorhandensein  des  Bundesrates,  sowie  die  durch 
Schaffung  eines  Oberhauses  eintretende  Kompliziertheit  des  Reichs- 
organismus sind  auch  die  hauptsächlichsten  Gründe,  die  Fürst 
Bismarck  in  der  Sitzung  des  konst.  Reichstages  vom  28.  3.  1867, 
Sten.  Ber.  430,  für  das  Fehlen  eines  Oberhauses  geltend  macht, 
cf.  Dambitsch,  S.  194. 
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Erschwerung  der  Landesgesetzgebung  bildete,  nur  eine 
Kammer,  den  Landesausschuß  203). 

Als  jedoch  mit  dem  Verfassungsgesetz  vom  31.  5.  1911 
Elsaß-Lothringen  dem  Reiche  gegenüber  in  der  Landesge- 
setzgebung freier  gestellt  wurde,  da  wurde  in  den  Reichs- 
landen mit  dem  ,, Landtage"  204)  das  Zweikammersystem  ein- 
geführt, indem  neben  die  als  Nachfolgerin  des  Landesaus- 
schusses erscheinende  ,, erste  Kammer"  eine  , »zweite  Kammer" 
als  Ersatz  des  als  Gesetzgebungsfaktor  in  Wegfall  gekomme- 
nen Bundesrates  gesetzt  wird.  Dabei  hat  die  erste  Kammer 
bei  der  Besonderheit  der  Verhältnisse  in  den  Reichslanden 
den  ausgesprochenen  Zweck,  ein  Gegengewicht  gegen  die 
der  Reichspolitik  etwa  abträglichen  Strömungen  der  zweiten 
Kammer  zu  bilden.  Gleichzeitig  bedeutet  sie  für  deutsche 
Verhältnisse  den  Versuch  einer  neuen  Gestaltung  einer  ersten 
Kammer,  indem  in  der  starken  Kategorie  der  von  Körper- 
schaften gewählten  Mitglieder  nicht  nur  die  Handwerker 
vertreten  sind,  sondern  auch  für  den  Arbeiterstand  eine  Ver- 
tretung vorgesehen  ist  (Verf.  §  6  Abs.  2)  205). 

Weder  die  neueste  Zeit  noch  die  Gründungszeit  zeigt  so 
in  den  deutschen  Landen  eine  grundsätzliche  Abkehr  vom 
Zweikammersystem,  ebensowenig  aber  auch  sonst  auf  der 
Welt.  Selbst  der  absolutistischste  Staat  Europas,  Rußland, 
hat  mit  seinem  Übergange  zum  Konstitutionalismus  in  den 
Kammern  des  Reichsrates  und  der  Reichsduma  das  Zwei- 
kammersystem zur  Geltung  gebracht  206). 


203)  Fischbach,  S.  6— R 

204)  Fischbach,  S.  108  ff. 

205)  Außer  der  erwähnten  zweiten  Kategorie  besteht  die  erste 
Kammer  aus  der  ersten  Kategorie  der  kraft  ihres  Amtes  Sitz  und 
Stimme  habenden  Mitglieder  und  der  dritten  Kategorie  der  vom 
Kaiser  auf  Vorschlag  des  Bundesrates  ernannten  Mitglieder. 

206)  Russ.  Staatsgrundgesetz  vom  23.  4.  (6.  5.)  1906  Art.  7: 
Se.  Majestät  der  Kaiser  übt  die  gesetzgebende  Gewalt  gemein- 
schaftlich mit  dem  Reichsrat  und  der  Reichsduma  aus.  cf.  Aron- 
Steinberg,  Das  Zweikammersystem  und  seine  Gestaltung  im  russ. 
Reiche. 
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II.  Teil: 

Das  Wesen  des  Zweikammersystems. 

Das  Zweikammersystem  ist,  wie  wir  gesehen  haben,  die 
verbreitetste  Form  der  Volksvertretung.  Beide  Kammern  sind 
in  demselben  Maße,  selbst  da,  wo  die  erste  Kammer  aristo- 
kratisch organisiert  ist,  nach  den  ausdrücklichen  Bestimmun- 
gen der  Verfassungen  207),  Vertretungen  des  ganzen  Volkes, 
freilich  nicht  nach  dem  privatrechtlichen  Maßstabe  des  Auf- 
trags oder  der  Vollmacht  zu  bemessen  208).  Sie  sind  viel- 
mehr Vertreter  im  staatsrechtlichen  Sinne,  d.  h.  ihre  Willens- 
erklärung bedeutet  den  Willen  der  an  und  für  sich  staats- 
rechtlich handlungsunfähigen  Gesamtheit  der  Staatsbürger, 
wie  das  der  Ausdruck  Repräsentanten  auch  besser  wieder- 
gibt und  wie  es  am  klarsten  in  den  parlamentarisch  regierten 
Staaten  zum  Ausdruck  kommt. 

Diese  Volksvertretung  ist  rechtlich  als  Organ  des  Staates 
anzusehen,  und  zwar  auch  in  den  monarchischen  Staaten, 
da  sie  in  diesen  für  die  Willensbildung  des  Staates,  wenn 
auch  nicht  das  alleinige,  so  doch  ein  notwendiges  Element 
ist  209). 

Da  dieses  Element  in  den  meisten  Staaten  in  zwei 
Kammern  geteilt  ist,  von  denen  die  eine  so  gut  das  Volk  re- 
präsentiert wie  die  andere,  muß  jede  Kammer  auch  grund- 
sätzlich gleiche  Rechte  haben.  Das  hindert  freilich  nicht,  der 
jeweils  auf  breiterer  Grundlage  ruhenden  Kammer  speziell 
in  finanzpolitischer  Hinsicht  und  auch  sonst  (z.  B.  Minister- 

207)  cf.  z.  B.  Art.  83,  Pr.  VU.  Vgl.  auch  den  Eid  der  Kammer- 
mitglieder in  der  bayr.  Verf.  v.  1818.  cf.  S.  74  Anm.  142  d.  Arbeit. 

208)  Bornhak,  Pr.  Staatsr.  I,  S.  386  ff.;  H.  Schulze,  Pr.  Staats- 
recht I,  S.  564  ff. 

209)  Meyer- Anschütz,  S.  297  Anm.  5  gegen  Rieker,  Die  recht- 
liche Natur  der  modernen  Volksvertretung,  Leipzig  1893. 
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anklage)  gewisse  Vorrechte  zu  gewähren.  Andererseits  kann 
aber,  da  die  Meinung  der  Kammern  der  Verfassung  nach  die 
Meinung  des  ganzen  Volkes  darstellen  soll,  grundsätzlich 
auch  nur  der  übereinstimmende  Wille  beider  Kammern  staats- 
rechtliche Bedeutung  haben. 

Wozu  da  also  überhaupt  die  eigentlich  doch  widersinnig 
erscheinende  Teilung  der  Volksvertretung  in  zwei  Kammern? 

Zunächst  aus  einem  inneren,  die  Aufgaben  der  Volks- 
vertretung betreffenden  Grunde 210),  demselben  Grunde,  der 
auch  für  richterliche  Urteile  den  Instanzenweg  geschaffen 
hat:  wie  es  nämlich  schon  allgemein  ein  Unterschied  ist,  ob 
eime  Versammlung  20  Redner  oder  zwei  Versammlungen 
je  10  Redner  hören,  so  bietet  noch  die  Durchberatung  der- 
selben Materie  von  zwei  kleineren  Körperschaften  für  eine 
eingehende,  reiflich  überlegte  Behandlung  eine  bessere  Bürg- 
schaft als  in  einer,  dann  notwendig  um  so  größeren  Ver- 
sammlung, die  noch  dazu  leicht  von  einem  bestimmten  Per- 
sonenkreis beherrscht  werden  kann.  Außerdem  wird  da- 
durch, daß  man  überall  die  eine  Kammer  aus  Elementen  zu- 
sammensetzt, die  ein  reiferes  oder  wenigstens  ruhigeres 
Urteil  —  ganz  gleich,  ob  der  Geburt  oder  des  Besitzes  oder 
der  Verdienste  um  den  Staat  oder  des  Alters  wegen  —  er- 
warten lassen,  den  oft  zu  radikalen  Beschlüssen  der  durch 
mehr  oder  weniger  weite  Wahlen  zustande  gekommenen 
anderen  Kammer  ein  mäßigendes  Element  entgegengesetzt. 

Außer  diesen  durch  ihre  Negierung  in  der  großen  und  der 
Februar-Revolution  in  Frankreich  in  ihrer  Berechtigung  er- 
wiesenen, sowohl  rechts  als  links  anerkannten  inneren  Grün- 
den führen  allgemein  politische  Gesichtspunkte  zur  Zwei- 
teilung der  Volksvertretung,  die  außerhalb  der  Kammern 
liegen  und  auch  im  Widerstreite  von  Rechts  und  Links  stehen. 

Das  Entstehen  der  Zweiteilung  ist  begründet  durch  den 
historischen  Gegensatz  von  Herrschafts-  und  gemeiner,  d.h. 

210)  Bornhak,  Die  Entwickelung  der  konstitutionellen  Theorie 
(ZStW.  Bd.  51,  S.  616);  Konst.  Rössler,  Studien,  2.  Abteil.  S.20ff. 
C.  G.  Kries,  Weshalb  wollen  wir  zwei  Kammern  und  wie  sind 
dieselben  zu  bilden?  Breslau  1848. 
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nicht  herrschaftlicher  Stellung 2l1).  So  ist  die  natürliche  Form 
für  eine  erste  Kammer  eine  Äristokratenkammer  für  die 
Staaten,  die  an  die  Geschichte  anknüpfen  können,  wie  die 
deutschen  Staaten.  Das  gilt  auch  heute  noch,  wo  der  Adel 
freilich  keineswegs  mehr  die  Bedeutung  hat,  die  er  für  das 
Werden  des  Staates  gehabt  hat.  Deshalb  würde  auch  die  Er- 
innerung daran  allein  heute  nicht  die  Berechtigung  geben, 
dem  Adel  einen  Platz  in  der  ersten  Kammer  einzuräumen, 
wenn  er  nicht  durch  seine  Traditionen,  seinen  Grundbesitz, 
sein  trotz  aller  demokratischen  Anschauungen  nun  einmal 
nicht  wegzuleugnendes  Ansehen  im  Volke  —  was  alles  eine 
Art  herrschaftliches,  selbständiges  Element  schafft  —  ge- 
eignet wäre,  das  durch  die  erste  Kammer  zu  gewährleistende 
Element  der  Ruhe  und  Besonnenheit,  die  Herrenkammer,  zu 
bilden,  die,  wie  Freiherr  von  Stein  1816  in  einem  Aufsatze 
ausführt212),  abgesehen  davon,  „daß  sie  aus  der  Geschichte 
der  Nation  hervorgehe,  der  Ständeversammlung  Würde  und 
Stetigkeit,  dem  Regenten  Sicherheit  verschaffe  und  als  ver- 
mittelnde Anstalt  zwischen  Regierung  und  Volk  dastehe". 
Freilich  kann  der  Adel  und  Grundbesitz  nicht  allein  die  erste 
Kammer  bilden.  Denn  auch  außerhalb  des  Geburtsadels  und 
des  Grundbesitzes  gibt  es,  nach  den  heutigen  Wirtschafts- 
verhältnissen, ein  Element,  das  nach  obigen  Grundsätzen  in 
die  erste  Kammer  gehört,  die  Aristokratie  der  Beamtenschaft, 
der  Wissenschaft  und  Kunst  und  der  Industrie.  Und  wachsen 
auch  noch  außerhalb  von  diesen  geeignete  Persönlichkeiten 
heran,  sei  es  selbst  im  Handwerker-  oder  Arbeiterstande, 
so  gibt  die  Berufung  durch  den  König  immer  noch  Gelegen- 
heit, sie  den  Besten  der  Nation  zuzugesellen. 

Wo  freilich  der  Adel  keinen  Rückhalt  im  Volke  hat,  in 
einem  demokratischen  Staate,  würde  ein  aristokratisches 
Oberhaus  nur  historische  Bedeutung  haben,  wie  das  die  an 
allen  Experimenten  reiche  Geschichte  Frankreichs  mit  der 


211)  Stahl,  Philosophie  des  Rechts,  II,  2,  §§  119,  120. 

212)  Pertz,  Leben  Steins  V,  S.  38.  Den  Gedanken  der  ver- 
mittelnden Stellung  des  Adels  haben  wir  auch  bei  B.  Constant 
gesehen,  cf.  oben. 
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Charte  von  1814  zeigt.  Diese  Staaten  müssen  nach  einem 
Ersatzelement  suchen.  Denn  daß  in  nur  einer  Wahlkammer 
nur  zu  leicht  bei  dem  vagen  Spiel  der  Wahlen  nicht  alle 
Volkskräfte  vertreten  sein  können,  die  eine  Volksvertretung 
nun  einmal  umfassen  muß,  wenn  sie  eben  eine  Volksver- 
tretung sein  will,  wissen  die  Demokraten  am  besten 213). 
Das  Gegebene  wäre  für  die  erste  Kammer  dieser  Staaten 
die  oben  gezeichnete  Geistes-  und  Wirtschaftsaristokratie, 
die  allerdings  durch  das  Fehlen  von  Berufungen  durch  einen 
Monarchen  nicht  das  ganze  in  Betracht  kommende  Element 
umfassen  würde,  daneben  allenfalls  Vertreter,  die  aus  be- 
sonders erschwerten  indirekten  Wahlen  hervorgehen  derart, 
daß  sie  von  einem  selbst  schon  erlesenen  Element  gewählt 
werden,  sei  es,  daß  dieses  Element  von  den  Volksver- 
tretungen der  Einzelstaaten  dargestellt  wird,  wie  dies  in  den 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  und,  wenigstens  teilweise, 
in  der  Schweiz  der  Fall  ist,  sei  es,  daß  dieses  Element  die 
Selbstverwaltungskörper  eines  Landes  bilden,  wie  wir  es  in 
gewissem  Sinne  in  Frankreich  finden.  Für  die  meisten  demo- 
kratischen Staaten  aber  ergibt  sich  tatsächlich  leider,  daß 
die  nur  bange  Angst  vor  jeglicher,  wenigstens  offenkundiger 
Aristokratie  schaffende  unselige    demokratische  Idee  der 
Gleichheit,  die  es  nun  doch  einmal  im  Leben  nicht  gibt  und 
geben  wird,  die  demokratischen  Staaten  eine  erste  Kammer 
hat  schaffen  lassen,  in  der,  abgesehen  vom  Beamtenelement, 
die  durch  erschwerte  Wahl,  höheres  Alter  und  vor  allem 
höheren  Zensus  gezeichneten  Mitglieder  nur  ein  kümmer- 
liches Surrogat  für  das  eigentliche  erste  Kammerelement 
bilden,  zumal  gerade  der  jetzige  Weltkrieg  zeigt,  was  für 
Elemente  zu  einem  hohen  Zensus  gelangen  können.  Dazu 
fehlt  diesen  ersten  Kammern  gerade  die  ,, ehrliche  Verschie- 
denheit" von  der  zweiten  Kammer,  die  nötig  ist,  um,  wie 
wir  es  brauchen,  „zwei  Häuser  zu  haben,  welche  Antrieb 
und  Stetigkeit,  Fortschritt  und  Erhaltung,  Neuerung  und  An- 

213)  Darüber  vergl.  die  auf  demokratischer  Grundlage  von 
1848  geschriebene  Schrift  von  Kries,  Weshalb  wollen  wir  zwei 
Kammern  usw.,  S.  15/16. 
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hänglichkeit  an  das  Bestehende,  die  steten  Grundbestand- 
teile aller  Gesittung  darstellen" 214). 

Mit  dem  Gesagten  soll  keine  Theorie  der  besten  ersten 
Kammer  aufgestellt  sein,  was  töricht  erscheinen  müßte.  Es 
soll  nur  gegen  die  Erhebung  der  „Wahl-Ersten-Kammer"  als 
des  vollkommenen  Ausdruckes  eines  freiheitlichen  Volks- 
lebens Stellung  genommen  sein,  nur  gesagt  sein,  daß 
die  deutsche,  speziell  preußische  erste  Kammer,  wenn 
auch  nicht  in  nicht  mehr  verbesserungsmög- 
licher215), so  doch  selbst  von  Demokraten  anzuerkennen- 
der Weise  und  besser  als  deren  Ideal  der  Wahl-Ersten- 
Kammer  dem  ,, allgemeinen  Postulat  für  eine  Volksvertretung, 
nämlich  alle  vorhandenen  berechtigten  Lebenskreise,  Kräfte 
und  Richtungen  des  Volkes  zum  Ausdruck  und  zur  Geltung 
zu  bringen,  und  zwar  in  dem  Maße,  als  sie  von  Bedeutung 
sind  für  die  im  Staate  zusammengefaßte  volkstümliche  Ge- 
samtexistenz", entgegenkommt  in  Verbindung  mit  ihrer  zwei- 
ten (Wahl-)Kammer,  wozu  auch  wieder  nicht  das  demo- 
kratische Ideal  des  allgemeinen,  gleichen  Wahlrechts  das 
geeignetste  Mittel  ist,  das  Wahlrecht,  das  „der  rohen  und 

214)  Franz  Lieber  in  seinem  Werke  über  „Bürgerliche  Freiheit 
und  Selbstverwaltung"  S.  163—69;  zit.  nach  Schulze,  Pr.  Staats- 
recht I,  S.  573. 

215)  Der  Ä.  H.  E.  vom  7.  4.  1917  zur  „Neuorientierung"  kündigt 
eine  solche  Verbesserung  an:  „Das  Herrenhaus  wird  aber  den  ge- 
waltigen Anforderungen  der  kommenden  Zeit  besser  gerecht  wer- 
den können,  wenn  es  in  weiterem  und  gleichmäßigerem  Umfange 
als  bisher  aus  den  verschiedenen  Kreisen  und  Berufen  des  Volkes 
führende,  durch  die  Achtung  der  Mitbürger  ausgezeichnete  Männer 
in  seiner  Mitte  vereinigt".  Diese  Ergänzung  könnte,  wie  oben  ge- 
sagt, durch  ausgedehntere  Berufungen  durch  den  König  ge- 
schehen ohne  einschneidende  gesetzliche  Veränderungen.  Kommen 
wird  wohl  aber  eine  gesetzliche  Erneuerung,  die  ja  auch,  um  die 
Möglichkeit  des  Pairsschubs  zu  beseitigen,  nur  zu  begrüßen  wäre. 
Als  Vorbild  für  die  Ergänzung  könnte  die  oktroyierte  Verfassung 
(cf.  S.  90  ff.)  und  die  von  Elsaß-Lothringen  (S.  100)  gelten,  indem 
man  Selbstverwaltungskörpern  und  berufständischen  Körperschaf- 
ten mehr  als  bisher  das  Präsentationsrecht  gibt.  Ein  Wahlrecht 
für  das  Herrenhaus  wäre  meines  Erachtens  aus  den  S.  94  er- 
örterten Gründen  verfehlt. 
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unerfahrenen,  aber  zahlreicheren  Menge  die  Macht  über  die 
höheren  Klassen  der  Gesellschaft  gibt,  die  Interessen  jeder 
Bildung,  Kultur  und  des  Vermögens  und  durch  seine  Quanti- 
tät die  bessere  Qualität  bedroht"  216). 

216)  Bluntschli,  Ällgem.  Staatsl.,  Teil  I,  cap.  6.  Diesen  Stand- 
punkt vertritt  auch  der  Ä.  H.  E.  vom  7.  4.  17  über  die  „Neu- 
orientierung", der  zwar  „für  das  Klassenwahlrecht  in  Preußen 
keinen  Raum  mehr"  sieht,  damit  aber  nicht  von  dem  allgemeinen 
gleichen  Wahlrecht  spricht.  Eine  Schwächung  des  timokratischen 
Charakters  des  Wahlrechtes  und  dafür  Schaffung  des  der  Intelli- 
genz gebührenden  Einflusses  wäre  zu  begrüßen,  wie  dies  auch 
mit  der  in  Aussicht  gestellten  unmittelbaren  und  geheimen  Wahl 
der  Fall  ist.  Hoffentlich  wird  aber  auch  das  der  liberalen  Geld- 
aristokratie in  den  Städten  eine  Domäne  schaffende  Kommunal- 
wahlrecht entsprechend  umgestaltet. 


III.  Teil: 


Das  preisliche  Zweikammersystem. 

1.  Abschnitt: 
Das  Arbeiten  der  beiden  Häuser  des  Landtages. 

a)   Grundsätzlich  in  gesonderten  Sitzungen. 

Mag  man  sich  zu  diesem  deutschen  und  speziell  dem 
preußischen  Zweikammersystem  mit  seiner  von  der  zweiten 
Kammer  wesentlich  verschiedenen  und  sich  als  Mittlerin 
zwischen  Krone  und  Volk  darstellenden  ersten  Kammer 
stellen  wie  man  will;  den  Anforderungen  eines  Zweikammer- 
systems in  einem  modernen  konstitutionellen  Staate  ent- 
spricht das  preußische  Zweikammersystem  jedenfalls. 

Seine  Stellung  im  Staate  geht  zur  Genüge  aus  seiner 
•  Entwickelung  in  Preußen  hervor.  Beide  Kammern,  nicht  nur 
das  vom  Volke  gewählte  Abgeordnetenhaus,  sondern  auch 
das  durch  den  König  zusammengesetzte  Herrenhaus  sind 
nach  dem  in  seinem  Wortlaut  schon  in  der  Regierungsvor- 
lage vom  20.  5.  1848  stehenden  und  durch  alle  Beratungen 
hindurch  unverändert  beibehaltenen217)  Artikel  83  der  VU. 
als  Volksvertretungen 218),  d.  h.  öffentlich-rechtliche  Ver- 
tretungen des  Volkes  bei  gewissen  staatlichen  Handlungen 
aufzufassen. 

Aus  diesem  Charakter  der  Volksvertretung  heraus  mit 
der  Notwendigkeit  ihrer  Selbständigkeit  gegenüber  der  Krone 
haben  nicht  nur  die  Mitglieder  des  Hauses  der  Abgeordne- 


217)  cf.  v.  Rönne,  VU.  f.  d.  pr.  Staat,  S.  163. 

218)  Bornhak,  Pr.  Staatsr.  I,  S.  403/4;  Meyer-Anschütz,  S.297; 
Schulze  l,  S.  564  ff.;  Arndt,  Pr.  VU.  Anmj,  1  zu  Art.  83;  Schwartz, 
S.  242.  Die  Ansicht  von  Rönnes  I,  §  33,  daß  das  Herrenhaus,  weil 
nicht  vom  Volke  gewählt,  keine  Volksvertretung  sei,  steht  isoliert. 
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ten  219),  sondern  auch  die  Mitglieder  des  Herrenhauses  das 
Recht,  auf  ihre  Mitgliedschaft  zu  verzichten,  trotzdem  die 
Verordnung  vom  12.  10.  1854  in  ihrer  Aufzählung  der 
Endigungsgründe  (§§  8  und  9)  den  Verzicht  nicht  er- 
wähnt220). In  gleichem  Maße  steht  den  Mitgliedern  beider 
Häuser  der  seit  der  englischen  Bill  of  rights  von  1689  Art.  9 
für  konstitutionelle  Staaten  als  Erfordernis  auftretende  Schutz 
der  Volksvertreter  zu:  sie  genießen  —  jetzt  unbestritten 
nach  StGB.  §  11,  während  nach  Art.  84  VU.  dies  streitig 
war  (Fall  Twesten,  cf.  auch  Art.  30  R.  V.)  —  volle  Rede- 
freiheit —  ohne  die  in  den  meisten  deutschen  Verfassungen, 
z.  B.  in  §  185  der  württembergischen  Verfassung  oder  in 
§  83  der  sächsischen  Verfassung  von  1831  gemachten  Ein- 
schränkungen —  und,  über  die  englisch-amerikanischen  Be- 
stimmungen hinausgehend  und  der  belgischen  Verfassung 
(Art.  45)  entsprechend  —  die  wiederum  in  der  französischen 
Verfassung  von  1791  (Tit.  III,  cap.  1,  Abteil.  5,  Art.  5  und  1) 
ihr  Vorbild  hat  — „  die  sogenannte  Unverletzlichkeit  der 
Kammermitglieder  (Art.  84  Pr.V.U.  Abs.  2  u.  4;  cf.  auch 
EG.  zur  StGO.  §  6  Abs.  2  Z.  1;  §  904  Z.  1  ZPO.). 

Ferner  kommt  ihre  Selbständigkeit  darin  zum  Aus- 
druck, daß  sie  unabhängig  von  der  Regierungs  sowohl  als 

219)  In  der  preuß.  Verf.  nicht  besonders  gesagt,  aber  aus  der 
Stellung  der  Abgeordneten  hervorgehend.  Ausdrücklich  ausge- 
sprochen z.  B.  bayr.  Wahlges.  Art.  35;  sächs.  WG.  §  8;  württ. 
Verf.  §  158;  bad.  Verf.  §  39;  hess.  WG.  Art.  45. 

220)  Bornhak,  Pr.  StR.  I,  S.  406  ff.  Gegen  den  Entscheid  der 
Matrikelkommission  des  Herrenhauses  und  Meyer-Änschütz  S.  399 
Anm.  4.  Wie  Bornhak,  die  meisten,  auch  Rönne-Zorn  I,  S.  288; 
Jellinek,  Syst.  d.  subj.  öffentl.  Rechte,  S.  166/7.  Wollte  man  dem 
einzelnen  sein  freies  subjektives  Ermessen,  ob  er  die  Mitglied- 
schaft, also  einen  öffentlichen  Dienst,  übernehmen  wolle,  nicht  zu- 
billigen, müßte  man  den  Zwang  zur  Übernahme  dieses  öffent- 
lichen Dienstes  durch  Gesetz  feststellen  und  gleichzeitig  Zwangs- 
mittel darin  angeben,  wie  das  in  den  anderen  Fällen  eines  solchen 
Zwanges  geschehen  ist.  Zudem  ist  in  Bayern,  wo  die  VU.  eben- 
falls keine  Bestimmungen  über  die  Zulässigkeit  des  Verzichts  für 
die  Kammer  der  Reichsräte  enthält,  die  Praxis  der  Reichsrats- 
kammer für  die  Anerkennung  eines  solchen  Rechtes.  Ebenso 
v.  Seydel,  Bayr.  Staatsrecht  I,  S.  404  ff. 
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von  einander  die  Legitimation  ihrer  Mitglieder  prüfen  und 
über  sie  endgültig  entscheiden  (Ärt.  78),  den  Geschäftsgang 
und  die  Ordnung  im  Hause  durch  eine  Geschäftsordnung 
regeln  (Art.  78)  und,  ohne  daß  eine  Bestätigung  der  Staats- 
regierung nötig  wäre,  ihre  Präsidenten,  Vizepräsidenten  und 
Schriftführer  wählen  (Art.  78). 

Diese,  beiden  Kammern  in  gleicher  Weise  zustehenden, 
noch  weiter  unten  III,  3  zu  erörternden  kollegialen  Befug- 
nisse zeigen  gleichzeitig  ihre  Selbständigkeit  gegeneinander. 
Und  diese  ist  ja  notwendig,  wenn  der  Zweck  der  Zwei- 
kammereinrichtung aufrecht  erhalten  bleiben  soll,  nämlich 
von  zwei  verschiedenen  hohen  Warten  herab  dasselbe  Ding 
sich  zu  besehen.  Und  um  dann  ihren  Entscheid  selbständig 
werden  und  sein  zu  lassen,  deshalb  tagen  auch  die  Kammern 
grundsätzlich  gesondert  in  verschiedenen  Räumen. 

Daran  hält  die  preußische  Verfassung  für  die  wesent- 
lichen Geschäfte  der  Kammern  streng  fest  und  sieht  nur  in 
formellen  und  einigen  außergewöhnlichen,  im  nächsten  Ab- 
schnitt zu  erörternden  Fällen  davon  ab.  Sie  kennt  für  die 
Erledigung  der  gewöhnlichen  Materien  der  Kammern  nicht 
ihre  Vereinigung  zu  einer  Körperschaft,  wie  sie  nach  der 
norwegischen 221)  und  hessischen  und  in  ähnlicher  Weise 
durch  gemeinsame  Deputationen  in  der  sächsischen  Ver- 
fassung222) stattfindet.  Sie  kennt  auch  nicht  die  Quasiver- 
einigung durch  Zusammenzählen  der  Stimmen,  wie  sie  die 
badische  und  württembergische  Verfassung  223)  aufweisen. 

b)  Das  Arbeiten  des  Landtages  in  gemein- 
schaftlichen Sitzung«  n. 
Immerhin  kennt  aber,  wie  schon  erwähnt,  die  preu- 
ßische Verfassung  eine  Vereinigung  beider  Kammern  zu 
gemeinschaftlichen  Sitzungen.  Es  sind  dies  freilich  nur  solche 
Fälle,  wo  zum  Entscheid  die  Garantien,  wie  sie  die  Zwei- 

221)  §  76,  Grundges.  cf.  S.  58  d.  Arbeit.  Hess.  Verf.  Ärt.  67 
bis  63,  cf.  S.  67  d.  Arbeit. 

222)  Sächs.  Verf.  §§  91  u.  92,  131;  cf.  S.  68  d.  Arbeit. 

223)  Bad.  Verf.  §  60;  württ.  Verf.  §  181;  cf.  S.  67. 
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teilung  gewährt,  nicht  nötig  sind,  indem  die  Kammern  bei 
ihren  gemeinsamen  Sitzungen  überhaupt  keine  Beschlüsse 
zu  fassen,  sondern  nur  Handlungen  der  Krone  entgegenzu- 
nehmen haben,  oder  zwar  in  zwei  Fällen  Beschlüsse  fassen 
müssen,  dabei  aber  die  Krone  Gegenstand  der  Beschluß- 
fassung ist.  Deshalb  erscheint  es  angebracht,  daß  die  beiden 
Kammern  geschlossen,  als  die  Volksvertretung,  die  sie  ja 
beide  in  organischer  Einheit  bilden,  ganz  abgesehen  von  der 
Mißlichkeit,  die  die  sonst  möglicherweise  auseinandergehen- 
den Beschlüsse  der  beiden  Kammern  hierbei  bedeuten  wür- 
den. Dabei  sind  nur  die  beiden  Fälle,  in  denen  die  ver- 
einigten Kammern  Beschlüsse  fassen,  nämlich  der  Entscheid 
über  die  Notwendigkeit  der  Regentschaft  (Art.  56)  und  die 
Wahl  des  Regenten  (Ärt.  57)  (auf  die  unten  III,  2  näher  ein- 
zugehen sein  wird),  Fälle  einer  wirklichen  Vereinigung  beider 
Häuser  zu  einem  Kollegium,  also  Fälle  einer  Ausnahme  von 
der  Regel  der  gesonderten  Sitzungen.  Denn  in  den  anderen 
Fällen  kann  das  Zusammentreten  beider  Häuser,  da  dabei 
keine  Beschlußfassung  stattfindet,  eigentlich  nicht  als  Aus- 
nahme von  der  Regel  angesehen  werden 22i).  Diese  Fälle 
sind  zunächst  die  Eröffnung  und  Schließung  des  Landtages. 
Diese  erfolgt  gemäß  Art.  77  VU.  durch  den  König  in 
Person  in  einer  Sitzung  der  vereinigten  Kammern  225),  wo- 
gegen wieder  die  Konstituierung  der  Kammern,  d.  h.  die 
Vornahme  der  Geschäfte,  durch  die  sie  beratungs-  und  be- 
schlußfähig werden,  nach  Maßgabe  der  Geschäftsordnungen 
in  jedem  Hause  für  sich  in  verschiedener  Weise  erfolgt, 
nachdem  der  feierliche  Akt  der  Eröffnung  durch  den  König 
oder  seinen  Vertreter  in  gemeinschaftlicher  Sitzung  vor- 
über ist. 

Dieser  ist  die  Regel  in  den  monarchischen  Staaten,  die 
dies  wie  Preußen  in  der  Verfassung  ausdrücken  226)  (so  die 


22±)  Schulze  I,  S.  575/76. 

225 )  Bornhak,  Pr.  Staatsr.  I,  S.  432  ff.;  Schwartz  S.  228; 
v.  Rönne,  Pr.  VU.  S.  154. 

226)  Für  Baden  cf.  Walz,  S.  85—86;  für  Hessen  van  Calker, 
S.  58,  59. 
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badische  in  Art.  66  'und  die  hessische  in  Art.  88)  oder  aber 
es  aus  dem  Wortlaute  ihrer  Verfassung  schließen  lassen  227), 
wie  Art.  117  der  sächsischen  und  Art.  186  der  württem- 
bergischen Verfassung,  nach  denen  der  König  die  Stände- 
versammlung beruft  und  entläßt,  ähnlich  wie  auch  in 
Bayern  228),  die  nach  Art.  3  des  Gesetzes  vom  19.  1.  1872 
vom  Könige  zu  bestimmende  Form  der  Eröffnung  und  Schlie- 
ßung immer  eine  gemeinsame  Sitzung  beider  Kammern  ist. 
Die  neueste  deutsche  Verfassung  wieder, '  die  von  Elsaß- 
Lothringen,  kennt  nach  Art.  11,  2  (nur  eine  gleichzeitige  Er- 
öffnung und  Schließung,  aber  keine  gemeinsame  Sitzung, 
während  wir  in  der  belgischen  Scheinmonarchie  229)  neben 
der  königlichen  Berufung  ein  Selbstversammlungsrecht  der 
Kammern  finden,  und  England  bei  seiner  Parlamentseröff- 
nung durch  den  König  in  gemeinsamer  Sitzung  lediglich  ein 
leeres  historisches  Schauspiel  aufführt. 

Der  zweite  Fall  eines  Zusammentretens  beider  Kammern 
zu  gemeinschaftlicher  Sitzung  ist  in  Preußen  die  Entgegen- 
nahme der  Eidesleistung  des  Monarchen.  Dieser  hat  nach 
Art.  54  Abs.  2  in  „Gegenwart  der  vereinigten  Kammern  das 
eidliche  Gelöbnis  zu  leisten,  die  Verfassung  des  Königreichs 
fest  und  unverbrüchlich  zu  halten  und  in  Übereinstimmung 
mit  derselben  und  den  Gesetzen  zu  regieren".  Auch  zu  dieser 
Vereinigung  treten  die  Kammern  auf  Berufung  zusammen, 
wenn  es  auch  nicht  an  Anträgen,  die  das  Gegenteil,  also 
Zusammentreten  aus  eigener  Machtvollkommenheit,  vor- 
schlugen, gefehlt  hat  230).  Aus  dieser  Tatsache  erhellt  auch 
die  staatsrechtliche  Bedeutungslosigkeit  der  Eidesleistung  des 
Monarchen.  Denn  der  zur  Nachfolge  Berechtigte  wird  König 
nach  dem  Grundsatz:  le  mort  saisit  le  vif;  rex  non  moritur; 
le  roi  est  mort,  vive  le  roi.  Die  Kronrechte  sind  nicht  von 


227)  Für  Sachsen  cf.  Mayer,  S.  138;  für  Württemberg  cf.  Göz, 
S.  137/39. 

228)  v.  Seydel,  Bayr.  Staatsr.,  S.  196  und  251  Änm.  6. 

229)  Errera,  S.  103;  Art.  70  Const.  beige. 

230j  Sten.  Ber.  d.  zweiten  Kammer,  1849,  S.  351  ff.;  v.  Rönne, 
VU.  S.  109/10. 
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der  Eidesleistung  abhängig231);  denn  den  Art.  80  der  const. 
beige,  der  dies  bestimmte  (. . . .  II  ne  prend  possession  du 
tröne  qu'apres  avoir  solennellement  prete  dans  le  sein  des 
chambres  reunies  le  serment  suivant. . . .)  hat  man  nicht  in 
die  preußische  Verfassung  übernommen.  Deshalb  steht  eine 
Eidesverweigerung  auch  nicht  einem  Verzicht  auf  die  Krone 
gleich  232).  Die  einzige  rechtliche  Wirkung  der  an  sich  zwar 
verfassungswidrigen,  aber  rechtlich  wie  gesagt  bedeutungs- 
losen Eidesverweigerung  ist  die,  daß  die  Minister  wegen 
ihrer  in  diesem  Falle  nicht  verweigerten  Gegenzeichnung 
eines  Regierungsaktes  des  Königs  (Art.  44  VU.)  zur  Ver- 
antwortung gezogen  werden  könnten.  Die  Bedeutung  der 
Eidesleistung  liegt  auf  historisch -politischem  Gebiete,  indem 
der  König  aus  dem  alten  Verhältnis  als  Landesvater  heraus 
das  feierliche,  freilich  nur  rein  formelle  und  nur  durch  seine 
religiösen  Motive  die  Bedeutung  einer  Garantie  gewinnende 
Versprechen  gibt,  sich  durch  die  Verfassung  und  die  Gesetze 
für  gebunden  zu  erachten,  und  das  vor  dem  ganzen  Volke, 
seinen  Landeskindern,  als  deren  Vertretung  in  eminentem 
Sinne  die  zu  gemeinschaftlicher  Sitzung  versammelten  beiden 
Kammern  erscheinen  233). 

Preußen  ist  aber  auch  der  einzige  deutsche  Staat,  der 
eine  gemeinschaftliche  Sitzung  zur  Entgegennahme  des  Eides 
ansetzt.  In  den  anderen  deutschen  Staaten  wird  der  Eid  nur 
vor  einer  Versammlung  der  Minister,  Staatsräte  und  Depu- 
tationen der  Stände  geleistet,  wie  in  Bayern  234),  oder  vor 
dem  Präsidenten  der  beiden  Kammern,  wie  in  Sachsen  235), 


231)  cf.  Arndt,  VU.S.220,  Schulze  I,  §63;  Schwartz,  S.  156/57, 
Bornhak  I,  S.  185;   Meyer- Anschütz,  S.  276. 

232)  Zu  dieser  Gleichstellung  führt  aber  v.  Rönnes  Ansicht  im 
preuß.  Staatsr.  II,  §  156. 

233)  In  England  stellt  diese  Vertretung  des  ganzen  Volkes  bei 
der  Eidesleistung  die  in  die  Westminsterabtei  zur  Krönungsfeier 
geladene  Fest  Versammlung  dar.  Der  Eid  des  englischen  Königs  hat 
dabei  die  juristische  Bedeutung  einer  Auflage  für  seinen  Regie- 
rungsantritt.  Hatschek,  Staatsr.  Großbritanniens,  S.  357  ff. 

234)  Bayr.  VU.  Tit.  10  §  1. 
235j  Sachs.  Verf.  §  138. 
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oder  sie  kennen  überhaupt  nicht  die  Eidesleistung,  wie 
Baden,  Württemberg,  Hessen  und  Elsaß-Lothringen  236). 

Den  dritten,  aber  bedeutenderen  Fall  einer  gemeinsamen 
Sitzung  beider  Kammern  sehen  wir  in  Preußen  bei  der  Ab- 
legung des  Regenteneides  nach  Ärt.  58  Abs.  1  VU.  Auch 
hier  sollen  die  vereinigten  Kammern  bei  dem  für  einen  mon- 
archischen Staat  wichtigen  Ereignis  der  Regentschaft  das 
Volk  darstellen.  Aber  hier  sind  die  Kammern  nicht  mehr 
zur  Entgegennahme  einer  nur  rein  formellen  Leistung  ver- 
sammelt. 

Wohl  hat  der  Regenteneid  nicht  die  Bedeutung  der  Be- 
gründung des  Regentschaftsrechtes  237).  Denn  seit  der  Tätig- 
keit der  Revisionskammern  wird  grundsätzlich  der  nächste 
Agnat  Regent  auf  Grund  des  originären  auf  dem  Gesetze  be- 
ruhenden Regentschaftsrechtes  (Art.  56)  und  nimmt  schon 
mit  der  Berufung  der  Kammern  nach  Ärt.  56  VU.  eine  Re- 
gentschaftshandlung vor;  und  auch,  wenn  nach  dem  seit  der 
oktroyierten  Verfassung  bei  der  Regentschaftsfrage  einge- 
schlagenen gemischten  System  der  Regent  gemäß  Art.  57 
VU.  von  den  beiden  Kammern  gewählt  werden  mußte,  ist 
der  die  Regentschaft  begründende  Akt  nicht  der  Eid  des 
Regenten,  sondern  schon  die  Wahl.  Der  Eid  hat  nur  be- 
stärkende Kraft. 

Jedoch  hat  der  Regenteneid  nach  Art.  58  Abs.  2  VU. 
in  beiden  Fällen  die  wichtige  Bedeutung,  daß  bis  zu  seiner 
Leistung  die  Regierungsgewalt  des  Regenten  insofern  suspen- 
diert bleibt,  als  ,,bis  zur  Eidesleistung  in  jedem  Falle  das  be- 
stehende gesamte  Staatsministerium  für  alle  Regierungs- 
handlungen verantwortlich  bleibt"  (Art.  58  Abs.  2  VU.),  der 

236)  Die  meisten  Staaten,  speziell  Württemberg  und  Hessen, 
verlangen  die  schriftliche  Abgabe  der  Versicherung.  Württ.  Verf. 
§  10;  hess.  Verf.  §  106.  cf.  Meyer-Anschütz,  S.  276  Änm.  8. 

237)  Folgerichtig  verlangte  daher  Ärt.  56  der  oktroyierten  VU., 
daß  der  Regent  den  Eid  nicht  vor,  sondern  beim  Antreten  der 
Regentschaft  leiste,  cf.  Arndt,  Pr.  VU.  S.  224  Änm.  5;  S.  225 
Änm.  2,  S.  227  Änm.  3;  Bornhak  I,  S.  204  ff.;  a.  Ä.  Schulze  I, 
S.  219;  Schwartz,  S.  164.  Die  Bestimmungen  der  einzelnen  Ent- 
würfe bei  v.  Rönne,  Pr.  VU.  S.  111—113. 
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Regent  also  bis  zur  Eidesleistung  an  das  bestehende  Staats- 
ministerium unbedingt  gebunden  und  mithin  in  seinen  Re- 
gierungshandlungen nicht  frei  ist  238). 

Wegen  der  erhöhten  Bedeutung  des  Regenteneides  ver- 
langen so  auch  andere  deutsche  Verfassungen,  die  auf  den 
Königseid  wenig  oder  gar  kein  Gewicht  legen,  die  Äblegung 
des  Regenteneides  vor  vereinigten  Kammern,  und  zwar 
Bayern  (Tit.  II,  §  16  VU.)  und  Hessen  (Art.  107),  während 
Baden  eine  Mitwirkung  der  Kammern  bei  Regentschaftsan- 
gelegenheiten gänzlich  ausschließt. 

2.  Abschnitt: 

Die  Rechte  der  beiden  Kammern  im  Verhältnis  zueinander. 

Zeigt  so  das  preußische  Zweikammersystem  durch  sein 
Arbeiten  in  nur  ausnahmsweise  gemeinschaftlichen,  grund- 
sätzlich aber  gesonderten  Sitzungen  das  Bild  einer  modernen 
Zweikammereinrichtung,  so  sehen  wir  dieses  Bild  noch  ver- 
vollkommnet durch  die  grundsätzliche  Gleichstellung  der 
beiden  preußischen  Kammern. 

Sie  sind,  die  eine  Kammer  wie  die  andere,  vollwertige 
und  gleichwertige  Kollegien,  die  im  Verfassungsbau  das 
Element  des  Volkes  gegenüber  der  Krone  darstellen  und 
trotz  ihrer  gesonderten  Sitzungen  so  eine  organische  Einheit 
bilden.  Deshalb  werden  sie  vom  Könige  gleichzeitig  be- 
rufen, eröffnet,  vertagt  und  geschlossen  (Art.  77  Abs.  2)  und 
bei  der  ,, Auflösung  der  einen  Kammer  wird  die  andere 
gleichzeitig  vertagt"  (Art.  77  Abs.  3).  Da  nun  aber  nach  der 
jetzigen  Gestaltung  der  ersten  Kammer  ohne  ein  gewähltes 
Element  eine  Auflösung  nicht  mehr  wie  zur  Zeit  des  Er- 
lasses der  Verfassung  auch  die  erste  Kammer  treffen  kann, 
sondern  nur  die  zweite,  wird  man  die  nach  der  Auflösung 
des  Abgeordnetenhauses  im  Jahre  1862  von  diesem  gegen- 

238)  Arndt,  Pr.  VU.  S.  226/27;  v.  Rönne-Zorn  I,  S.  239. 
a.  M.  Schwartz,  S.  164;  Schulze  I,  S.  219;  Bornhak  I,  S.  217—219 
bezieht  Äbs<.  2  des  Art.  58  nur  auf  den  Fall  der  Wahlregentschaft. 
Über  die  gemeinsame  Beschlußfassung  bei  der  Regentschaft  cf. 
unten  III  b. 
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über  dem  Herrenhause  und  fast  allgemein  auch  in  der 
Literatur  239)  entschieden  vertretene  Ansicht  für  richtig  be- 
finden müssen,  daß  nach  Abs.  3  des  Artikels  77  diese  „Ver- 
tagung" der  anderen  Kammer,  das  ist  immer  des  Herren- 
hauses, welche  hier  lediglich  infolge  der  Gesetzesvorschrift, 
nicht  wie  in  Abs.  2  des  Art.  77  nach  dem  freien  Ermessen 
der  Regierung  zu  geschehen  hat,  in  Wirklichkeit  ein  Sessions- 
schluß ist,  also  gemäß  §  80  der  Geschäftsordnung  für  die 
Herrenhausberatungen  das  Prinzip  der  Diskontinuität  eintritt. 

Diese  Auffassung  allein  entspricht  den  Grundsätzen  des 
Zweikammersystems,  nach  welchem  eben  die  zwei  Kollegien 
eine  organische  Einheit  bilden  und  die  deshalb,  wie  schon 
eine  Schließung  nur  sie  beide  zugleich  treffen  kann,  noch  viel 
mehr  durch  die  tiefergreifende  Auflösung  der  einen  praktisch 
nur  beide  getroffen  werden  können.  Außerdem  würde  es 
auch  immer  gegenüber  dem  neu  gewählten  Abgeordneten- 
hause zu  großen  Unzuträglichkeiten  führen,  wenn  man  nicht, 
wie  richtig,  nur  Sessionen  des  ganzen  Landtages,  sondern 
auch  der  einzelnen  Kammern,  praktisch  also  immer  nur  des 
Herrenhauses,  annehmen  wollte.  Ferner  müßte  man  die  in 
Art.  52  festgesetzte  Vertragshöchstzeit  von  30  Tagen  für 
diese  doch  gar  nichts  anderes  sein  sollende  „Vertagung"  des 
Herrenhauses  nach  Art.  77  Abs.  3  ganz  willkürlich  als 
nicht  bestehend  ansehen,  wie  Arndt  (Pr.  VU.  S.  281)  dies 
tut.  Dann  hätte  aber  das  Herrenhaus  1862  seine  Geschäfte 
von  selbst  wieder  aufnehmen  können  und  hätte  nicht  mit 
dem  Abgeordnetenhause  zugleich  240)  berufen  und  eröffnet 

*39)  cf.  Meyer- Anschütz,  S.  327;  Schulze  I,  S.  630  Änm.  1; 
v.  Rönne  I,  S.  379  ff.;  Schwartz,  S.  227/28,  gegen  Arndt,  Pr.  VU. 
S.  280/81.  Sein  Versuch  der  Begründung  seiner  Ansicht  durch  das 
belgisch-französische  Recht  wird  erledigt  durch  die  Tatsache,  daß 
die  erste  Kammer  sich  entgegen  diesem  Rechte  verändert  hat. 
Auch  die  Annahme  der  Revisionskammer,  daß  nach  der  Auflösung 
der  zweiten  Kammer  am  30.  5.  1849  die  Kontinuität  der  ersten 
Kammer  nicht  beseitigt  worden  sei,  hat  wohl  nicht  die  Bedeutung 
einer  Entscheidung  des  streitigen  Prinzips,  sondern  ist  wohl  ledig- 
lich ein  Ausdruck  der  politischen  Zweckmäßigkeit  der  damaligen 
Verhältnisse. 

24°)  cf.  Schwartz,  S.  228. 

8* 
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zu  werden  brauchen,  was  zu  tun  die  Staatsregierung  jedoch 
für  notwendig  erachtet  hat. 

Die  Gleichberechtigung  der  Kammern  ergibt  auch  Ärt.  62 
Abs.  2.  Denn  dieser  fordert  die  Übereinstimmung  des  Königs 
und  beider  Kammern,  also  ein  formelles  Gesetz  zu  jedem 
(materiellen)  Gesetze  oder,  negativ  ausgedrückt,  der  Wider- 
spruch eines  Faktoren,  also  in  gleicher  Weise  des  Herren- 
hauses oder  des  Abgeordnetenhauses  genügt,  um  kein  Gesetz 
zustande  kommen  zu  lassen. 

Ebenso  hat  jeder  der  drei  Faktoren  der  Gesetzgebung 
in  demselben  Maße  das  materiell  unbeschränkte  Recht  der 
Initiative241),  also  das  Recht,  Gesetze  vorzuschlagen  und 
fertige  Gesetzentwürfe  vorzulegen  (Art.  64  VU.)  242).  Ferner 
steht,  abgesehen  von  der  Ausnahme  des  Art.  62  Abs.  3, 
keiner  Kammer  vor  der  anderen  das  Recht  zu,  Gesetzent- 
würfe von  der  Staatsregierung  zuerst  vorgelegt  erhalten  zu 
müssen  243). 

Diese  Gleichstellung  der  Kammern  finden  wir  nicht 
nur  bei  der  Landesgesetzgebung  (Art.  62 — 64,  106  Abs.  2), 
sondern  auch  bei  allen  anderen  politischen  Rechten  der 
Kammer,  also  bei  ihrer  Mitwirkung  bei  der  Finanzverwaltung 
in  Form  der  Feststellung  des  Haushaltsetats  (Art.  99,  104) 
für  eine  bestimmte  Finanzperiode,  der  Kontrolle  der  gesamten 
Finanzverwaltung  und  der  Steuerbewilligung  (Art.  100),  ferner 
der  Mitwirkung  bei  Aufnahme  von  Staatsschulden  und  Über- 
nahme von  Staatsgarantien  (Art.  103)  und  endlich  der  Zu- 

241)  Eine  formelle  Beschränkung  liegt  in  Abs.  2  Art.  64  VU. 
Über  die  Frage,  ob  in  der  Bestimmung  des  Art.  62  Abs.  3  materiell 
eine  Beschränkung  des  Initiativrechts  des  Herrenhauses  liegt,  siehe 
unten  S.  145  ff.  d.  Arbeit. 

242)  Dieses  heute  allgemein  für  Volksvertretungen  geforderte 
Recht  haben  die  süddeutschen  Kammern  sehr  spät  erhalten.  Bauern 
besitzt  es  auch  heute  noch  mit  einer  Beschränkung  hinsichtlich  der 
Verfassungsgesetze  (Ärt.  2  !uind  4  dies  Ges.  betr.  d.  ständ.  Initiative 
vom  4.  6.  1848),  cf.  5.  Abschnitt  d.  Arbeit. 

2i3)  Fleischmann,  Weg  der  Gesetzgebung,  S.  19;  Schwartz, 
S.  204;  auch  beiden  Kammern  zugleich  kann  ein  Gesetzentwurf 
vorgelegt  werden. 
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Stimmung  zu  gewissen  Akten  der  Regierung  auf  dem  Gebiete 
der  auswärtigen  Angelegenheiten  (Art.  48,  55,  2). 

Nicht  nur  in  dem  Zusammenarbeiten  bei  diesem  mate- 
riellen Teil  ihrer  politischen  Rechte  zeigt  sich  die  Gleichbe- 
rechtigung der  Kammern,  sondern  auch  darin,  daß  die  so- 
genannten allgemeinen  Kontrollrechte,  die  alte  custodia  legum 
et  iurium  patriae,  sowie  die  besonderen  formellen  politischen 
Rechte  der  Interpellation,  der  Beschwerde,  der  Petition  und 
der  Minister  anklage  (Art.  81,  82,  61),  ferner  die  kollegialen 
Befugnisse  jeder  Kammer  in  gleicher  Weise  und  in  gleichem 
Umfange  zustehen  244). 

Geben  so  die  preußischen  Kammern  das  dem  modernen 
konstitutionellen  Staate  entsprechende  Bild  grundsätzlicher 
Gleichheit,  so  finden  wir  aber  auch  bei  ihnen,  wie  in  anderen 
Staaten,  gewisse  Vorrechte  sowohl  der  ersten  wie  der 
zweiten  Kammer.  Und  zwar  sehen  wir,  wo  es  sich  um 
materielle  Vorrechte  handelt,  diese  genau  so  wie  in  anderen 
Verfassungen  bei  der  zweiten  Kammer  liegen,  während  die 
Vorrechte  der  ersten  Kammer  formellerer  Natur,  also  mehr 
Ehren  vor  rechte  sind. 

a)  Vorrechte  des  Hauses  der  Abgeordneten. 

Das  preußische  Abgeordnetenhaus  hat  nach  Art.  62 
Abs.  3  das  Vorrecht,  daß  Finanzgesetzentwürfe  und  Haus- 
haltetats ihm  zuerst  vorgelegt  werden  müssen,  und  ferner, 
daß  die  Haushaltetats  von  dem  Herrenhause  nur  im  ganzen 
angenommen  oder  abgelehnt  werden  können.  Dieses  in 
England  historisch  entwickelte  245)  und  von  da  durch  fast 
alle  Verfassungen  sich  hinziehende  246)  Vorrecht  des  Abge- 

244)  Schulze  I,  S.  609  ff.;   Meyer-Änschütz,  S.  298  ff. 

245)  In  England  ist  die  Entwickelung  noch  weiter  gegangen, 
indem  seit  der  Budgetverweigerung  des  Jahres  1911  das  Unterhaus 
allmächtig  geworden  ist,  dadurch,  daß  infolge  der  gesetzlichen  Be- 
seitigung des  Vetorechtes  des  Oberhauses  diesem  nunmehr  jede 
Einwirkung  auf  das  Budget  genommen  ist. 

246)  Das  Vorrecht  der  zweiten  Kammer,  daß  Finanzgesetzent- 
würfe zuerst  ihr  vorgelegt  werden  müssen,  findet  sich  in  Nord- 
amerika, Belgien,   Bayern,    Sachsen,   Württemberg,   Baden  und 
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ordnetenhauses  wurde,  soweit  es  die  Vorlegung  der  Finanz- 
gesetzentwürfe und  Haushaltetats  betrifft  (Artikel  62  Ab- 
satz 3  Halbsatz  1),  247),  von  der  preußischen  Regierung 
als  Proposition  VII  am  7.  Januar  1850  beantragt,  weil 
nach  Proposition  VIII  die  erste  Kammer  aufhören  sollte, 
eine  reine  Wahlkammer  zu  sein,  „daraus  aber  von 
selbst  folge,  daß  der  zweiten  Kammer,  wie  es  in  den- 
jenigen Staaten,  wo  die  konstitutionelle  Staatsform  dauern- 
den Bestand  gewonnen  hat,  überall  der  Fall  ist,  ein  über- 
wiegender Einfluß  auf  Finanzfragen  eingeräumt  werde". 

Es  kommt  darin  unbewußt  die  Anschauung  zum  Aus- 
druck, daß  die  auf  breiterer  Basis  ruhende  Kammer  schon 
allein  und  in  einem  eminenten  Sinne  das  Volk  vertrete. 
Aus  dieser  Anschauung  heraus  erklärte  sich  auch  die  Re- 
visionskommission für  die  Proposition  VII  der  Regierung,  ob- 
gleich sie  andererseits  die  Änderung  des  Wahlcharakters  der 
ersten  Kammer  gar  nicht  einmal  wollte  248). 

Dieser  in  Art.  62  Abs.  3  Halbs.  1  stehende  Teil  des 
Vorrechtes  des  Abgeordnetenhauses  ist  praktisch  eine  zu- 
gunsten des  Abgeordnetenhauses  der  Regierung  auferlegte 
Beschränkung  in  ihrer  Initiative,  indem  hier  ihre  sonstige 
Freiheit,  einen  Gesetzentwurf  nach  ihrem  Gutdünken  zuerst 
der  ersten  oder  zweiten  Kammer  vorzulegen,  ausgeschlossen 


Hessen.  Das  Verbot  der  Ämendierung  der  Haushaltetats  durch  die 
erste  Kammer  haben  außer  Preußen  dagegen  nur  Württemberg, 
Baden  und  Hessen,  cf.  Meyer-Änschütz,  S.  303  Anm.  5  und  6.  In 
Baden  erfolgte  jedoch  durch  Gesetz  vom  24.  8.  04  eine  einschnei- 
dende Änderung  der  Art.  60  und  61  der  Verfassung  im  Sinne  einer 
Stärkung  der  Position  der  ersten  Kammer,  indem  diese  nunmehr 
auch  über  einzelne  Teile  der  Vorlage  gesondert  beraten  und  be- 
schließen kann.  In  ähnlichem,  wenn  auch  letzten  Endes  doch 
wieder  das  Vorrecht  der  zweiten  Kammer  wahrenden  Sinne  er- 
fuhr auch  die  württ.  Verf.  (§  18,  1  und  2)  im  Jahre  06  eine  Ab- 
änderung, indem  auch  hier  die  erste  Kammer  Abänderungen  am 
Etat  beschließen  kann.  cf.  Jellinek,  Anteil  d.  erst.  Kammer  an  der 
Gesetzgebung,  S.  116— 119. 

247)  cf.  v.  Rönne,  Pr.  VU.,  S.  120  Anm.  5,  6  und  7. 

248)  v.  Rönne,  Pr.  VU.,  S.  120  Anm.  6. 
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wird,  und  bezieht  sich  auf  Finanzgesetzentwürfe  allgemein, 
als  auch  auf  die  spezielle  Art  der  Haushaltetats  249). 

Als  Finanzgesetze  sind  aber  dabei  nicht  alle  Gesetze 
anzusehen,  die  auf  die  Finanzen  des  Staates  Einfluß  haben 
—  dieser  weiten  Fassung  würde  das  Initiativrecht  des  Art.  64 
VU.  entgegenstehen  — ,  sondern  nach  dem  Vorbilde  des 
belgischen  Rechtes  nur  die,  deren  unmittelbarer  Gegenstand 
die  Finanzen  sind,  also  Etats-,  Anleihe-,  Garantiegesetze, 
Gesetze,  die  die  Regierung  zu  bestimmten  Ausgaben  er- 
mächtigen, und  die  Steuergesetze  250). 


249)  Der  Etat,  das  ist  ein  Voranschlag  der  Einnahmen  und 
Ausgaben,  tritt  in  Preußen  nach  Art.  99  Abs.  2  in  Form  eines 
Gesetzes  für  je  ein  Jahr  auf.  Wir  haben  also  in  Preußen  ein  jähr- 
liches Ausgaben-  und  Einnahmenbewilligungsrecht.     Dieses  ist 
allerdings  durch  Artikel  109  (Äternate)  beschränkt  auf  die  Ein- 
führung neuer  oder  Abänderung  bestehender  Steuern  (Schulze  I, 
S.  611/12).  Übernommen  ist  dieses  Budgetrecht  von  Belgien/Eng- 
land, während  die  an  ihre  alten,  landständischen  Einrichtungen 
anknüpfenden  süddeutschen  Staaten  nur  ein  Steuerbewilligungs- 
recht kennen,  der  Etat  selbst  nicht  Gesetz  ist,  sondern  nur  als  An- 
lage erscheint  zu  dem  die  Einnahmen  auf  zwei  bzw.  drei  Jahre 
festsetzenden  Einnahmegesetze,  hier  also  die  Beschränkung  durch 
die  Äternate  fehlt.    Jedoch  haben  sich  Württemberg  und  Baden 
dem  preußischen  Typ  genähert,  indem  ihre  Verfassungen  zwar 
kein  Etat-  oder  Finanzgesetz  kennen,  jedoch  durch  die  Praxis 
dieser  Begriff  in  ihnen  ausgebildet  worden  ist,  in  Baden  schließlich 
durch  Gesetz  (Etatgesetz  v.  24.  5.  1888)  festgestellt  wurde.  Da 
aber  im  preußischen  und  Reichstyp  nach  herrschender  Ansicht  der 
Etat  materiell  lediglich  Verwaltungsordnung  und  nur  formell  Gesetz 
ist  (Laband),  so  verschwindet  der  Unterschied  der  beiden  Typen 
im  praktischen  Effekt,  wenn  er  auch  im  juristischen  Sinne  bestehen 
bleibt.  Worauf  es  aber  ankommt:  „Die  Bindung  der  Regierung  an 
das  zustande  gekommene  Budget  in  Bayern  und  Sachsen  ist  nicht 
geringer  als   in  Preußen,   andererseits  ist  die  budgetrechtliche 
Macht  des  preußischen  Landtages,  der  über  den  Etat  in  Form  des 
Gesetzes  beschließt,  nicht  größer  als  der  entsprechende  Ein- 
fluß der  süddeutschen  Volksvertretungen,  denen  nur  das  Recht  zu- 
steht, das  Budget  zu  prüfen".   Meyer-Anschütz,  S.  750 — 753  und 
die  dort  angeführte  Literatur. 

250)  Arndt,  Pr.  VU.,  Änmf.  7  zu  Art.  62;   Schwartz,  S.  204; 
Fleischmann,  Weg  der  Gesetzgebung,  S.  101,  102. 
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In  noch  weit  größerem  Maße,  als  auf  Kosten  der  Re- 
gierung ist  dem  Abgeordnetenhause  dieser  in  Art.  62  Abs.  3 
Halbs.  1  gesetzte  Teil  seines  Vorrechtes  gegeben  auf  Kosten 
des  Herrenhauses,  indem  die  Bestimmung  des  Abs.  3  dem 
Herrenhause  bei  Finanzgesetzen  das  nach  Art.  64  Abs.  1 
allen  drei  Faktoren  zustehende  Initiativrecht  nimmt,  wie  man 
mit  der  herrschenden  Lehre  annehmen  muß  251). 

Wollte  man  nämlich  den  Standpunkt  des  Herrenhauses 
einnehmen  und  ihm  das  Initiativrecht  auch  bei  Finanzge- 
setzen nach  der  allgemeinen  Vorschrift  des  Art.  64  ein- 
räumen 252),  so  würde  man  auf  den  Widerspruch  stoßen, 
daß  zwar  die  Regierung  infolge  ihrer  in  Art.  62  Abs.  3 
liegenden  Beschränkung  in  der  Initiative  bei  der  Finanz- 
gesetzgebung zugunsten  des  Abgeordnetenhauses  das  Herren- 
haus nicht  mit  Finanzgesetzentwürfen  befassen  dürfe,  wohl 
aber  dieses  sich  selber,  daß  also  das  Abgeordnetenhaus  zwar 
einen  Finanzgesetzentwurf  der  Regierung,  der  nur  dem 
Herrenhause  zuerst  vorgelegt  ist,  zurückweisen  müßte,  über 
einen  aus  dem  Herrenhause  hervorgegangenen  Entwurf  aber 
beschließen  müßte.  Dieser  Widerspruch  erscheint  noch  be- 
sonders eigentümlich,  wenn  man  bedenkt,  daß  nach  der 
Entstehungsgeschichte  253)  des  Abs.  3  von  Art.  62  das  Ab- 
geordnetenhaus sein  Vorrecht  erhalten  hat,  weil  in  ihm  vor- 
zugsweise die  Vertretung  der  steuerpflichtigen  Interessen  des 
Landes  zu  sehen  sei.  Der  Art.  62  Abs.  3  würde  sich  dann 
aber  einfach  als  durch  Artikel  64  Abs.  1  der  VU.  fraudulos 
umgangen  darstellen.  Zudem  spricht  die  Begründung,  die 
die  Verfassungskommission  der  Nationalversammlung  ihrem 
dem  belgischen  Artikel  27  Abs.  2  entsprechenden  Artikel  72 
Abs.  3  gab  —  Idie  Gedanken  dieser  Begründung  macht  sich 
die  Regierung  in  der  dem  Abs.  3  des  Art.  62  hinzuge- 
fügten Proposition  VII  materiell  unverändert  zu  eigen  und 


251)  cf.  Schwartz,  S.  213;  Schulze  II,  S.  19/20;  v.  Rönne  I, 
S.  359;  G.  Meyer,  S.  463;  Fleischmann,  S.  102  ff. 

252)  Den  Standpunkt  des  Herrenhauses  vertreten  Arndt,  Pr. 
VU.  Anm'.  2  Art.  64  und  Bornhak  I,  S.  523  ff. 

253)  cf.  v.  Rönne,  VU.  S.  120  Anm.  5—7. 
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streicht  nur  den  das  Heer  betreffenden  Passus  — ,  von  einem 
„kaum  mehr  bestehenden  Recht  der  Initiative  der  ersten 
Kammer,  wenn  man  den  Begriff  der  Finanzgesetze  nicht 
lediglich  auf  die  eigentlichen  Finanzgesetze  beschränken 
wollte".  Daraus  ergibt  sich  aber,  in  nicht  anders  zu  deuten- 
der Weise,  daß  bei  Finanzgesetzen  der  Mangel  der  Initiative 
der  ersten  Kammer  als  selbstverständlich  angesehen  wurde. 
Dafür  hat  sich  auch  das  Abgeordnetenhaus  ausdrücklich 
erklärt,  indem  es  1865  den  ihm  vom  Herrenhause  zuge- 
gangenen Gesetzentwurf  betreffend  die  Unterstützung  der 
hilfsbedürftigen  Krieger  aus  den  Jahren  1813,  1814  und  1815 
völlig  unberücksichtigt  ließ  254). 

Demnach  ist  also  anzunehmen,  daß  das  Herrenhaus 
keine  Initiative  in  Finanzgesetzen  hat.  Andererseits  aber  ist 
die  praktische  Bedeutung  dieses  Vorrechtes  der  zweiten 
Kammer  insofern  geringer,  als  man  dem  Herrenhause  das 
Recht  wird  belassen  müssen,  auch  in  Finanzsachen  Petitionen 
und  Anträge  zu  beraten  und  darüber  zu  beschließen,  also 
sogar  ganze  Finanzgesetze  zu  entwerfen  und  der  Staatsre- 
gierung zur  verfassungsmäßigen  Behandlung  zu  überwei- 
sen 255).  Auch  hat  das  Herrenhaus  das  Recht,  an  den  Finanz- 
gesetzentwürfen, wenn  sie  ihm  von  der  zweiten  Kammer 
zugegangen  sind,  Änderungen  vorzunehmen,  wie  bei  jedem 
anderen  Gesetz  256). 

jedoch  besteht  da  eine  Ausnahme,  die,  wie  in  der  Be- 
ratung des  Art.  62  Abs.  3  zum  Ausdruck  kam,  geschaffen 
wurde,  um  nicht  durch  Bemängelung  der  gerade  hier  zahl- 
reichen Einzelheiten  das  Zustandekommen  des  Ganzen  zu 
verzögern  257)  und  die  einen  Ausbau  des  Vorrechtes  der 
zweiten  Kammer  bedeutet,  das  über  das  in  Proposition  VII 
von  der  Regierung  nur  in  dem  Umfange,  wie  es  im  1 .  Halb- 
satz Abs.  3  Art.  62  Pr.  VU.  als  Teil  des  Vorrechtes  zu 
stehen  gekommen  ist,  beantragte  Vorrecht  der  zweiten  Kam- 

254)  Fleischmann,  S.  102—106. 

255)  Schwartz,  S.  213. 

256j  Meyer-Änschütz,  S.  566;  Fleischmann,  S.  107. 
257j  Fleischmann,  S.  110. 
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mer  hinausgeht:  „Der  Staatshaushaltetat  wird  von  der  ersten 
Kammer  im  ganzen  angenommen  oder  abgelehnt"  (Art.  62 
Abs.  2,  2.  Halbsatz). 

Wohl  ist  es  dem  Herrenhause  nicht  verwehrt,  den  Etat 
in  spezielle  Beratung  zu  nehmen,  über  einzelne  Abände- 
rungsanträge  zu  verhandeln  und  zu  beschließen,  eventuell 
auch  Zwischenverhandlungen  mit  dem  Abgeordnetenhause 
vorzunehmen  258).  Aber  bei  der  Schlußabstimmung  kann  es 
den  Etat  doch  nur  im  ganzen  annehmen  oder  ablehnen,  und 
zwar  in  der  Form:,  in  der  er  aus  den  Beratungen  des  Ab- 
geordnetenhauses hervorgegangen  ist,  so  daß,  wie  Schwartz 
sagt,  seine  Beratungen  und  Beschlüsse  lediglich  den  Wert 
haben,  die  Krone  bei  der  Frage,  ob  das  Etatgesetz  zu 
sanktionieren  sei,  zu  unterstützen. 

Will  das  Herrenhaus  den  Etat  in  der  ursprünglichen 
Fassung  annehmen,  so  bleibt  ihm  nichts  anderes  übrig,  als 
den  ganzen  Etat  abzulehnen  und  in  einer  Resolution  oder 
Petition  an  die  Krone  zum  Ausdruck  zu  bringen,  daß  es  nur 
den  Regierungsentwurf  annehmen  wolle. 

Deshalb  war  die  unter  Ablehnung  des  aus  dem  Abge- 
ordnetenhause hervorgegangenen  Entwurfes  erfolgte  An- 
nahme des  Regierungsentwurfes  seitens  des  Herrenhauses 
am  11.  10.  1862  und  23.  1.  1864  verfassungswidrig  259), 
hatte  freilich  bei  dem  Fehlen  der  Übereinstimmung  nur  den 
Wert  einer  politischen  Demonstration. 

Eine  noch  größere  Erweiterung  des  Finanzgesetzvor- 
rechtes des  Abgeordnetenhauses  aber,  wie  sie  die  Vorkomm- 
nisse bei  den  Etatgesetzen  1872,  1879,  1890  und  1897  dar- 
stellen, nämlich  die  „Bepackung"  des  Etats  und  der  Finanz- 
gesetze, indem  diese  mit  der  Schaffung  von  Beamtenstellen 
und  dergleichen  in  unlösliche  Verbindung  gebracht  wurden, 
muß  als  verfassungswidrig  erscheinen.  Mit  Recht  hat  das 
Herrenhaus,  nachdem  in  den  Vorjahren  diese  Vorgänge  unbe- 

258)  Arndt,  Pr.  VU.  Anm.  8  zu  Art.  62  (S.  262);  Schwartz, 
S.  204. 

259)  Meyer-Änschütz,  S.  303;  Fleischmann,  S.  110;  Schwartz, 
S.  204;  Arndt,  Pr.  VU.  S.  207. 
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anstandet  geblieben  waren,  schließlich  in  seiner  17.  Sitzung 
vom  25.  5.  1897  den  Versuch  dieser  Erweiterung  entschieden 
zurückgewiesen  260). 

Äußer  diesem  einen  materiellen,  allerdings  sehr  wich- 
tigen Vorrechte  bei  der  Finanzgesetzgebung  besitzt  die  preu- 
ßische zweite  Kammer  kein  weiteres  Vorrecht.  Ihr  hat  man 
vor  allem  nicht,  wie  den  zweiten  Kammern  von  Baden, 
Belgien  und  Frankreich,  das  Monopol  gegeben  261),  die  Mi- 
nister wegen  Verfassungsverletzungen  usw.  in  den  Anklage- 
zustand  zu  versetzen. 


b)  Die  mehr  formellen  Vorrechte  des  Herren- 
hauses. 

Gegenüber  der  Erkenntnis,  daß  das  Schwergewicht  des 
parlamentarischen  Lebens  auf  der  zweiten  Kammer  liegt, 
und  den  Ausdruck,  den  diese  Erkenntnis  auch  in  Preußen 
durch  die  Beilegung  des  materiellen  Vorrechtes  bei  Finanz- 
gesetzentwürfen an  das  Haus  der  Abgeordneten  gefunden 
hat,  hat  man  dem  Lieblingskinde  König  Friedrich  Wilhelms 
IV.  in  seiner  Verfassung,  dem  Herrenhause,  mit  seinem  in 
gewissem  Sinne  noch  altständisch-feudalen  Charakter  und 
als  der  Kammer,  die  in  höherem  Maße  als  das  Abgeord- 
netenhaus die  Männer  des  Ansehens  im  öffentlichen  Leben 
umfaßt,  auch  ein  gewisses  Vorrecht,  allerdings  nicht  mate- 
rieller, sondern  nur  formeller  Natur  eingeräumt,  zwar  nicht 
in  der  Verfassung,  so  doch  durch  ständigen  Brauch  262):  Der 
Präsident  des  Herrenhauses  führt  den  Vorsitz,  wenn  die 
beiden  Häuser  des  Landtages  in  den  oben  genannten  Fällen 
zu  gemeinsamer  Sitzung  zusammentreten. 

Die  preußische  erste  Kammer  ist  so  stiefmütterlicher 
behandelt  als  z.  B.  in  Hessen  (Art.  75j,  2  VU.)  und  Frankreich 


260)  Fleischmann,  S.  110  ff.;   Arndt,  Pr.  VU.  S.  262. 

261)  Bad.  Ges.  vom  28.  2.  1868  (Walz,  S.  104);  Belgische 
Verf.  Art.  90;  Französ.  Verf. -Ges.  vom  16.  Juli  1875,  Art.  12  §  2. 

262)  Arndt,  Staats-  und  Verwaltungsrecht,  S.  847. 
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(Verf. -Ges.  vom  16.  Juli  1875,  art.  11  §  2),  wo  dieses  Recht 
der  ersten  Kammer  verfassungsmäßig  bestimmt  ist,  oder  in 
Baden,  wo,  wie  in  Frankreich,  die  erste  Kammer  als  Staats- 
gerichtshof fungiert,  indem  sie  über  die  von  der  zweiten 
Kammer  zu  erhebende  Ministeranklage  entscheidet  263),  oder 
gar  in  England,  wo  noch  heute  das  Oberhaus  aus  seiner 
Mitte  den  unter  Vorsitz  des  Lordkanzlers  stehenden  Appella- 
tionsgerichtshof, den  höchsten  englischen  Gerichtshof,  zu  er- 
nennen hat  264). 

Wir  sehen  also  bei  der  ersten  preußischen  Kammer  nur 
ein  Ehrenvorrecht;  aber  in  gewissem  Sinne  besitzt  sie  doch 
noch  ein  materielles  Vorrecht. 

Während  nämlich  zur  Beschlußfähigkeit  des  Abgeord- 
netenhauses nach  Art.  80  Abs.  1  die  ,, Anwesenheit  der 
Mehrheit  der  gesetzlichen  Zahl  (d.  h.  Sollzahl,  nicht  Istzahl) 
seiner  Mitglieder"  nötig  ist,  genügt  für  das  Herrenhaus  seit 
dem  Gesetz  vom  30.  Mai  185  5  265)  die  ,,  An  Wesenheit  von 
mindestens  60  zu  Sitz  und  Stimme  berufenen  Mitgliedern" 
(Art.  80  Abs.  2).  Erfolgte  diese  Erleichterung  der  Beschluß- 
fähigkeit auch  nur,  um  bei  dem  häufig  sehr  schwachen 
Besuch  der  Sitzungen  das  Herrenhaus  nicht  gar  zu  oft  vor 
Beschlußunfähigkeit  stehen  zu  sehen,  geschah  also  die  Er- 
leichterung im  Interesse  des  allgemeinen  •  Wohles,  so  be- 
deutet doch  diese  Maßnahme  tatsächlich  eine  persönliche 
Bevorrechtigung  der  Herrenhausmitglieder  gegenüber  den 
Abgeordneten  und  auch  ein  materielles  Vorrecht  des  Herren- 
hauses, indem  die  Stimme  des  einzelnen  Herrenhausmit- 
gliedes mehr  gilt  als  die  eines  Abgeordneten. 


263)  Für  Baden  cf.  Walz,  S.  105,  Ggs.  vom  20.  2.  1868;  für 
Frankreich  Brie,  S.  55.;  Lebon,  S.  55;  Verf.-Ges.  vom  24.  2. 
1875,  Art.  9. 

264)  Hatschek,  Staatsr.  Großbrit.,  S.  537. 

2ö5)  Das  Gesetz  bestimmt,  daß  Art.  80  der  VU.  aufgehoben 
ist,  „insoweit  er  diesem  Gesetz  zuwiderläuft".  Mithin  müßten  in 
Äbß>  1  des  Art.  80  statt  „keine  der  beiden  Kammern"  die  Worte 
„Haus  der  Abgeordneten"  stehen. 
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3.  Abschnitt: 
Die  Kammern  in  der  Ausübung  ihrer  Rechte. 

a)  Grundsätzlich  gesonderte  Beschluß- 
fassung mit  Wechselwirkung  der  Beschlüsse 
der  einzelnen  Kammern  zueinander. 
Wie  nun  aber  auch  immer  die  Abgrenzung  der  Rechte 
zweier  Kammern  sein  mag,  zur  Ausübung  ihrer  Rechte  tagen 
die  Kammern  nach  dem  Grundsatz  des  Zweikammersystems 
grundsätzlich  in  gesonderten  und  nur  in  bestimmten  wenigen 
Fällen  in  vereinigten  Sitzungen,  und  dementsprechend  und 
aus  denselben  Gründen  fassen  sie  ihre  Beschlüsse  grund- 
sätzlich gesondert  und  nur  bei  bestimmten  Materien  vereint, 
damit  jede  unabhängig  von  der  anderen  zu  ihrer  Entschei- 
dung kommt. 

Aber  während  manche  Verfassungen  bei  einer  fehlenden 
Einigung  beider  Kammern  bei  allen  oder  nur  gewissen  Ma- 
terien ihre  tatsächliche  Vereinigung,  wie  die  norwegische,  die 
hessische  und  in  gewissem  Sinne  auch  die  sächsische  Ver- 
fassung, oder  auch  nur  Quasivereinigung,  wie  in  Baden  und 
Württemberg,  durch  Durchzählen  der  Stimmen  beider  Kam- 
mern vorschreiben  266),  hält  die  preußische  Verfassung  mit 
nur  zwei  unten  zu  behandelnden  Ausnahmen  streng  an  dem 
Fundamentalsatz  des  Zweikammersystems  fest,  daß  nur  der 
von  jedem  Hause  in  gesonderter  Sitzung  gefaßte  Beschluß 
rechtliche  Bedeutung  hat,  aber,  wie  beide  Häuser  zusammen 
die  organische  Einheit  der  Volksvertretung  bilden,  die  Be- 
schlüsse der  beiden  Häuser  in  allen,  ihrem  Wirkungskreise 
angehörenden  Angelegenheiten  übereinstimmen  müssen,  wenn 
sie  der  Regierung  und  dem  Volke  gegenüber  als  der  ver- 
fassungsmäßige Ausdruck  des  Willens  des  Volkes,  als  Volks- 
wille in  staatsrechtlichem  Sinne  gelten  sollen  (Art.  62  Abs.  2). 

Wo  also  die  Kammern  ihre  politischen  oder  organischen, 
d.  h.  aus  ihrem  Berufe  als  staatliches  Organ  hergeleiteten 
Befugnisse  ausüben,  ist  in  den  Fällen,  wo  ihr  Beschluß  un- 
mittelbar auf  die  Mitwirkung  bei  der  Ausübung  der  Staats- 


266)  cf.  oben  S.  58  ff.,  79  ff.,  109  d.  Arbeit. 
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gewalt  gerichtet  ist,  also  bei  den  materiellen  politischen  Be- 
fugnissen der  Zustimmung  zu  allen  Gesetzen  (Art.  62),  der 
verfassungsmäßigen  Teilnahme  an  der  Ausübung  der  Finanz- 
gewalt (Art.  99,  104,  100,  103),  der  Zustimmung  zu  den 
in  das  Gebiet  des  Auswärtigen  gehörenden  Verträgen  des 
Art.  48,  der  Einwilligung  zur  Übernahme  der  Herrschaft 
in  fremden  Reichen  seitens  des  Königs  (Art.  55)  und  der 
Zustimmung  zur  Abänderung  der  Grenzen  des  Staatsge- 
bietes (Art.  2),  der  Beschluß  der  einen  Kammer  immer  nur 
mit  Beziehung  auf  den  Beschluß  der  anderen  Kammer  von 
Bedeutung,  da,  um  ein  positives  Ergebnis  zu  zeitigen,  die 
Beschlüsse  beider  Kammern  übereinstimmen  müssen,  negativ 
aber  der  Beschluß  des  einen  Hauses  den  abweichenden  Be- 
schluß des  anderen  staatsrechtlich  bedeutungslos  macht. 

So  (üben  die  Beschlüsse  der  beiden  Kammern  grundsätz- 
lich eine  Wechselwirkung  auf  einander  aus,  der  Beschluß 
der  einen  komplettiert  —  positiv  oder  negativ  —  den  der 
anderen,  so  selbständig  (in  gesonderten  Sitzungen)  sie  auch 
gefaßt  werden. 

b)  Gemeinschaftliche  Beschlußfassung  in 
vereinter  Sitzung. 
♦In  zwei  Fällen  aber  wird  die  gesonderte  Beschluß- 
fassung beider  Kammern,  die  durch  ihre  Wechselwirkung 
ihren  Charakter  als  den  alleinigen  Volkswillen  zeigt,  gleich 
zu  einer  Beschlußfassung  in  vereinter  Sitzung.  Es  sind  dies 
zwei  Fälle,  wo  es  politisch  angebracht  erscheint,  daß  die 
Einheit,  die  die  beiden  Kammern  als  Vertretung  des  Volkes 
bilden,  auch  nach  außen  hin  dokumentiert  wird,  nämlich 
wenn  für  den  sonst  über  den  Kammern  stehenden  souveränen 
König  rechtlich  oder  tatsächlich  eine  selbständige  Stellver- 
tretung nötig  wird,  d.  h.  wenn  die  Kammern  nach  Art.  56 
VU.  über  die  Notwendigkeit  einer  Regentschaft  zu  befinden 
und  nach  Art.  57  VU.  einen  Regenten  zu  erwählen  haben. 

Es  wird  also  ein  gemeinsamer  Beschluß  des  Herren- 
hauses und  Abgeordnetenhauses  in  vereinter  Sitzung  einmal 
herbeigeführt,  wenn  nach  Art.  56  bei  der  Minderjährigkeit 
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oder  sonstigen  dauernden  Verhinderung  des  Königs,  selbst 
zu  regieren,  der  der  Krone  am  nächsten  stehende  volljährige 
Agnat  (Art.  53)  nach  Übernahme  der  Regentschaft  die  Kam- 
mern beruft,  damit  diese  in  vereinter  Sitzung  über  die  Not- 
wendigkeit der  Regentschaft  beschließen,  wobei  diese  Be- 
schlußfassung jedoch  nicht  konstituierenden,  sondern  nur 
deklaratorischen  Charakter  hat. 

Nicht  aber  findet  dieser  gemeinsame  Beschluß  statt, 
wenn  der  König  nur  vorübergehend  verhindert  ist,  die  Re- 
gierungsgeschäfte zu  führen.  Denn  dann  sind  eben  die  Vor- 
aussetzungen der  Regentschaft  nicht  gegeben.  Deshalb  wer- 
den die  Geschäfte  in  diesem  Falle  fortgeführt  durch  einen 
vom  Könige  unter  ministerieller  Gegenzeichnung  nach  eige- 
nem Ermessen  ernannten  Stellvertreter,  wie  das,  wenn  es 
auch  nicht  ausdrücklich  in  der  Verfassung  "für  zulässig  er- 
klärt ist,  doch  in  Preußen  unbestrittene  Übung  ist  267). 

Der  zweite  Fall  einer  gemeinsamen  Beschlußfassung 
der  Kammer  ist  die  Wahl  eines  Regenten  durch  die  Kammern, 
wenn  kein  volljähriger  Agnat  vorhanden  und  nicht  bereits 
vorher  gesetzliche  Fürsorge  für  diesen  Fall  getroffen  ist 
(Art.  57). 

Diese  in  der  bestehenden  Verfassung  als  Ausnahme- 
fall in  der  Regentschaftsfrage  bestehende  gemeinsame  Be- 
schlußfassung der  Kammern  war  nach  dem  belgischen  Vor- 
bild des  Art.  82  lund  83  der  Constitution  beige  in  dem  Kom- 
missionsentwurf der  preußischen  Nationalversammlung  die 
einzige  Art  der  Regentenbestellung.  Denn  Art.  41,  42  und 
43  des  Kommissionsentwurfes  kannten  in  jedem  Falle  nur 
eine  Wahl  des  Regenten  in  vereinigter  Sitzung  der  beiden 

267)  Stellvertretungen  sind  vorgekommen  bei  der  Verhinde- 
rung Friedrich  Wilhelms  IV.  in  den  Jahren  1857  und  1858, 
Wilhelms  I.  in  den  Jahren  1878  und  1888,  Friedrichs  III.  1888. 
Obiger  Ansicht  sind  u.  a.  Arndt,  Pr.  VU.  S.  223;  Arndt  in  Birk- 
meyers Enzyklop.  1900,  S.  808;  Bornhak  I,  S.  214;  Schwartz, 
S.  160.  Änschütz,  der  mit  anderen  in  solchem  Falle  eine  Regent- 
schaft für  nötig  hält,  gibt  selbst  zu,  daß  „man  vielleicht  jetzt 
schon  ein  das  Institut  der  Stellvertreter  sanktionierendes  Gewohn- 
heitsrecht annehmen  kann".   Meyer-Anschütz,  S.  286  Anm.  3. 
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Kammern,  zu  der  sie  im  Falle  der  Minderjährigkeit  des 
Königs  ohne  Berufung,  im  Falle  seiner  sonstigen  Verhinde- 
rung —  wie  auch  jetzt  im  Falle  des  Art.  57  —  auf  Berufung 
des  Staatsministeriums  zusammentreten.  Dieses  Recht  der 
Berufung  wurde  jedoch  durch  Art.  54 — 56  der  oktroyierten 
Verfassung  vom  5.  12.  1848  den  Ministem  genommen  und 
dem  nächsten  Agnaten  zur  Pflicht  gemacht,  ohne  daß  dieser 
jedoch  dadurch  schon  ein  endgültiges  Recht  auf  Führung  der 
Regentschaft  erhielt.  Deren  Anordnung  liegt  nach  wie  vor 
einzig  und  allein  den  Kammern  ob. 

Das  heute  geltende  gemischte  System  von  der  grund- 
sätzlichen Übernahme  der  Regentschaft  durch  den  nächsten 
Agnaten  kraft  Gesetzes  und  der  ausnahmsweisen  Wahl  durch 
die  Kammern  ging  erst  aus  der  Tätigkeit  der  Revisions- 
kammern hervor  268). 

Mit  den  erwähnten  beiden  Fällen  ist  die  gemeinsame 
Beschlußfassung  der  beiden  preußischen  Kammern  erschöpft. 
In  Frankreich  269)  wählen  die  beiden  Kammern  vereinigt 
zur  Nationalversammlung  den  Präsidenten  der  Republik  und 
werden  sich  ebenso  vereinigt  auch  über  die  Notwendigkeit 
der  Revision  der  Verfassung  schlüssig  (Ges.  vom  25.  2.  1875, 
Art.  7),  während  wir  in  England  keinen  Fall  gemeinsamer 
Sitzung  beider  Häuser  sehen. 

Die  Fälle  der  gemeinsamen  Beschlußfassung  in  Nor- 
wegen, Hessen  und  Sachsen,  sowie  das  Durchzählen  der 
Stimmen  beider  Kammern  in  Baden  und  Württemberg  sind 
schon  erwähnt  (oben  S.  95,  96  ff.).  Württemberg  geht  da 
noch  besonders  weit,  indem  seine  Kammern  in  vereinigter 
Sitzung  noch  die  Mitglieder  des  ständischen  Ausschusses 
(§  190  VU.)  und  die  ständischen  Mitglieder  des  über  Mi- 
nisteranklagen (entscheidenden  Staatsgerichtshofes  (§  195 
VU.)  wählen,  außerdem  die  Beamten  des  ständischen  Archivs 
und  der  Schuldentilgungskasse  bestellen  oder  entlassen  (§  193 


268)  cf.  v.  Rönne,  VU.  S.  111—114;  Bornhak  I,  S.  210  ff.; 
cf.  oben  S.  113  d.  Arbeit. 

269)  Brie,  S.  59;  Lebon,  S.  43. 
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VIL).  Die  sächsischen  Kammern  wieder  setzen  in  gemein- 
samer Sitzung  durch  Beschluß  die  Minister  in  den  Anklage- 
zustand  (§  41  VU.),  ebenso  die  bayerischen  Kammern  (Tit.  10 
§  6  VU.),  die  mit  den  sächsischen  und  auch  den  hessischen 
Kammern  noch  den  Fall  gemeinsamer  oder  wenigstens  über- 
einstimmender, wenn  auch  nicht  in  gemeinsamer  Sitzung  er- 
folgender Beschlußfassung  gemein  haben,  daß  die  an  eine 
von  ihnen  gerichtete  Beschwerde  oder  Petition  nur  von 
beiden  Kammern  zusammen  in  gemeinsamer  "Vorstellung  an 
den  König  gebracht  werden  darf  (bayr.  Verf.  Tit.  7  §  21',, 
Ges.  vom  19.  1.  1872  betr.  Geschäftsgang  des  Landtages, 
Abschn.  2  Nr.  2;  sächs.  VU.  §  110;  hess.  VU.  Art.  79). 

Demgegenüber  haben  wir  also  in  Preußen  nur  zwei, 
auch  noch  sehr  seltene,  Fälle  einer  gemeinsamen  Beschluß- 
fassung gesehen,  die  auch  die  einzigen  wirklichen  Aus- 
nahmen von  dem  Grundsatz  der  gesonderten  Tagung  in 
Preußen  darstellen,  indem  in  den  anderen  (oben  Ib)  er- 
örterten Fällen  einer  Vereinigung  beider  Häuser  keine  Be- 
schlußfassung stattfindet. 

c)    Gesonderte  Beschlußfassung  einer  jeden 
Kammer  mit  selbständiger  Bedeutung 

ihrer  Beschlüsse. 
Bringt  die  gemeinschaftliche  Beschlußfassung  im  Grunde 
nichts  anderes  als  die  gegenseitige  Wechselwirkung  der  ge- 
sondert gefaßten  Beschlüsse  zum  Ausdruck,  den  in  beiden 
Kammern  zur  Entstehung  gelangenden,  aber  einheitlich  da- 
stehenden Volkswillen,  und  zwar  überall  da,  wo  dieser 
Volkswille  unmittelbar  als  Mitwirkung  bei  Ausübung  der 
Staatsgewalt  zur  Geltung  zu  kommen  hat,  so  finden  wir 
andererseits  dort,  wo  es  sich  um  die  Ausübung  der  formellen 
organischen  Rechte  der  Kammern  und  deren  kollegialischen 
Befugnisse  handelt,  eine  Beschlußfassung  jeder  Kammer, 
die  für  sich  selbständige  Bedeutung  hat.  Sie  stellt  sich  dar 
als  der  für  die  Regierung  verbindliche  Ausdruck  des  Geltend - 
machens  der  jeder  Kammer  in  gleichem  Maße  zustehenden 

formellen  politischen  Rechte,  ohne  daß  in  derselben  Materie 
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ein  übereinstimmender  Beschluß  der  anderen  Kammer  vorzu- 
liegen braucht,  wie  das  bei  den  materiellen  politischen 
Rechten  der  Kammer  nötig  ist;  ja,  ein  solcher  dieselbe  Ma- 
terie betreffender  Beschluß  der  anderen  Kammer  wird  dem 
Wesen  der  formellen  Rechte  und  der  Selbständigkeit  und 
Gleichheit  der  Kammern  entsprechend  überhaupt  nicht  oder 
nur  höchst  selten  gefaßt  werden. 

Im  einzelnen  sind  diese  Fälle  der  gesonderten,  für  sich 
rechtliche  Bedeutung  zeigenden  Beschlußfassung  der  Kam- 
mern folgende: 

Nach  Ärt.  81  VU.  kann  eine  Kammer  den  Beschluß 
fassen,  eine  Adresse  an  den  König  zu  richten  (Ärt.  81  Abs.l), 
für  deren  gegenständlichen  Inhalt  keine  Beschränkung  be- 
steht. Die  Kammer  kann  aber  nach  Ärt.  81  Äbs.  3  und  den 
entsprechenden  Vorschriften  ihrer  Geschäftsordnung  27°)  auch 
den  Beschluß  fassen,  Beschwerden,  die  in  ihrem  Schöße  laut 
geworden  oder  ihr  durch  eine  Bittschrift  übermittelt  worden 
sind  und  in  tatsächlicher  Erweiterung  über  jede  Frage  von 
dem  Ministerium  Aufklärung  bzw.  Abhilfe  verlangen,  also 
eine  Resolution  oder  Interpellation  an  das  Ministerium  richten. 
Auf  diese  hat  der  interpellierende  Regierungsvertreter  nach 
Ärt.  81  Abs.  3  i.  V.  mit  Art.  60  Äbs.  2  stets  eine  Antwort 
zu  geben,  ohne  daß  diese  freilich  eine  materielle  Auskunft 
zu  enthalten  braucht,  wenn  eine  solche  mit  dem  Staatswohl 
unvereinbar  erscheint 271). 

Der  dritte  Fall  ist  der  Beschluß  einer  Kammer,  behufs 
ihrer  Information  eine  Kommission  zur  Untersuchung  von 
Tatsachen  (Enquete-Kommission)  zu  ernennen.  Dieser  steht 
nach  der  herrschenden  Ansicht  auch  die  Beurteilung  von 
Maßregeln  der  Staatsregierung  im  ganzen  zu.  Zweifelhaft 


27°)  Geschäftsordn.  d.  Herrenh.,  §§  15,  29—31,  80;  Ge- 
schäftsordn.  f.  d.  Äbgeordnetenh.,  §§  26,  29,  36,  51,  74. 

271)  So  mit  Meyer-Änschütz,  S.  299/300;  Schwartz,  S.  238; 
gegen  Arndt,  Pr.  VU.  Art.  81  Anm.  2;  Bornhak  I,  S.  458/59; 
kodifiziert  ist  obige  Ansicht  durch  Bayr.  Ges.  vom  19.  1.  1872, 
Ärt.  20,  das  Gegenteil  in  der  sächs.  Landtagsordnung,  §  31. 
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ist  aber,  ob  der  diesbezügliche  Beschluß  einer  Kammer  eine 
selbständige  Untersuchungsbehörde  schafft. 

Nach  dem  Wortlaut  des  Kommissionsentwurfes  der 
Nationalversammlung  Art.  73  ist  dies  der  Fall,  indem  den 
Kammern  das  Recht  gegeben  wird,  Zeugen  zu  vernehmen 
und  die  Behörden  zu  ihrer  Assistenz  zu  requirieren.  Dazu 
sagen  die  vom  Abgeordneten  Reichensperger  abgefaßten 
Motive  ausdrücklich,  daß  es  , »dabei  für  nötig  erachtet  wurde, 
die  Requisition  der  Behörden  nur  durch  Vermittelung  der 
Staatsbehörde  eintreten  zu  lassen"  272).  In  der  oktroyierten 
Verfassung  erscheint  der  nunmehrige  Artikel  81  jedoch  in 
der  Form  des  jetzigen  Artikels  82,  wobei  die  Revisions- 
kommission der  zweiten  Kammer  nur  deshalb  auf  einen  Ab- 
änderungsvorschlag verzichtete,  weil  sie  annahm,  daß  der 
fragliche  Artikel  unzweifelhaft  den  Kammern  die  Befugnis 
gebe,  Zeugen  und  Sachverständige  zu  vernehmen.  Der  Zen- 
tralausschuß der  ersten  Kammer  hinwieder  wollte  den  Art.  81 
der  Verfassung  von  1848  wegen  der  ,, Gefahr  der  Übergriffe 
in  das  Gebiet  der  ausübenden  Gewalt  und  wegen  der  Ent- 
behrlichkeit solcher  Untersuchungen  in  Preußen  überhaupt" 
streichen. 

Zur  Annahme  gelangte  der  Artikel  in  seiner  heutigen 
Form,  nachdem  noch  in  der  ersten  Kammer  ein  Amendement, 
das  besonders  aussprach,  daß  den  Kammern  das  Recht  zu- 
stehe, Sachverständige  und  andere  Personen  am  Sitze  der 
Kammern  zu  hören,  verworfen  worden  war  273). 

Das  Ergebnis  ist  also,  daß  die  Kammern  zwar  dem 
Texte  nach  ihre  Übereinstimmung  zeigten,  der  Sache  nach 
aber  sich  grundsätzlich  gegenüber  standen. 

Bedenkt  man  nun,  daß  auch  in  der  ersten  Kammer  die 
Ansicht  der  zweiten  Kammer,  wenn  auch  nur  durch  die 
Minorität,  vertreten  wurde,  und  erwägt  man,  daß  die  En- 
quete-Kommission sozusagen  als  Organ  des  den  Kammern 
zustehenden  allgemeinen  Kontrollrechtes    gegenüber  dem 


272)  v.  Rönne,  VU.  S.  162/63. 

273)  Die  Belege  s.  v.  Rönne,  VU.  S.  163. 
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Staatsministerium  Selbständigkeit  haben  muß,  so  kann  man 
der  Ansicht  zuneigen,  in  der  Enquete-Kommission  eine  selb- 
ständige Untersuchungsbehörde  zu  sehen. 

Doch  steht  dem  entgegen,  daß,  wenn  auch  vielleicht  der 
Gesetzgeber  eine  Ausnahme  von  dem  Grundsatze,  daß  die 
Volksvertretung  mit  keinem  anderen  staatlichen  Organ  als 
dem  Ministerium  in  Verkehr  treten  darf,  hätte  machen 
wollen,  dies  in  der  Fassung  des  Gesetzes  zum  Ausdruck 
kommen  müßte. 

Da  dies  nicht  der  Fall  ist,  darf  die  Enquete-Kommission 
Requisitionen  nur  durch  Vermittelung  des  Staatsministeriums 
vornehmen;  niemand  wäre  verpflichtet,  den  Requisitionen 
bzw.  Vorladungen  der  Kammern  Folge  zu  leisten,  da  der 
parlamentarischen  Untersuchungskommission  die  obrigkeit- 
liche Gewalt  mangelt274). 

Der  vierte  Fall  gesonderter  Beschlußfassung  liegt  vor, 
wenn  eine  Kammer  nach  Art.  61  VU.  einen  Minister  wegen 
Verfassungsverletzung,  Bestechung  oder  Verrat  vor  dem 
obersten  Gerichtshof  (das  wäre  das  Kammergericht),  ur- 
sprünglich vor  den  vereinigten  beiden  obersten  Gerichts- 
höfen, also  dem  Obertribunal  und  dem  rheinischen  Revisions- 
und Kassationshof,  anklagt. 

Mit  der  Beschränkung  des  Gegenstandes  der  Minister- 
anklage auf  Rechtsverletzungen  hat  die  preußische  Minister- 
anklage, wie  überhaupt  der  deutsche  Typ  der  Ministeran- 
klage, einen  überwiegend  strafrechtlichen  Charakter.  Sie 
erinnert  darin  an  das  englische  impeachment.  Dem  Inhalt 
des  Urteils  nach  aber  nähern  sich  die  deutschen  Minister- 
anklagen dem  amerikanischen  System  275),  indem  sie  meistens 
auf  Verlust  und  Unfähigkeit  zur  Bekleidung  weiterer  Ämter 
lauten. 

In  Preußen  aber  fehlen  noch  die  Bestimmungen  über  die 
Strafe.  Sie  werden  ebenso  wie  die  Bestimmungen  über  die 


27±)  cf.  Arndt,  Pr.  VU.  Seite  290/91;  Bornhak  I,  Seite  460; 
a.  Ä.  Schulze  I,  S.  613—15;  Schwartz,  S.  239  ff. 

275)  Rüttimann  I,  S.  219  ff.;   Meyer-Änschütz,  S.  683  ff. 
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Fälle  der  Verantwortlichkeit  und  das  Verfahren  nach  Art.  61 
Abs.  2  der  VU.  einem  besonderen  Gesetz  vorbehalten.  Sie 
sind  es  noch,  obgleich  der  Erlaß  eines  solchen  Gesetzes  die 
Reichs  justizgesetze,  soweit  sie  nicht  die  straf  prozessualische 
Verfolgung  von  Amts-  und  gemeinen  Verbrechen  betreffen, 
nicht  berühren  würde,  da  weder  EG.  §  3  StPO.  noch  GVG. 
§  1 6  sich  auf  die  Ministeranklage  beziehen,  indem  diese  nicht 
zur  ordentlichen  streitigen  Gerichtsbarkeit  gehört. 

Da  !nun  aber  einmal  dieses  Gesetz  noch  nicht  ergangen 
ist,  ist  ein  nach  Art.  61  gefaßter  Beschluß  einer  Kammer  vor- 
läufig bedeutungslos.  Er  würde  allerdings  auch  niemals  die 
Bedeutung  eines  Disziplinarverfahrens  der  Kammer  gegen 
den  Minister  haben,  da  in  Preußen  die  Volksvertretung  nicht 
als  vorgesetzte  Behörde  der  Minister  erscheint  276). 

Der  fünfte  Fall  ist  der  Beschluß  der  auf  Antrag  des 
Präsidenten  oder  von  zehn  Mitgliedern  zu  einer  geheimen 
Sitzung  zusammengetretenen  Kammer,  in  geheimer  Sitzung 
zu  arbeiten  (Art.  79). 

Weitere  Fälle  gesonderter  Beschlußfassung  sind  dann 
noch  alle  Beschlüsse  innerhalb  der  kollegialen  Befugnisse 
einer  jeden  Kammer,  die  alle,  wenn  sie  von  einem  Hause 
gefaßt  sind,  verbindlich  sind,  soweit  sie  sich  in  dem  Rahmen 
der  jedem  der  beiden  Häuser  des  Landtages  verfassungs- 
mäßig zugestandenen  Autonomie  halten  (Art.  78  VU.). 

So  ist  der  Beschluß  eines  Hauses,  der  Rechtsstreitig- 
keiten, z.  B.  eine  bestrittene  Wahl,  nach  einer  Prüfung,  zu 
der  die  Kammer  aber  Staatsbehörden  nicht  unmittelbar  re- 
quirieren darf  (cf.  oben),  entscheidet,  ausschließlich,  end- 
gültig und  autonom.  Freilich  ist  der  Beschluß  in  einer  Legi- 
timationsprüfung für  das  Herrenhaus  nur  rein  formeller  Natur, 
da  dort  die  Berufung  durch  den  König  der  alleinige  Titel  ist. 
Für  das  Abgeordnetenhaus  aber  ist  er  von  großer  Bedeutung. 

Jedoch  kann  die  Entscheidung  der  Kammer  nur  die  ganze 
Wahl  betreffen  und  sich  nur  auf  die  Gültigkeit  der  Wahl  er- 


276)  Arndt,  Pr.  VU.  S.  240—42;  Meyer- Anschütz,  S.  683/84, 
687—89. 
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strecken,  nicht  aber  eine  Anerkennung  des  Gegenkandidaten 
oder  die  Anordnung  von  Stichwahlen  enthalten,  wie  das 
für  Belgien  immerhin  anzunehmen  ist  277). 

Die  anderen  Fälle  der  gesonderten  und  für  sich  ver- 
bindlichen Beschlußfassung  sind  nach  Art.  78  die  von  jeder 
Kammer  für  sich  und  unabhängig  von  der  Regierung  vor- 
genommene Wahl  des  Präsidenten,  Vizepräsidenten  und  der 
Schriftführer,  die  einer  Bestätigung  durch  die  Staatsregie- 
rung nicht  bedarf,  sowie  die  Festsetzung  der  Bestimmungen 
über  den  Geschäftsgang  und  die  Aufrechterhaltung  der  Diszi- 
plin im  Hause. 

Diese  Geschäftsordnungen  bedürfen  nicht,  wie  ein  Ge- 
setz, der  Zustimmung  der  Krone  und  des  anderen  Hauses, 
sondern  verdanken  ihre  Gültigkeit  lediglich  der  Autonomie 
eines  jeden  Hauses.  Sie  können  deshalb  auch  jederzeit  von 
der  betreffenden  Kammer  suspendiert  und  geändert  werden; 
sie  sind  aber  nicht  imstande,  die  Verfassung,  andere  Ge- 
setze oder  andere  Rechtsnormen  zu  ändern  oder  aufzuheben 
und  werden  daher  nicht  als  vollgültige  Rechtsquellen  an- 
erkannt278). 

Anders  ist  dies  natürlich  dort,  wo  die  Geschäftsordnun- 
gen den  Charakter  von  Gesetzen  haben  und  dann  auch  nur 
durch  Gesetz  abgeändert  werden  können,  wie  in  Bayern 
(Gesetz  vom  19.  1.  1872,  iden  Geschäftsgang  des  Landtages 
betreffend,  Abänderung  durch  Gesetz  vom  4.  Juli  1904), 
Sachsen  (Landtagsordnung  vom  12.  10.  1874)  und  Hessen 
(Gesetz,  die  landständische  Geschäftsordnung  betreffend,  vom 
17.  6.  1874).  Jedoch  können  auch  dort,  mit  Ausnahme  von 
Hessen,  die  Kammern  autonome  Bestimmungen  erlassen, 
innerhalb  der  durch  §  2  der  angeführten  Gesetze  gezogenen 
Schranken. 

Württemberg  dagegen  ist  Preußen  gefolgt  (Verf.-Ges. 
vom  23.  Juni  1874  Art.  3);  auch  in  Baden  sehen  wir  die 


277)  Arndt,  VU.  S.  283/84;  Schwartz,  S.  230;  Schulze  I, 
S.  616;   Meyer-Änschütz,  S.  330. 

278)  Meyer-Änschütz,  S.  328/29;  Arndt,  VU.  S.  285;  Schwartz, 
S.  229/30. 
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autonome  Beschlußfassung  der  Kammern,  wenigstens  in  der 
Praxis,  indem  die  Kammern  dieses  Recht,  obwohl  es  nicht 
in  der  Verfassungsurkunde  erwähnt  ist,  für  sich  in  Anspruch 
nehmen,  ohne  bei  der  Regierung  Widerspruch  zu  finden  279). 

In  Preußen  besteht  in  diesem  Falle  der  Beschlußfassung 
ein  Unterschied  noch  insofern,  als  die  jetzt  geltende  Ge- 
schäftsordnung des  Herrenhauses  vom  15.  6.  1892  nach 
ihrem  §  80  ,, fortdauernd  von  Session  zu  Session  in  Kraft 
bleiben  soll"  und  Abänderungen  nur  auf  Grund  eines  von 
der  Geschäftsordnungskommission  vorbereiteten  Beschlusses 
getroffen  werden  können;  das  Abgeordnetenhaus  dagegen 
hält,  um  ständig  sein  autonomes  Recht  der  Beschlußfassung 
akut  sein  zu  lassen,  an  dem  Grundsatz  fest,  daß  es  für  jede 
Session  seinen  Geschäftsgang  und  die  Disziplin  von  neuem 
zu  regeln  hat  und  jeder  Beschluß  über  die  Geschäftsordnung!, 
für  ein  späteres  Haus  unverbindlich  ist.  Es  nimmt  deshalb 
immer  wieder  auf  Grund  eines  besonderen  Antrages  oder 
stillschweigenden  Übereinkommens  seine  Geschäftsordnung 
an,  die  aus  dem  Jahre  1876  stammt  und  am  12.  2.  und 
5.  12.  1877  Ergänzungen  erhielt  280). 


279)  Meyer-Anschütz,  §  104  Hnm.  2—4. 

280)  Schwartz,  S.  229. 
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Schluß: 

Ausblick  auf  die  Verfaffung  des  neuen 
Königreichs  Polen. 

Das  Zweikammersystem  wird  voraussichtlich  auch  in 
der  Verfassung  des  neuen  Königreichs  Polen 281)  seinen 
Platz  finden. 

Ansätze  zu  einem  Oberhaus  sehen  wir  bereits  in  dem 
durch  Verordnung,  betreffend  den  „Provisorischen  Staats- 
rat im  Königreich  Polen"  der  Generalgouverneure  vom  26. 
November  1916  282)  gebildeten  Provisorischen  Staatsrate. 

Er  besteht  aus  25  durch  die  beiden  Generalgouverneure 
berufenen  Mitgliedern,  die  „vermöge  ihrer  Lebensstellung 
zur  Vertretung  aller  Gebiete  und  Berufskreise  befähigt  sind" 
(Ziffer  1).  Er  ist  an  der  Gesetzgebung  durch  Abgabe  von 
Gutachten  beteiligt  und  „berufen,  an  der  Fassung  weiterer 
staatlicher  Einrichtungen  im  Königreich  Polen  mitzuwirken" 
(Ziffer  7),  zu  welchem  Zweck  er  unter  anderem  das  Initiativ- 
recht in  Landesangelegenheiten  hat,  das  durch  Verordnung 
vom  6.  Dezember  1916  zur  gesetzgeberischen  Initiative  er- 
weitert ist. 

Er  soll  wohl,  wie  auch  der  alte  Rat  des  Königs  in  der 
polnischen  Verfassung  vom  3.  Mai  1791  283),  zu  einer  ersten 
Kammer  umgestaltet  werden.  Denn  Ziffer  1  der  Verordnung 
vom  26.  November  1916  stellt  einen  auf  Grund  eines  zu 
vereinbarenden  Wahlverfahrens  zu  bildenden  Staatsrat  in 
Aussicht. 

Mit  einem  Wahloberhause  aber  würde  man,  da  in 
Polen  ähnlich  und  noch  fester  als  in  den  deutschen  Staaten 
die  geschichtliche  Erinnerung  wurzelt,  die  alte  ständische 

281)  Proklamation  vom  5.  November  1916. 

282)  Deutsche  Lodzer  Zeitung  Nr.  338  vom  6.  Dezember  1916. 

283)  Cf.  oben  S.  44  d.  Arbeit. 
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Gliederung  bei  der  Bedeutung,  die  Adel  und  Grundbesitz 
noch  heute  in  Polen  haben,  sich  auch  wirklich  noch  tief  ein- 
schneidend im  Wirtschaftsleben  bemerkbar  macht,  nur  dann 
den  polnischen  Verhältnissen  gerecht  werden,  wenn  man 
die  einzelnen  Berufsstände  organisieren  würde  und  dann  aus 
sich  ihre  Vertreter  wählen  ließe.  Freilich  kämen  für  die  erste 
Kammer  nur  die  Stände  in  Betracht,  die  in  einer  ersten 
Kammer  ein  staatserhaltendes  und  besonnenes  Element  ge- 
währen würden,  so  daß  die  Kammer  etwa  das  Bild  der 
ersten  Kammer  Preußens  oder  der  süddeutschen  Staaten 
geben  müßte. 

Gerade  das  Element  der  Besonnenheit  wird  die  polnische 
erste  Kammer  bei  der  politisch  unreiferen  Masse  des  pol- 
nischen Volkes  darstellen  müssen.  Die  erste  Kammer  wird 
auch  gegenüber  der  zweiten  Kammer  nicht  die  Bedeutungs- 
losigkeit haben  dürfen,  wie  sie  der  Senat  der  polnischen 
Verfassung  von  1791  und  1815  284)  gegenüber  der  Land- 
botenstube hatte. 

Denn  nicht  wie  dort  der  Adel  und  die  Kommunen,  son- 
dern die  breite  Volksmasse  wird  in  der  zweiten  Kammer  der 
neuen  polnischen  Verfassung  sitzen.  Da  aber  die  Masse  des 
Volkes  in  Polen  nicht  nur  politisch  weniger  reif  ist  als  die 
anderer  Völker,  sondern  auch  die  wirtschaftlichen  Gegen- 
sätze in  ihr  größer  sind  als  bei  anderen  Völkern,  bei  denen 
sich  die  Kräfte  in  freiem  Leben  ausgleichen  konnten,  wäre 
es  meines  Erachtens  verkehrt,  die  zweite  Kammer  auf  demo- 
kratischer Basis  aufzubauen.  Auch  sie  muß  vielmehr  irgend- 
eine den  wirtschaftlichen  Verhältnissen  gerecht  werdende 
berufsständische  oder  Klassengliederung  zeigen,  um  nicht 
einzelne  Stände,  die  wohl  wichtig,  aber  politisch  weniger 
gewitzigt  sind,  wie  die  Bauern,  von  anderen  unterdrücken 
zu  lassen. 

284)  cf.  oben  S.  44  ff.,  49  ff.  d.  Arbeit. 

□  □□ 
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Lebenslauf- 
ich, Lothar  Richard  Adalbert  Gulitz,  wurde  am  17.  Äugust 
1891  zu  Haynau  in  Schlesien  als  Sohn  des  Kanzleirates 
Robert  Gulitz  und  seiner  Ehefrau  Cäcilie,  geb.  Sage,  geboren. 
Ich  bin  katholisch  und  Preuße. 

Von  Ostern  1902  ab  besuchte  ich  das  Kgl.  Gymnasium 
zu  Sagan  und  erhielt  Ostern  1911  das  Zeugnis  der  Reife. 
Sodann  studierte  ich  in  Breslau  und  Würzburg  sechs  Se- 
mester die  Rechts-  und  Staatswissenschaften.  Äm  Ende  des 
sechsten  Semesters  meldete  ich  mich  zur  ersten  juristischen 
Prüfung  und  bestand  das  Examen  vor  der  Prüfungskom- 
mission des  Kgl.  Oberlandesgerichts  zu  Breslau  am  11.  Äugust 
1914.  Am  13.  Äugust  wurde  ich  zum  Referendar  ernannt 
und  am  15.  Äugust  vor  dem  Ämtsgericht  Breslau  vereidigt. 

Inzwischen  war  ich  bei  einem  Kavallerieregiment  als 
Kriegsfreiwilliger  eingetreten.  Äm  20.  November  1914  rückte 
ich  ins  Feld  und  machte  die  Kämpfe  der  9.  Ärmee  in  Polen 
mit.  Im  Juni  1915  trat  ich  zur  schönen  Maschinengewehr- 
waffe über.  In  ihr  in  der  Heimat  ausgebildet,  wurde  ich 
durch  Ä.K.  O.  vom  6.  November  1915  zum  Leutnant  d.  R. 
unter  Versetzung  zu  den  Reserveoffizieren  eines  Jäger- 
Bataillons  befördert.  Nach  Kommandos  auf  den  M. -G.- 
Plätzen Döberitz  und  Bitsch  in  Lothringen  rückte  ich  Ende 
Februar  1916  als  Führer  einer  Maschinengewehr-Formation 
erneut  ins  Feld.  Im  Verbände  eines  Reserve-Jägerbataillons 
konnte  ich  an  den  Stellungskämpfen  am  Serwetsch  und  an 
der  Schtschara,  sowie  an  der  Vereitelung  des  russischen 
Durchbruchsversuches  bei  Baranowitschi  teilnehmen,  bis  ich 
am  15.  Juli  1916  nördlich  Baranowitschi  schwer  verwundet 
wurde. 


Zurzeit  liege  ich  noch  im  Festungslazarett  Breslau, 
Abteilung  Sanatorium  Friedend.  Hier  entstand  nach  einge- 
tretener Besserung  meines  Gesundheitszustandes  die  vor- 
liegende Ärbeit.  Ende  Januar  1917  mußte  ich  mich  einer 
neuen  Operation  unterziehen.  Am  15.  März  1917  bestand 
ich  das  examen  rigorosum. 

Ich  spreche  an  dieser  Stelle  allen  meinen  hochverehrten 
Lehrern  meinen  ergebensten  Dank  aus,  insbesondere  Herrn 
Geheimrat  Brie  für  die  freundliche  Anregung  zu  dieser  Är- 
beit und  ihre  Förderung. 


